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Bericht
über

die Verhandlungen
der

zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zweite Sitzung.
Oldenburg , den 28 . März 1865 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung: 1) Wahl eines Ausschusses für die Vorlage dir. 15.
2) Berichte dcS Justiz - Ausschusses über die Vorlagen

u) "Ar. 6., betr. eine llebercinkunft mit der Königlich Preußischen Negierung wegen Untersuchung
und Bestrafung der Forst-, Feld-, Jagd - und Fischerei- Frevel re.

li) "Ar. 7. , betr. den Art. 16 des Entwurfs des Gesetzes, betr. die Reorganisation der Erspa-
rungSkasse.

6) Berichte des Finanz - Ausschusses über die Vorlagen
u) Nr. 2. wegen Vergütung des Unterrichts im Hebammen- Institute.
b) Nr. 3. , betr. die mit den Hufnern Burmeister und Steinbeck  abgeschlossenen Tausch-

verträgc.
u) Nr. 5., betr. Abzüge von den Gehalten der Beamten.
>1) Nr . 9., betr. Stipendien zum Besuche landwirthschaftlicher Lehranstalten.

4) Bericht desselben über die Vorlage 10, betr. den Etat des Landdragonercorps.
Eventnaliter:

5) Bericht desselben über die Vorlage 11, betr. den Bau einer Chaussee durch das Amt Landwührden.
6) Bericht desselben über die Vorlagen

a) "Nr. 13. wegen Bewilligung von Beihülfen für den Unterricht von Blinden.
b) Nr. 16. wegen Ueberlassuug eines Areals an die zu Jeddeloh neu zu errichtende Schulgemeinde,
o) vom 21 . d. M . wegen Entschädigung der Stadt Eutin für die Arbeiten rc. behuf Umlegung

der Classensteucr.
<1) betr. Bewilligung eines Zuschusses zu den Kosten der Umleitung der Ochtum.

Vorsitzender : Präsident Becker.
Am Ministertische: Reg. - Commissär Bucholtz.
Der Schriftführer Abg. Strackerjan  III . verliest das

Protokoll der vorigen Sitzung ; dasselbe wird genehmigt. Der
Präsident theilt mit , daß die beiden Abgeordneten, welche in
der ersten Sitzung gefehlt hätten, Bulling und S uh reu,
heute sich eingefunden hätten.

Eingänge:
1) Schreiben der Staatsregicrung , betr. den Entwurf

eines Gesetzes wegen Einführung der Einkommensteuer
im Fürstenthum Lübeck.

2) Desgleichen für das Fürftenthum Birkenfeld. (An
den Steuerausschuß.)

3) Petition der Gemeinden Fedderwarden und Sengwar¬
den, Chausseebaubetr. (An den Fiizgnzausschuß.)
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4) Schreiben der Staatsregierung , betr. Erhöhung des
Voranschlags der Ausgaben des Herzogthums für 1865
zu Z. 49. (An denselben Ausschuß.)

5) Desgleichen, betr. Entschädigung der Stadt Eutin für
die Kosten der Veranlagung der Classen- rc. Steuer.
(An denselben Ausschuß.)

6) Desgleichen, betr. Zollverträge mit Oesterreich. (Au
den Zollausschuß.)

7) Desgleichen, betr. Zollverträge mit Bremen. (An
denselben Ausschuß.)

8) Desgleichen, betr. die Chaussee von Brake nach Golz¬
warden. (An den Finanzausschuß.)

9) Vorstellung des Grafen W. F . Bentinck, betr. Nach¬
zahlung von Jahresrenten . (An denselben Ausschuß.)
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10) Schreiben der Staatsregierung, betr, Telegraphen-Ver-
ein. (Vertraulich.) (An den Finanzausschuß.)

11) Petition einer Hebamme in Friesoythe um Gehaltsbe¬
willigung. (An den Finanzausschuß.)

12) Desgleichen aus Tettens wegen Anlegung einer Apo¬
theke. (An den Petitionsausschuß.)

13) Schreiben der Staatsregiernng, betr. Anstellung eines
Gehülfen des Domainen- Inspektors. (An den Fi¬
nanzausschuß.)

14) Desgleichen, betr. Nachbewillignng zu dem Bau einer
Mädchenschule in Eutin. (An denselben Ausschuß.)

15) Petition aus Tettens, Chausseebau betr. (An densel¬
ben Ausschuß.)

16) Petition aus Elsfleth und
17) desgleichen aus Berne, betr. Eisenbahn- und Brücken¬

bau über die Hunte. (An den Eisenbahn- event.
Finanzausschuß.)

Der Vorsitzende zeigt dem Landtage an, daß die Deputa¬
tion zur Begrüßung Sr . Königl. Hoheit des Großherzogs
ihren Auftrag erfüllt und huldvoll angenommen sei.

Erster Gegenstand der Tagesordnung: Wahl eines Aus¬
schusses für die Vorlage Ar. 15.

Vorsitzender : Die Vorlage Nr. 15 betreffe offenbar
einen Gegenstand der Geschäftsordnung. Da für solche Vor¬
lagen im K. 35 der Geschäftsordnungbestimmt sei, daß der
Präsident des Landtags zugleich Vorsitzender des Ausschusses
sei, habe er sich unter Vorbehalt der Genehmigung des Land¬
tags den Vorschlag erlaubt, daß er selbst als Vorsitzender in
den Ausschuß einträte und daß sechs fernere Mitglieder heute
gewählt würden.

Der Landtag ist mit diesem Verfahren einverstanden und
wird zur Wahl der sechs Mitglieder geschritten. Es werden
gewählt die Abgeordneten: Bar leben mit 39, Brörmanu
mit 33, Buuies und Lentz mit je 28, Scriba und Tei¬
len mit je 26 Stimmen.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung:
L. Bericht des Justiz- Ausschusses über die Vorlage

Nr. 6, betr. eine Ucbercinknust mit der Äönigl. Preußischen
Regierung wegen Untersuchung und Bestrafung der Forst-,
Feld- , Jagd - und Fischerei- Frevel. (Berichterstatter Abg.
Selckmanu  II .)

I). Bericht des Justiz- Ausschusses, betr. den Art. 16
des Entwurfs des Gesetzes, betr. die Reorganisation der Er-
sparungökasse. (Berichterstatter Abg. Selckmann  II .)

Eine Verlesung der Berichte wird nicht gewünscht. Die
mit den Anträgen der Staatsregierung übereinstimmenden
Anträge des Ausschusses werden ohne Debatte angenommen.

Dritter Gegenstand der Tagesordnung:
Mündliche Berichte des Finanz- Ausschusses
n. betr. raS Schreiben der Staatsregiernng vorn4. März

d. I . wegen Vergütung des Unterrichts im Hebammen-Jnstitutc.
(Anlage2.)

Berichterstatter Abg. Etrackerjan II- : Wie aus der
Vorlage zu ersehen, sei bisher, wenigstens in den letzten Jah¬
ren, für den Unterricht im Hebammen-Jnstitute eine besondere
Vergütung nicht bezahlt, sondern derselbe einem Mitglieds des
eollexium meciilnnn zur Pflicht gemacht. Die Staatöregie¬
rung sei nun der Ansicht, daß das betreffende Mitglied durch
diese Obliegenheit seinen College:: gegenüber überbürdet sei,
halte daher eine besondere Vergütung für gerechtfertigt und
beantrage eine solche bis zu dem Betrage von 100 Thl.r.,
während zur Zeit nur eine Verwendung von 50 Thlr. beab¬
sichtigt zu sein scheine. Der Ausschuß sei mit den Motiven
der Vorlage einverstanden, habe aber geglaubt, für die gegen¬
wärtige Finanzperiode die Bewilligung auf 50 Thlr. beschrän¬
ken zn sollen. Erweise sich dieser Betrag später als ungenü¬
gend, so könnte der Antrag der Staatsregierung erneuert wer¬
den. Die Summe werde zum ersten Male für den Cursus
1864/65 zur Verausgabung kommen und sei die Bewilligung
für den Unterrichtscursus ausznsprechen. , Falle ein Cursus
aus , so sei auch die Vergütung selbstverständlich nicht zn ver¬
ausgaben. Hiernach ergebe sich der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß für die Leitung und Ertheilung des Unterrichts rc.
im Hebammen- Institute in Oldenburg ein Honorar
von 50 Thlr. für jeden Cursus und zum ersten Male
für den Cursus 1864/65 aus den zu H. 15 des Vor¬
anschlags der Ausgaben des Herzogthums pro 1864/65
bewilligten Mitteln gewährt werde.

Der Alttrag wird ohne Debatte angenommen, der wci-
tcrgehende Autrag der Staatsregierung abgelehnt.

5. betr. das Schreiben der Staatsregiernng vom4. März
d. I . , betreffend die mit den Hufnern Burmeister und
Steinbeck  abgeschlossenen Tauschvcrträge. (Anlage3.)

Berichterstatter Abg. Hardt : Die von der Staats-
regicruug in Anlage 3 vorgelegten Tauschvcrträge mit den
Hufnern Bn ritte ist er und Steinbeck  bezweckten zunächst
eine bessere Arrondirung des Staatsguts, sodann die Befreiung
von lästigen Weide- und Wege- Gerechtigkeiten. Ans diesen
wichtigen Gründen, mit denen der Ausschuß um so mehr ein¬
verstanden sei, als die Verträge nach dem Gutachten kompe¬
tenter Personen für den Staat durchaus günstig seien, bean¬
trage der Ausschuß in Uebereiustimmung mit der Staats¬
regierung:

der Landtag wolle sich, soweit nöthig, mit der indem
Schreiben der StaatSrcgierung vom 4. März d. I.
— Anlage3 — erwähnten Vereinbarung mit den
Hufnern Burmei st er und Stei  nbeck einverstanden
erklären.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen.
o. betr. das Schreiben der Staatsregiernng vom 4. März

d. I ., betr. Abzüge von den Gehalten der Beamten. (Aul. 5.)
Berichterstatter Abg. Strackerjan II - : Bisher sei

von den Beamten des HerzogthnmS bei ihrer Anstellung und
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bei jeder Gehaltszulage eine Abgabe von 4 pCt. des Gehaltes
bezw. der Zulage an die Delinqnentenkasse entrichtet. In den
neueren Landesthcileu sei diese Abgabe in die Landeskasse ge¬
flossen. Mit der neuen Grundsteuer falle die Delinqnenten-
kasse weg und höre damit jene Abgabe der Beamten des Her-
zogthnms auf. Dies sei bereits gesetzlich festgestellt. Hier¬
mit sei nun nicht gesagt, daß nothwendig auch die Gehalts¬
abzüge der Beamten in den neuen Landesthcileu zu Gunsten
deb Landeokasse anshören müßten. Bon der Staatsregierung
sei aber der Wegfall billig gefunden, damit jene Beamten nicht
schlechter gestellt seien als die im Herzogthum. Der Ausschuß
schließe sich diesem Motive an und beantrage:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß mit dem Wegfall der Abzüge von den Gehalten
der Beamten in den älteren LandcSthcilcn zur Delin-
qnentenkasse auch die entsprechenden Abzüge von den '
Gehalten der Beamten in den neueren LandcStheilcn
zur Landeskasse anshören.

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen, nachdem
der Berichterstatter auf Befragen des Borsitzenden erklärt hat,
daß die Verschiedenheit des Antrags von dem der Staatsregie-
rnng nur eine Verschiedenheit im AnSdrnck, keine sachliche
Aendernng enthalte.

«l. betr. das Schreiben der Staatsregiernng vom 7. Marz
1865, betreffend Stipendien zum Besuche landwirthschastlicher
Lehranstalten(Anlage ll.)

Berichterstatter Abg. Strnckerjnn II. : Wie der Land¬
tag sich erinnern werde und in dem Schreiben der Staatsre-
giernng hervorgehoben sei, habe der vorige Landtag 600 Thlr.
an Stipendien znm Besuche auswärtiger landwirthschastlicher
Lehranstalten bewilligt. Die Staatsregiernng halte es nun
für wünschenswerth, diese Gelder auch als Stipendien zum
Besuche inländischer landwirthschastlicher Lehranstalten verwen¬
den zu können. Der Ausschuß habe hiergegen kein Bedenken
und beantrage:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die im Z. 29 A. des Voranschlags des Herzog-
thnms Oldenburg bewilligten Mittel auch zu Stipen¬
dien für Unbemittelte, welche einheimische landwirth-
schaftliche Lehranstalten besuchen wollen, verwandt werden
dürfen.

Abg. Töllner : Er erlaube sich hiezu einen Verbesje-
rnngsantrag zu stellen. Die allgemeine Bildung könne nur
vorbereitet werden durch die Volksschule. Zunächst sei daher
Augenmerk auf die Ausbildung der Bolksschullehrer zu richten.
Er halte es daher für wünschenswerth, wenn befähigte Volks¬
schullehrer bei Verwendung dieser Mittel bevorzugt würden
und beantrage:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die im tz. 29 n. des Voranschlags des Herzog¬
thums Oldenburg bewilligten Mittel außer zu Stipen¬
dien für Unbemittelte, welche auswärtige landwirth-

schaftliche Lehranstalten besuchen wollen, auch für
Unbemittelte, welche die einheimischen derartigen Lehr¬
anstalten zu besuchen wünschen, verwandt werden können,
unter diesen jedoch befähigten Volköschnllehrcrn, als
Beihnlfe zu einem einjährigen Cursns auf diesen Lehr¬
anstalten, der Vorzug gegeben werde.

Der Antrag wird genügend unterstützt.
Abg. Etrnckerjnil II. : Soviel er den Antrag über¬

sehe, sei derselbe auf dasselbe gerichtet, was die Staatsregiernng
in Aussicht genommen und auf Seite 12 der Vorlagen her¬
vorgehoben habe — die Verwendung der Mittel für Volks-
schnllehrer zu einem einjährigen Cursns in unseren landwirth-
schaftlichen Lehranstalten. Diese Art der Verwendung durch
Annahme des Töllnerschen Antrages noch mehr in den Vor¬
dergrund zu stellen und den Volksschnllehrern im Voraus eine
besondere Berücksichtigung zuznsichern, erscheine ihm nicht
zweckmäßig. Wenn und soweit sich geeignete Personen unter
den Volksschnllehrern befänden, werde die Staatsregiernng
nach ihrer ausgesprochenen Absicht ans dieselben Rücksicht neh¬
men. Er persönlich halte es nicht für besonders geeignet,
daß die Bolksschullehrer soweit in landwirthschaftliche Ver¬
hältnisse eingeführt würden.

Vorsitzender: Da sich Niemand znm Wort gemeldet
und der Berichterstatter so eben gesprochen habe, schreite er zur
Abstimmung. Zunächst komme der Töllnersche Antrag zur
Abstimmung, werde er angenommen, so sei der Ausschußautrag
erledigt, da derselbe in elfterem mitenthalten sei; werde er
abgelehnt, so komme der mit dem der Staatsregiernng über¬
einstimmende Ausschußautrag zur Abstimmung.

Der Antrag des Abg. Tollner  wird abgelehnt, der des
Ausschusses angenommen.

Vierter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschussesüber die Vorlage 10, betr. den Etat des
Landdragonercorps(Berichterstatter Abg. Ahlhorn .)

Eine Verlesung des Berichts wird nicht gewünscht, die
Anträge 1, 2, welche mit der Vorlage übercinstimmen, werden
zur Debatte gestellt.

Abg. Ahlhorn : Er wolle nur eine etwas andere
Behandlung der Vorlage empfehlen. Regulativen sollten wie
Gegenstände der Gesetzgebung behandelt werden. Darnach
würde eine zweite Lesung nothwendig und erst nach Annahme
der Regulative in zweiter Lesung könne die Bewilligung der
Mittel zur Verhandlung kommen. Er bäte, hiernach zu ver¬
fahren.

Vorsitzender: Er ersuche um Mittheilung über die
Auffassung der übrigen Ausschußmitglieder.

Abg. Strackerjan II- : Da die Bestimmung im Staats¬
grundgesetze so laute, wie der Abg. Ahlhorn  so eben ange¬
führt, halte auch der Ausschuß eine zweite Lesung für uoth-
wendig und beabsichtige nöthigenfalls zu derselben einen vollstän¬
digen Entwurf der Regulative vorzulegen.

Auf Anfrage des Präsidenten erklärt der Reg.-Commissar
1
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Bucholtz , daß auch ihm die Bemerkung des Abg. Ahlhorn
begründet und das vorgeschlagene Verfahren correkt erscheine.

Der Ausschußantrag dir. 2 wird von der Tagesordnung
entfernt, Antrag Nr. 1 wird angenommen.

Vorsitzender: Er stelle den Antrag dir. 3 zur De¬
batte, da derselbe von dem Zustandekommen der Regulative
unabhängig sei. Die Fassung desselben scheine nicht ganz
richtig, die Verbesserung werde für den Fall der Annahme
dem Bureau zu überlassen sein dürfen.

Abg. Fortmnnn : Er glaube, ein Verfahren, wie cs
der Ausschuß der Staatsregiernng auempfehlcn wolle, sei nicht
ausführbar. Seines Erachtens ließen sich Ersparnisse im
Betrage von 1000—1200 Thlr. nicht durch Gratificationen
an Einzelne in einer militairisch organisirten Truppe verwen¬
den. Die Ersparungen würden dem ganzen Corps zu Gute
kommen müssen. Er beantrage daher nur den ersten Theil
des Ersuchens bis zu den Worten „dagegen aber" auzunehmen.

Abg. Ahlhorn : Tie Sache liege nicht so, daß man
erwarten könne, es würden Rationen für 8 Mann erspart
werden. Auf den Antrag des Landtags in der vorigen Ver¬
sammlung sei die Staatsregiernngnicht eingegaugcn, der Aus¬
schuß halte es nun für zweckmäßig, daß dem früher geäußerten
Wunsch des Landtags in Form eines Ersuchens Ausdruck ge¬
geben werde. Dem Vernehmen nach würde die Staatsregie¬
rung vielleicht versuchsweise in dieser Richtung Vorgehen und
etwa einen Fußdragoner an Stelle eines Berittenen treten
lassen. Zn Verwendungen der dadurch disponiblen Mittel
in Form von Gratificationenfür außerordentlicheLeistungen
werde genügende Veranlassung sein. Wenn 8 Rationen weg-
ficlen, würden allerdings vielleicht Ersparungen möglich sein.
Nach dem Anträge des Abg. Fortmann  würden die nicht
verwandten Gelder der Staatskasse zu Gute kommen. Solche
Ersparnisse wünsche er bei diesem Institute nicht. Das Corps
sei aus Freiwilligen zusammengesetzt und die ganze Wirksamkeit
hänge davon ab, daß man tüchtige, zuverlässige Personen ge¬
winne. Die Aussicht auf Gratificationen werde daher seines
Erachtens von wohlthätigcm Einfluß auf das Corps sein.

Der Abg. Fortmaun  wünscht auf Befragen des Prä¬
sidenten seinen Antrag als VerbcssernngSantrag behandelt zu
sehen. Derselbe wird nicht genügend unterstützt. Der Aus-
schnßantrag wird angenommen.

Vorsitzender': Bis so weit habe er die Tagesordnung
in Folge seiner Präsidialbefugniß scstsetzen können; zur Ver¬
handlung über die folgenden Gegenstände bedürfe es einer
Genehmigung des Landtags, da die betreffenden Berichte erst
gestern verthcilt seien.

Gegen die Fortsetzung rer Verhandlungen erhebt sich kein
Widerspruch und wird zum fünften Gegenstand der Tages¬
ordnung nbergegaugen:

Bericht des Finanzausschusses über die Vorlage 11 , be¬
treffend den Ban einer Chaussee durch das Amt Landwührden.
(Berichterstatter Abg. Ttrackerjan  II .)

Auf Verlesung des Berichtes wird verzichtet. Der Prä¬
sident bemerkt, daß er zunächst den Antrag des Ausschusses,
wenn dieser nbgelehnt werde, den der Staatsregiernng zur
Abstimmung verstellen werde. Die beiden Anträge unterschie¬
den sich dadurch, daß es im Anträge der Staatsregiernng
heiße: „wenn eine Chaussee von Rechtebe nach Neuenlandc
gebaut wird ", während der Ansschnßautrag laute: »wenn
die Chaussee gebaut worden ;" sodann dadurch, daß der
Ansschnßautrag die Verpflichtung daran knüpfen wolle, daß
zuvor  die Chansseeverbindnng von DecdeSdorf über Fleeste
oder Lanhausen mit der Hannoverschen Chaussee hergestcllt
worden sei.

Der Ansschnßautrag wird ohne Debatte angenommen,
der Antrag der Staatsregiernng ist damit erledigt.

Sechster Gegenstand der Tagesordnung: Mündliche Be¬
richte des Finanzausschusses

1. betr. Schreiben der Staatsregierung vom 11. L.  M.
wegen Bewilligung von Beihülfen für den Unterricht von
Blinden.

Berichterstatter Abg. Strackerjon II. : In der Vorlage
spreche sich die Staatsregiernng ausführlich über das Be-
dürfniß des Unterrichts der Blinden in unserem Lande ans.
Wie anderwärts sei es in Frage gekommen, ob man für die¬
sen Zweck eine eigene Anstalt im Lande begründen wolle.
Alan habe sich dahin entschieden, daß es den Vorzug verdiene,
Unbemittelten durch Beihülfe aus der Staatskasse den Besuch
auswärtiger Anstalten zu ermöglichen. Zn diesem Zwecke
seien jährlich 500 Thlr. beantragt, die zuerst für 1800 und
1866 zur Verwendung kommen würden. Der Ausschuß sei
der Ansicht, daß es wünschcnSwcrth sei, den Unterricht der
Blinden zu fördern und daß der vorgeschlagcne Weg der
zweckmäßigste sei. Der Ausschuß beantrage daher in Ueber-
eilistimmunz mit der Staatsregiernng:

der Landtag wolle zu Beihülfen für Unbemittelte, welche
einen Blindenuntcrricht erhalten, für 1865/66 aus der
Landeskasse des HcrzogthnmS Oldenburg jährlich 500
Thlr. bewilligen.

Dieser Antrag wird ohne Debatte angenommen.
2. betr. Schreiben der Staatsregierung vom 13. d. M.

wegen Ueberlassnng eines Areals an die zu Jeddeloh neu zu
errichtende Schulgemeinde(Anlage 16).

Berichterstatter Abg. StraekerjtlN II- : In dem Schrei¬
bet! der Staatsregiernng vom 13. d. M . sei hervorgehoben, daß
die Schule zu Jeddeloh für die Zahl der Kinder nicht aus¬
reiche. Wegen der großen Ausdehnung der Schulacht—- die
entfernt wohnenden Kinder hätten einen Weg von zwei Stun¬
den — sei cS wünschenswcrth erschienen, daß ein zweites
Schulgebäude in der Nähe der Jeddclohcr Wiesen errichtet
werde. Ein Grundbesitzer sei bereit, ein geeignetes Areal zu
diesem Zwecke herzugeben, wenn er aus den Jeddeloher Wie¬
sen entschädigt würde. Da letztere zum Staatsgnte gehörten,
komme die Staatsregiernng um Genehmigung ein. Der Aus-
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schuß habe es gerechtfertigt gefunden, die dürftige Schulacht,
zu der viele Anbauer gehörten, in dieser Weise zu unterstützen
und beantrage:

Der Landtag wolle seine Zustimmung dazu ertheilen,
daß der neu zu coustitnircnden Jeddeloher Schulge¬
meinde von dem nördlichen Thcile der zum Staatsgute
gehörenden Jeddeloher Wiesen, die an die West- und
Südseite eines dem HanSmann I ohann zu Ieddelo  h
zn Jeddeloh gehörenden, am nördlichen Ende jener
Wiesen, .ostseitS der Behne belcgenen, 1 Juck 102 GW.
großen Plackend zunächst sich anschließenden Fläche in
dem durch Taxat und Vermessung zn ermittelnden
Werthe der zwischen der nördlichen Hnnte-Ems -Canal-
linie und der Behne belegenen Parcellen Nr . Kl und
82 des genannten Hausmanns zn Jeddeloh  unent¬
geltlich überlassen werte, und zwar zum Zwecke des
Austausches derselben gegen die gedachten Parcellen
Nr . 8l und 82 oder gegen ein, anderes zum Schulbau
geeignetes Grundstück.

Dieses Antrag weiche in seiner Fassung von dem der
Staatsregiernng etwas ab, mit welchem er materiell überein¬
stimme.

Der Antrag wird in der Fassung des Ausschusses ange¬
nommen.

3. belr. das Schreiben der Staatsregicruug vom 21.
d. M . wegen Entschädigung der Stadt Eutin für die Arbeiten
behus Umlegung der Classeustener.

Berichterstatter Äbg. Hardt : Er habe den Ausschuß¬
aulrag in sofern zn berichtigen, daß die Worte „ein Prozent
der" und „zur Erhebung gekommenen Steuer " Wegfällen müß¬
ten. Die Summe bleibe dieselbe, sie berechne sich aber nicht
richtig als 1 sto der ans der Zeit vom 1. April 1861 bis
Ende April 1803 zur Erhebung gekommenen Steuer . Im
klebrigen nehme er auf den Ausschußbcricht lind die Verhand¬
lungen des Provinzialraths Bezug und beantrage Namens des
Ausschusses:

der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß der Stadt Eutin als Entschädigungfür die mit
Veranlagung der Classeustener verbundenen Arbeiten
ans der Zeit vom 1. April 1861 bis Ende April
1863 mit 63 Thlr . 12^ ßl. aus der Landcskasse des
Fürstenthnms Lübeck anSgezahlt werde.

Ser Antrag wird ohne Debatte angenommen.
4. betr. Schreiben der Staatsregierung vom 20. d. M .,

betr. Bewilligung eines Zuschusses zu den Kosten der Umlei¬
tung der Ochtum.

Berichterstatter Abg. Strackerffan II . : Er habe nur
in wenigen Worten darznlegen, daß der Antrag des Ausschus¬
ses mit dem der Staatsregiernng übereinstimme. Zu Z. 49.
des Voranschlags seien für die laufende Finanzperiode jährlich
300 Thlr . zu Untersuchungenund Regnlirnngen in Betreff
der Abwässerungsverhältnisse bewilligt. Für 1864 seien zur

Regulirung der Ochtum 1006 Thlr . hinzngesetzt; die Staats¬
regierung wünsche eine gleiche Summe in diesem Jahre zu
demselben Zwecke zn verwenden. Der Ausschuß habe sachlich
hiergegen kein Bedenken und beantrage:

der Landtag wolle die zu K. 49 . des Voranschlags der
Ausgaben des Herzogthnms Oldenburg für 1865 zn
Untersuchungen und Rcgnlirnngen in Betreff der Ab-
wäffernngSverhältnisse bewilligten Mittel um 1000
Thlr . erhöhen.

Abg. Rüdcbusch : Er fei mit der Bewilligung ein¬
verstanden, hätte aber gewünscht, daß diese Arbeiten bis zum
Erlaß einer Wasserordnnng ansgcsetzt wären. Die Gemein¬
den Stuhr und Hasbergen zahlten erhebliche Beiträge und
jetzt wisse man nicht, ob der Rcpartitionsmodns ein gerechter
sei. Wenn das Geld z. B . nach Jucken aufgebracht werde,
während die Verwendung lediglich den Besitzern an der Ochtum
belcgener Wiesen zu Gute käme, dann würde der Staatszn-
schuß nur Einzelnen geleistet und die übrigen Geineindeglieder
obendrein zum Besten dieser besteuert. Eine Wasserordnnng
werde namentlich den Beitragssatz so zu regeln haben, daß nur
der zn den Kosten bcizntragen habe, der ans der Verwendung
'Nutzen ziehe.

Abg. Ahlhorn : Er sei mit dem Vorredner darin ein¬
verstanden, daß er den baldigen Erlaß einer Wasserordnnng
für ein Bedürfniß halte. Nachdem der Entwurf einmal zu¬
rückgezogen sei, könne es noch lange anstehcn, bis dies wichtige
Gesetz zn Stande komme. Die hier fraglichen Verwendungen
könnten darnach nicht aufgehalten werden. Die Möglichkeit
einer ungerechten Ausbringung der Gemeindeznschüsse müsse er
anerkennen, die Bewilligung erscheine aber unbedenklich, so lange
ans den Gemeinden weder an die Staatsregiernng noch an den
Landtag Beschwerden über diesen Modus gelangt seien.

Abg. Bcrvleben : Er könne atteslircn, daß die Beschlüsse
der Gemcinderätbe über die Art der Aufbringung der Kosten
in Stuhr und HaSbcrgen einstimmig gewesen, daß dieselben
schon vor einem Jahr ansgelegen hätten, und jetzt wegen der
erweiterten Anlagen und der dadurch vermehrten Kosten von
den Gemeiuderäthen nur wiederholt, ohne daß Neclamationen
erfolgt seien. Der zu Grunde gelegte Modus habe also zu
Beschwerden keine Veranlassung gegeben.

Der Ansschnßantrag wird hieraus angenommen und ist
damit die Tagesordnung erledigt.

Zum Zweck einer geschäftlichen Mittheilung erhält das
Wort

Abg. Dannenberg : Als Vorsitzender des Zollaus¬
schusses habe er anznzeigcn, daß die Verhandlungen des stän¬
digen LandtagSansschnffes über die Verträge des Zollvereins
mit Frankreich im Vorzimmer anslägen. Der Bericht werde
in diesen Tagen festgestellt werden. Zugleich werde ein Pro-
memoria der Staatsregiernng über die Erneuerung des Zoll¬
vereins ausliegen. Zwei vertrauliche Vorlagen, betr. die Ver¬
handlungen des Zollvereins mit Oestreich und Bremen, wnr-
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den ebenfalls ausgelegt werden. Diese Gelegenheit Einsicht
zu nehmen werde genügen, da ein Abklatsch zu viel Umstände
machen würde.

Zum Zwecke eines Ersuchens an das Präsidiumbetr.
die Zustellung der Borlagen, erhält das Wort der

Abg. Rüdebusch : Da einmal eine Reihe von Gegen¬
ständen der Landtagsverhandlungcn der Oeffentlichkeit entzogen
seien, ersuche er das Präsidium:: , vertrauliche Vorlagen ent¬
weder in: Hanse vcrthcilen oder couvertirt durch den Boten
zustellcn zu lassen. Die Ablieserung durch den Boten an die
Hausbewohner oder das Hinlegen im Zimmer in Abwesenheit
des Abgeordneten mache eine Geheimhaltung unmöglich und
setze lästigem Nachfragen and.

Der Präsident erklärt, er werde diesem Wunsche Folge
geben.

Präsident : Die erste der heute angenommenen Vor¬
lagen sei eine Vereinbarung mit Preußen, die als Staatsver¬
trag einer zweimaligen Lesung nicht bedürfe. Dieselbe enthalte
aber einen Gesetzentwurf und erheische somit in Folge ihres
Inhaltes eine zweite Lesung. Da der Zweck einer zweimaligen

Lesung in dem vorliegenden Falle nicht zutreffend sein dürste,
so werde er, wenn kein Widerspruch erfolge, annehmen, daß
von einer zweiten Lesung abgesehen werde.

Abg. SelckmMIN 11. : Bisher sei es stets so gehalten,
daß man Vereinbarungen mit anderen Staaten durch einmalige
Lesung und Beschlußfassung erledigt habe, auch wenn der In¬
halt einzelne Verpflichtungen von gesetzlicher Bedeutung ent¬
halten.

Präsident : Er habe eine Zustimmung des Landtags
nur herbeiführen wollen,  da vielleicht der Eine oder der Lin¬
dere sich nicht klar gemacht habe, daß hier allerdings die Ver¬
einbarung ein Gesetz involvire.

Anträge zur zweiten Lesung der Vorlagen 7 und 10 sind
bis Mittwoch Mittag, den 20. März, 12 Uhr einzubringen.

Zeit und Gegenstand der nächsten Sitzung sollen ange¬
sagt werden.

Schluß der Sitzung 12 Uhr.

Der BmchlkrstaUrr
RamÄruer.

>ÄGZ>



Bericht
über

die Verhandlungen
der

zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Dritte Sitzung.
Oldenburg , den 3. April 1865 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Zweite Lesung, bctr. den Art? 16 des Gesetzentwurfs über Reorganisation der Ersparnngskasse.
2) Bericht des Finanzausschusses, bctr. Zuschuß zu den Kosten einer höheren Bürgerschule in Berne.
3) Bericht des Petitionsausschusscs, betr. eine Petition aus Tettens um Bewilligung einer Apotheke.
4) Bericht des Ausschusses für Zollangelegcnheiten, bctr. die mit dem Schreiben der Staatsregierung vom

3. März 1865 vorgelegtcn, aus Zollverhältnisse sich beziehenden Verträge.

Vorsitzender : Präsident Becker.

Am Ministertisch: Staatsminister v. Berg  und Reg.-
Commissäre Bucholtz und Ruhstrat.

'Rach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Bartel  das letzte Protokoll. Dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1) Schreiben der Staatsregiernng, betr. die Staatsstra¬

ßen in Birkenfetd. (An den Finanzausschuß.)
2) 3) 4) 5) Petitionen des Ovelgönner Amtsraths, des

Braker Amtsraths, LeS GemcinderathS der Landge¬
meinde Elsfleth, des GcmeindcrathS der Gemeinde
Rodenkirchen, betr. Eisenbahn von Hude nach Brake.
(An den Eisenbahn-Ausschuß.)

6) Petition der Gemeinde Visbeck, betr. Chaussee von
Vechta über Visbeck nach Wilvcshanscn. (An den
Finanzausschuß.)

7) Beschwerde des I . Caesar  in Varel, betr. Mißbrauch
der Amtsgewalt des Jnstizministcrs von Rössing
und des AppellationSgerichts. (An den PetitionS-
anöschuß.)

8) Schreiben der Staatöregierung, betr. Ernennung des
Oberintendanten Nieinardns  zum Regiernngscom-
missair.

9) Desgleichen, betr. Bewilligung für die Privatschule zu
Oberstein. (An den Finanzausschuß.)

10) Desgleichen, betr. Anstellungeines evangelischen Geistli- i
chen für die Strafanstalten zu Vechta. (An den Fi¬
nanzausschuß.)

11) Desgleichen, betr. Zuschüsse für die landwirthschaftliche

Abtheilung der Cloppenbnrger Schule. (An den Fi¬
nanzausschuß.)

12) Desgleichen, betr. Bewilligung für einen Hnntednrch-
stich nebst Entwurf eines Enteignungsgesetzes. (An
den Finanzausschuß, mit der Befngniß, den Gesetzent¬
wurf an den Jnstizausschnß abzngeben.)

13) Desgleichen betr. die Zollverträge mit Hannover.
(Vertraulich.) (An den Zollansschnß.)

14) Desgleichen, betr. die Voranschläge für die Eisenbahn-
Hochbauten. (An den Eisenbahn-Ausschuß.) '

15) Nachfolgender Antrag des Abg. Rieberding  und
Genossen:

Der Landtag beschließe, an hohe Staatsregiernng
das Ersuchen zu stellen, möglichst bald eine Chaussee
von Sndlotzne über Kroge bis zur Landesgrenze zum
Anschlüsse an die Chaussee von Diepholz legen zu
lassen.

Motive.
Nach der Stadt Diepholz besteht keine Kunststraße

mw ist so der Verkehr dahin sehr schwierig. Von
Diepholz aus ist bis zur Landesgrenze durch das
Moor eine Chaussee gelegt und beträgt die Strecke,
welche noch zu chanssircn wäre, um eine ununter¬
brochene Knnststraße zu erhalten, wenn von Sndlohne
aus nach der gedachten Chaussee gebaut würde, nur
1 Meile etwa, was einen Kostenaufwandvon reich¬
lich 19,000 Thlr. erfordern würde, 'wozu Lohne
1000 Thlr. beizutragen übernommen hat. Dis Her¬
stellung dieser Chaussee würde den Verkehr von Diep-
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holz üb ^ Lohne , Dinklage , Badbergen nach Quaken¬

brück , nach Vechta , Bakum und Umgeud bedeutend

heben , namentlich eine Postverbindnng von Ouaken-

brück und Umgegend über Dinklage , Lohne , Diep¬

holz nach Nienburg ins Leben rufen . Kommt aber

vie Paris - Hamburger Eisenbahn zur Ausführung,

woran wohl nicht zu zweifeln ist , und muß dann in

Diepholz ein Bahnhof oder eine Haltestelle sein , so

gewinnt die hierin Ncde stehende Chaussee an bedeutendem

Gewichte , indem dann nicht bloß Qnakeubrück , Bad-

bergen , Lohne und Dinklage , sondern auch Langför-

deu , Vechta , Bakum und die ganze Umgegend mit

einer Einwohnerzahl von 50 bis 60 Tausend den

Weg benutzen wurden , besonders wenn von Cloppen¬

burg über Cappeln nnv Bakum eine Chaussee ge¬

führt würde . Liber auch die baldmöglichste Herstel¬

lung dieser Chaussee ist von Wichtigkeit , indem daun

ermöglicht wird , Holz und Steine und was sonst

zur Paris - Hamburger Eisenbahn erforderlich , nach

Diepholz abzusctzen und der Umgegend in einem

weiten Kreise bedeutenden Vortheil zu verschaffen.

(An den Finanzausschuß .)

16 ) Petition des H . Qtto zur Qsterubnrg , bctr . Ccncession

einer Heilmethode . (Au den Pclitionsansschuß .)

17 ) Petition des Pharmazeuten Kirchner , betr . die Con-

cessionirung der Apotheken . (Au den Petitionsausschuß .)

18 ) Petition des Gemeinderaths zu Seefeld , bctr . Chanssee-

bau . (An den Finanzausschuß .)

19 ) Schreiben der Staatsregierung , betr . Acnderung des

Gesetzes vom 12 . Septbr . 1857 über das UulerrichtS-

wesen im Fürstcnthume Lübeck.

Präsident : Er verweise mit Zustimmung der Ver¬
sammlung diese Vorlage au den Einkommenstcuerausschuß , weil

dazu zwei Eutiner gehören . — Seitens des Bureaus habe

er mitzutheilen , daß die frühere Bertheilnng der Geschäfte

unter die Schriftführer beibehalten und habe er ferner zu be¬

antragen , daß mit Versendung der Verhandlungen an die Ge¬

meindevorsteher , Bürgermeistereien u . s. w . wie früher verfah¬
ren werde.

Der Landtag erklärt sich mit Obigem einverstanden.

Erster Gegenstand der Tagesordnung : Zweite Lesung,

betr . den Art . 16 des Gesetzentwurfs über Reorganisation der

Ersparungskasse.

Der Entwurf ist in erster Lesung unverändert angenom¬

men , für die zweite Lesung sind neue Anträge nicht gestellt,

und beschließt der Landtag auch in zweiter Lesung die An¬

nahme des Entwurfs.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung : Bericht des Fi¬

nanzausschusses zu dem Schreiben der Staatsregierung , betr.

Zuschuß zu den Kosten einer höheren Bürgerschule in Berne.

Verlesung des Berichts wird nicht verlangt . Der mit

dem Anträge der Staatsregierung übereinstimmende Antrag

des Ausschusses wird ohne Debatte angenommen.

Dritter Gegenstand der Tagesordnung : Mündlicher Be¬

richt des Petitiousansschnsses , betr . eine Petition der Gemeinde

Tettens im Jeverlande um die Bewilligung einer Apotheke im

Kirchdorfe Tettens.

Abg . Lentz als Berichterstatter : Am 51 . August 1863

habe der Gemeinrerath zu Tettens beschlossen , die Negierung

um Anlegung einer Apotheke zu Tettens zn ersuchen , die Mo¬

tive seien im anliegenden Protokolle enthalten . Am 12 . Sep¬

tember 1863 sei das betreffende Gesuch an die Regierung ein-

gesandt , jedoch eine Resolution nicht daraus erfolgt . Deshalb

habe der Gemeinderath am 20 . Juli 1864 e.in Gesuch wegen

Beförderung dieser Angelegenheit cingereicht , aber auch hier¬

auf von der Negierung keinen Bescheid erhalten . Potentin

habe sich nun an den Landtag gewandt mit der Bitte um

Förderung dieser Sache . Da jedoch im vorliegenden Falle

ein Bescheid überall noch nicht ertheilt und es ungewiß sei,

ob derselbe bejahend oder verneinend ansfallen werde , so habe

Petentiu noch eimüat die Großherzogliche Regierung um Re¬

solution zn ersuchen oder sich beim Großherzoglichen Staats¬

ministerium zn beschweren und gehe deshalb der AuSschnß-

i antrag dahin:
der Landtag wolle

in Erwägung

daß daS Gesuch um Anlegung einer Apotheke in

Tettens nicht etwa abgeschlagen , sondern auf

dasselbe nach längerer Zeit von Großherzoglicher

Regierung nur noch keine Resolution erfolgt ist,

daß die Petition an den Landtag mithin nur

als eine Beförderung der Sache bezweckend anf-
zufasscn ist,

daß die Petentiu wegen Beförderung der Sache

sich aber entweder wieder an die Großherzogliche

Regierung oder beschwerend an das Großherzog-

liche Staatsministerinm wenden kann , das aber

bis jetzt nicht geschehen ist,

in Betreff der Petition zur Tagesordnung übergehen.

Der Antrag wird vom Landtage ohne Debatte angenommen.

Vierter Gegenstand der Tagesordnung : Bericht des Aus¬

schusses für Zollangelegenheiten , betr . die mit dem Schreiben

der Staatsregierung vom 3 . März 1865 vorgelegten , auf

Zcllverhältnisse sich beziehenden Verträge.

Zu Antrag 1 und 2:

Reg . - Comm . Ruhftrat : Unter 2 6 . sei beantragt,

im Einverständnisse mit Hannover die Erhöhung der Salz¬

steuer in Gemäßheit der Bestimmung unter 7 des Separat-

Artikels 3 vom 11 . Juli 1864 nur allmälig eintrcten zu lassen.

Er bemerke , daß in einer vertraulichen  Vorlage , dieUeber-

einkunft zwischen Oldenburg und Hannover betreffend , von ddL

Staatsregierung dieserhalb Mittheilung werde gemacht werden

oder vielleicht schon jetzt gemacht sei . Zu dem Anträge mit , 2o.
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habe er zu bemerken , Laß es nicht die Absicht der Staats¬

regierung sei, in dieser Hinsicht etwas an dem jetzt Bestehen¬

den zu ändern.
Die Anträge 1 , 2 , 3 und 4 werden ohne Debatte an¬

genommen.
Abg . Fortmann : Er beantrage:

der Landtag beschließe die Staatsregierung zu ersuchen,

dahin zu wirken , daß ein Zollvereins - Parlament ge¬

schaffen werde.

Präsident : Dieser Antrag stehe in so inniger Ver¬
bindung mit der Vorlage , daß er als ein selbstständiger An¬

trag nicht aufzufassen sei , und werde er ihn deshalb sofort

zur Berathung verstellen , falls er genügende Unterstützung fin¬

den sollte.
Der Antrag ist hinreichend unterstützt und erhält der

Antragsteller zur Begründung seines Antrages das Wort.

Abg . Fortmann : So erfreulich an sich es auch er¬

scheine , daß das Fortbestehen des Zollvereins nunmehr auf

weitere zwölf Jahre gesichert sei , so halte er es doch für be¬

denklich , daß die Zollvereinsverfassung so lange sortbestehen

solle . Bei einer solchen Verfassung , nach welcher selbst die

kleinste Aenderung Einstimmigkeit erfordere , erscheine ihm eine

Fortentwicklung kaum , möglich . Zwölf Jahre seien eine lange

Zeit , namentlich jetzt, wo alles mit Dampf dahinrolle . Wer

stillstehe , der bleibe zurück , und sei mit Sicherheit vorauszu¬

sehen , daß der Zollverein gegen andere Staaten , die nicht mit

solchen Fesseln beschwert , Zurückbleiben werde . Viele Vereine,

namentlich Handelsvereiue , hätten sich entschieden gegen die

Einstimmigkeit ausgesprochen . Dieselben verlangten , daß durch

Majoritätsbeschlüsse die Minderheit gebunden werde , und ein

Gesammtorgan , in welchem neben der Vertretung der Regie¬

rungen auch daS Volk seine Vertreter habe.

Aus politischen Gründen seien Manche gegen ein Zoll¬

vereinsparlament , weil sie glaubten , daß dadurch etwas Besse¬

res , nämlich das deutsche Parlament , znrückgesetzt werde . An¬

dere seien dafür , weil dadurch der Weg gebahnt , um friedlich

zu einem deutschen Parlament zu gelangen . Bon volkswirth-

schaftlicher Seite sei eine solche Meinungsverschiedenheit nicht

aufgekommen , hier werde einstimmig behauptet , daß jeder Fort¬

schritt des Zollvereins durch die bestehende Verfassung gehemmt

und fast unmöglich werde . Dieser Standpunkt sei maßgebend

und stütze sich darauf sein Antrag.

Abg . Selckmann II . : Er stelle die Frage , ob dieser

Antrag als Verbesserungsantrag gelten solle.

Präsident : Er habe dies bereits früher bemerkt, der
Antrag sei nicht als ein selbstständiger Antrag aufzufassen,

sondern als ein Amendement zu dem Hanptantrage der Staats¬

regierung.

Abg . Pancratz : Er müsse gestehen , daß er im Augen¬

blicke noch nicht übersehen könne , ob er für oder gegen den

Antrag stimmen werde , es sollten darnach künftig Majoritäts-

, beschlösse gelten , d«e für ein so kleines Land wie Oldenburg

Berichte . XIV.  Landtag  2te Versammlung.

gefährlich werden könnten ; er bitte deshalb , vorher den An¬

trag zur Berichterstattung einem Ausschüsse zu überweisen.

Präsident : Er sei nicht für die Verweisung des
Antrags an einen Ausschuß , doch sei es angemessen , daß Be¬

rathung und Abstimmung bis zur nächsten Sitzung ansgesetzt
werden.

Abg . Selckmann H - : Er fasse den Antrag als einen

selbstständigen , nicht als einen Verbesserungsantrag auf . Da

derselbe vom Antragsteller nicht als dringlich bezeichnet und

der Gegenstand auch zu wichtig sei , um darüber jetzt gleich

zu verhandeln , so stelle er den Antrag , daß derselbe zuvor

an den Ausschuß für Zollangelegenheiten zur Berichterstattung

verwiesen werde.

Präsident : Er könne die Ansicht des Vorredners
nicht theilen , und werde die Versammlung nur darüber ab¬

stimmen lassen , ob der Antrag zuvor an den Ausschuß zur

Berichterstattung zurückverwiesen oder ob darüber gleich in der

nächsten Sitzung berathen und abgestimmt werden solle.

Abg . Dannenberg : Da der Gegenstand von großer

Wichtigkeit sei und vorher reiflich überlegt werden müsse , so

schlage er für den letzteren Fall vor , daß die Abstimmung

nicht schon in der nächsten , sondern in einer späteren Sitzung

erfolge und der Gegenstand alsdann auf die Tagesordnung

gesetzt werde.

Debatte geschlossen.

Die Frage , ob der Antrag an den Ausschuß zur Bericht¬

erstattung verwiesen werden solle , wird mit 24 gegen 23

Stimmen angenommen.

Abwesend : die Abgg . Millers und Russell.

Damit ist die Tagesordnung erledigt.

Nächste Sitzung : Mittwoch , den 5 . April , Vormittags

11 Uhr.
Tagesordnung:

1) Bericht des Finanzausschusses , betr . die Auseinan¬

dersetzung zwischen den drei Provinzen des Großher-

zogthnms wegen der Militair -Ausgaben aus der Zeit
von 1832 bis Ende 1848.

2 ) Anträge zu mündlichen Berichten desselben Ausschusses:

u ) über das Schreiben der Staatsregierung vom

13 . März 1865 , betr . Nachbewilligungen zum

Bau eines Posthauses in Jever und Verkauf

des Steuergebäudes;
b ) über das Schreiben der Staatsregierung vom

15 . März 1865 , betr . Verkauf einiger Wald-

parcellen.

o) über das Schreiben der Staatsregierung vom

17 . März 1865 , betr . Vertiefung des Fahrwassers

der Weser.

3 ) Bericht des Geschäftsordnungsausschusses über die

Vorlage 15 , betr . die Tagegelder und Reisekosten für

die Abgeordneten zum Landtage.
2
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Abg. Strackerjan II-: Die Vorlage 10, betr. den
Etat des Landdragonercorps, werde zur zweiten Lesung auch
auf die Tagesordnung für die nächste Sitzung gesetzt werden
können.

Präsident : Neue Anträge seien für die zweite Lesung
nicht gestellt und werde er diesen Gegenstand ebenfalls auf die
nächste Tagesordnung setzen.

Schluß der öffentlichen Sitzung 11^ Uhr Vormittags.
Es folgt die geheime Sitzung zur Berathung und Ab¬

stimmung über die vertheilten Berichte des Eisenbahn- und
des Zollausschusses.

Der Berichterstatter
Henrken.
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über

die Verhandlungen
der

zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Vierte Sitzung.
Oldenburg , den 5. April 1865 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : l ) Bericht des Finanzausschusses, betr. die Auseinandersetzung zwischen den drei Provinzen des Großher¬
zogthums wegen Militairausgaben aus der Zeit von 1832 bis Ende 1848.

. 2) Anträge zu mündlichen Berichten desselben Ausschusses:
n) über das Schreiben der Staatsregierung vom 13. März 1865, betr. Nachbewilligungen zum

Bau eines Posthauses in Jever und Verkauf des Steuergebäudes.
I») über das Schreiben der Staatsregiernng vom" 15. März 1865, betr. Verlaus einiger Wald¬

parzellen.
e) über das Schreiben der Staatsregiernng vom 17. März 1865, betr. Vertiefung des Fahrwassers

der Weser.
3) Bericht des Geschäftsordnungsausschusses über die Vorlage 15, betr. die Tagegelder und Reisekosten für

die Abgeordneten zum Landtage.
4) Zweite Lesung der Vorlage 10, betr. den Etat des Landdragonercorps.

Vorsitzender: Präsident Becker
Am Ministertische: Reg.-Commissär Bucholtz , später

Minister v. Berg.
Der Schriftführer Abg. Hullmann  verliest das Pro¬

tokoll der vorigep Sitzung; dasselbe wird genehmigt.
Eingänge:

1) Petitition mehrerer Schisfsbamneister in Edewecht, be¬
treffend Verbesserung des Fahrwassers von Edewecht
nach Ostfriesland; an den Finanzausschuß.

2) Petition mehrerer Eingesessenen der Gemeinden Essen,
Lastrup und Lindern, betreffend Bau einer Chaussee
von Essen nach Lastrup über Herbergen; an den Fi¬
nanzausschuß.

3) Petition des Gemeinderaths zu Steinfeld und mehrerer
Gewerbetreibenden daselbst, betreffend Wiederherstellung
der alten Postspedition zu Steinfeld; an den Petitions¬
ausschuß.

4) Eingabe des Schneidermeisters Mangels zu Brake,
betreffend Berichtigung einer Petition desselben vom
4. April 1864; an den Petitionsansschuß.

5) Vertrauliches Schreiben der Staatsregiernng, betreffend
die Salzsteuer; an den Zollausschnß.

zeitweilig Vicepräsident Paneratz.

Tagesordnung:
Präsident : Der erste Gegenstand der heutigen Tages¬

ordnung falle ans Antrag des Regierungs- Commissars, der
durch die Verhandlungen mit den hier anwesenden Hamburger
Abgeordneten zu erscheinen verhindert sei, aus.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung: Mündliche Be¬
richte des Finanzausschusses

a. über das Schreiben der Staatsregierungvom 13. März
1865, betr. Nachbewilligungen zum Bau eines Posthauses in
Jever und Verkauf des Steueramtsgebäudes.

Berichterstatter Abg. Strackerjan H-- Der vorige
Landtag habe zu dem Bau eines Posthauses in Jever 15,000
Thlr. bewilligt. Aus dem Schreiben der Staatsregiernng
werde man ersehen haben, daß mit dieser Summe nicht aus¬
gereicht sei, und zwar deshalb nicht, weil einmal der Bau¬
grund sich als erheblich ungünstiger herausgestellt habe, als
man aunehmen zu dürfen geglaubt habe, dann aber auch, weil
einige Erweiterungen über den ursprünglichen Plan wünschens-
werth erschienen seien. Unter diesen Umständen habe der Aus¬
schuß kein Bedenken, dem Landtage die beantragte Nachbewil¬
ligung uä 2000 Thlr. zu empfehlen. — Ferner sei der vo¬
rige Landtag damit einverstanden gewesen, daß das jetzt als

2
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Posthaus benutzte Gebäude verkauft werde, und zwar, wenn
bei einem zweimaligen öffentlichen Aufsatz ein genügendes Ge¬
bot uicht erfolge, unter der Hand. Dasselbe beantrage die
Staatsregierung jetzt hinsichtlich des als Steueramtsgebäude
benutzten Hauses, da das Steueramt eben in das neue Post¬
haus verlegt werde. Auch diesen Antrag zur Annahme zu
empfehlen, sei dem Ausschuß nicht zweifelhaft gewesen, da es
nicht Absicht sein könne, Häuser in Städten als Staatsgut
zu erhalten. Der Erlös sei selbstredend in die Staatsguts¬
kapitalienkasse abzufühen und sei diese Bestimmung desselben
in den Antrag ausgenommen.

Demnach stelle der Ausschuß folgende Anträge:
Nr. 1.

der Landtag wolle zum Bau eines Posthauses in Jever
noch nachträglich 2000 Thlr. aus der Postkaffe be¬
willigen.

Nr. 2.
der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß das bisherige Steueramtsgebäude in Jever zum
Besten der Staatsgutskapitalienkasse öffentlich meist¬
bietend, oder wenn bei einem zweimaligen Aufsätze nicht
angemessen geboten sein sollte, unter der Hand ver¬
kauft werde.

Diese Anträge wurden ohne Debatte angenommen, nach¬
dem der Vorsitzende bemerkt hatte, daß dieselben mit den Anträgen
der Staatsregierung bis auf die von dem Berichterstatter her¬
vorgehobene Modifikation in Antrag Nr. 2 (Abführung des
Erlöses in die Staatsgntskapitalienkasse) übereinstimmten.

b. über das Schreiben der Staatsregierung vom 15. März
1865, betreffend Verkauf einiger Waldparzelleu.

Berichterstatter Abg. Brockhaus : Die beiden Wald¬
parzellen im Banne der Gemeinde Vollmersbach, Bürger¬
meisterei Oberstein, zu deren Verkauf die Staatsregierung in
Vorlage 19 die Zustimmung des Landtags nachsuche, ge¬
hörten zu denjenigen Porzelleu, die ihrer isolirten Lage we¬
gen vom Staate mit Vortheil nicht bewirthschaftet wer¬
den könnten. Aus diesem Grunde erscheine der Verkauf wün-
schenswerth; das Vorgehen der Staatsregierung entspreche
dem von dem Landtage gestellten Ersuchen, derartige Parzellen
zu veräußern und gebe die von der Staatsregierung beantragte
Zustimmung im vorliegenden Falle zu Bedenken um so weni¬
ger Anlaß, als der Preis durchaus angemessen erscheine. Der
Ausschuß beantrage daher:

der Landtag wolle seine Zustimmung zum Verkaufe
der auf dem Banne der Gemeinde Vollmersbach be-
legenen Staatswaldparzellen„Im Berg" und„Muhl"
nach dem Anträge der Staatsregierung ertheilen.

Dieser Antrag wird angenommen.
e. über das Schreiben der Staatsregierung vom 17. März

1865, betreffend Vertiefung des Fahrwassers der Weser.
Berichterstatter Abg. Strackerjan H- : Zu Z- 57

der Ausgaben für das Herzogthnm seien zur Vertiefung des

Fahrwassers der Weser für 1864 etwa 5000 Thlr. , für
1865/66 etwa 1500 Thlr. vom vorigen Landtag bewilligt.
Es habe sich herausgestellt, daß diese Mittel nicht ausreichten,
da eine Vertiefung des Fahrwassers bei Warfleth wünschens-
werth erscheine, welche mit den disponiblen Mitteln nicht aus¬
führbar sei. Bei Warfleth seien die Stromverhältnisse be¬
kanntlich ungünstig, das Fahrwasser theile sich dort in zwei
Arme, uud Hannover und Oldenburg seien gleichzeitig bemüht,
dasselbe auf ihre Seite zu bringen. Oldenburg könne das
Fahrwasser geradezu nicht entbehren, da dies die einzige Stelle
sei, welche das Stedingerland mit der Wasserstraße verbinde.
Gegen die Nachbewilligung habe der Ausschuß daher einen
Grund nicht finden können, vielmehr sei in dessen Mitte die
Frage aufgeworfen, ob es nicht gerechtfertigt erscheine, ein be¬
sonderes Ersuchen an die Staatsregierung dahin zu richten,
daß das Fahrwasser ganz an das diesseitige Ufer gebracht und
den Hannoverschen Angriffen kräftig entgegengetretenwerde.
Hiervon habe man abgesehen in der Ueberzeugnng, daß die
Staatsregierung von selbst den behaupteten Ansprüchen des
Nachbarstaates entschieden gegenübertreten werde. Der Aus¬
schuß beantrage demgemäß:

der Landtag wolle zu A. 57 des Voranschlags der
Ausgaben des Herzogthums zur Erhaltung rc. des
Fahrwassers der Weser bei Warfleth noch 6000 Thlr.
bewilligen.

Auch dieser Antrag wird ohne Debatte angenommen.
Dritter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Ge-

schäftsordnungs- Ausschusses über die Vorlage 15, betreffend
die Tagegelder und Reisekosten für die Abgeordneten zum
Landtage.

Berichterstatter der Minderheit: Abg. Brörmann,  der
Mehrheit: Abg. Becker.

Der Vicepräsident Pan er atz übernimmt den Vorsitz.
Eine Verlesung des Berichts wird nicht gewünscht, Z. 1

der Vorlage demnach zur Debatte verstellt.
Reg.-Comm. Bucholtz : lieber diese Vorlage wolle er

sich einige Worte erlanben. Es sei öfter und in verschiedenen
Veranlassungen und Rücksichten die Frage an die Staatsregie¬
rung herangetreten, ob sich nicht eine Herabsetzung der Diäten
der Abgeordneten empfehle. Die Staatsregierung habe geglaubt,
diese Frage bejahen zu müssen— weniger, wie bereits in der
Vorlage bemerkt, um die Landescasse zu erleichtern als um
der Stellung der Landtagsabgeordneten willen selbst. Auch
über das Maaß der Herabsetzung habe die Staatsregierung
nicht zweifelhaft sein können, da sich eine angemessene Analogie
geboten habe. Wenn Staatsdiener vorläufig aber doch für
längere Zeit aus dienstlichen Rücksichten ihren Aufenthalt an
einem anderen Orte , z. B. auch in Oldenburg zu nehmen
veranlaßt würden, habe die Staatsregierung je nach den Um¬
ständen an Diäten 1 Thlr. 10 gs. bis 1 Thlr. 20 gs. zuge¬
billigt. Die Staatsregierung habe nun geglaubt, wenn sie
zu diesem Satze einen Zuschlag von 20 bezw. 50 o/g nehme
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und für den Abgeordneten also 2Thlr . Diäten Vorschläge, so
sei dies nicht kärglich bemessen. Wie bemerkt, habe die Staats¬
regierung geglaubt, durch diesen Vorschlag einer vorhandenen
Ueberzeugung zu begegnen; bei der Majorität des Ausschusses
sei dies nach dem vorliegenden Berichte nicht der Fall, ob es
bei dem Landtage zutreffe, dem müsse die Staatsregierung
entgegensehen.

Abg. Brader : Der Gedanke, welcher ihn in dieser
Sache leite, sei der, daß der Landtag in seiner gegenwärtigen
Zusammensetzung mit dem bestehenden Diätensatze dem Staate
zu viel Geld koste. Daher stimme er für Herabsetzung der
Diäten auf 2 Thlr. Das richtige Mittel, die Kosten zu ver- ^
ringern, sei seiner Ansicht nach allerdings die Verminderung der
Zahl der Abgeordneten. Wäre diese erreicht, so würde er für
Beibehaltung des Diätensatzes sein. Der Grund, daß der Ab¬
geordnete vielleicht auch mit den auf 2 Thlr. herabgesetzten
Diäten auskomme, erscheine ihm nicht so sehr maßgebend—
der Abgeordnete als solcher habe nicht nöthig so sparsam zu
leben wie möglich.

Da aber einmal der Landtag so groß sei und durch eine
längere Diät bei dem jetzigen Satze der Tagegelder eine Summe
von 20,000 Thlr. und mehr Kosten durch denselben veranlaßt
würden, so glaube er, diese Kosten seien für das kleine Land
zu hoch und zur Erleichterung des Landes solle man sich mit
dem niedrigeren Satze zufrieden geben.

Abg. Brörmann : Er könne sich wesentlich auf das
vom Regierungstische und von dem Vorredner Gesagte bezie¬
hen. Wenn es heiße, daß die Diäten in ihrem jetzigen Be¬
trage für Manchen kaum ausreichten; so sei es andrerseits für
Manchen eine Last sie zu verzehren. Auf solche Verhältnisse
könne man der Natur der Sache nach nicht näher eingehen.

, Abg. Becker : Die Bedürfnisse seien verschieden; wenn
man anerkenne, daß der jetzige Satz für Manche kaum aus¬
reiche, für Andere zu hoch sei, so rechtfertige dies seines Er¬
achtens die gegnerische Ansicht durchaus nicht. Mit dem Abg.
Brader  stimme er darin überein, daß die Zahl der Abge¬
ordneten zu groß sei und daß abgesehen won sonstigen Kosten,
in denen gespart werden könne, die Minderung der Zahl der
Abgeordneten ein wesentliches Mittel zur Erleichterung der
Staatscasse sei. Daß dieses Mittel zur Anwendung komme,
das hoffe er; aber um der bloßen Ersparniß willen halte er
eine Herabsetzung der Diäten, die als richtiges Mittel an sich
nicht anerkannt werde, nicht für gerechtfertigt.

Abg. Greverus Er könne es nicht anerkennen, daß
es darauf ankomme, ob der Eine oder Andere mit den Diäten
seine Bedürfnisse bestreiten könne oder aus eigener Tasche zu¬
setzen müsse. Die Frage sei, ob der vorgeschlagene niedrigere
Satz im Großen und Ganzen, für die Mehrzahl, hinreichend
sei. Diese  Frage glaube er bejahen zu müssen und stimme
er daher für die Vorlage.

Abg. Rüssel : Auch er lasse sich durch die Rücksicht
leiten, ob der Abgeordnete seiner Stellung und den durchschnitt¬

lichen Bedürfnissen nach mit 2 Thlr. Diäten auskommen könne.
Das sei wohl nicht- fraglich, indem ein Staatsdiener nur
höchstens2 Thlr. Diäten täglich für längere Zeit erhalte.
Wenn dies der Fall sei, dann komme lediglich die Ersparniß
von 3—4000 Thlr. für die Finanzperiode in Betracht, diese
müsse maßgebend sein, wenn der Landtag nicht seinem Principe
der Sparsamkeit untreu werden wolle. Andere Tendenzen wür¬
den mit Herabsetzung der Diäten nicht erreicht werden können.

Abg. Selkmann II-: Er wolle nur kurz seine Ab¬
stimmung motiviren. Bereits bei früheren Gelegenheiten habe
er sich wiederholt für eine Herabsetzung der Diäten ausgespro-

! chen; seitdem sei er in seiner Ueberzeugung bestärkt, daß es
§ in jeder Beziehung vorzuziehen sei, die Diäten so niedrig als

irgend thunlich zu bemessen. Ein Schwerzähriger gebe auch
zu Hause mehr Geld aus, daraus könne inan also keine Rück¬
sicht nehmen.

Er glaube, cs könne mit dem niedrigeren Satze reichlich
ausgereicht werden, dann aber sei er ans vielfachen Gründen
im Interesse des Landtags selbst und seiner ganzen Stellung
für die Herabsetzung.

Abg. Becker (nach Schluß der Debatte als Berichter¬
statter) : Mit dem Abg. Russell  stimme er durchaus nicht über¬
ein; das bloße Sparen um zu sparen sei überhaupt dann nicht
sein Prinzip, wenn höhere Gesichtspunkte in Betracht kämen. Die
Gründe des Vorredners erkenne er an und stimme im Ganzen
mit demselben überein. Er sei sin der That lange zweifelhaft
gewesen, wofür er stimmen solle. Zu dem Anträge auf Ablehnung
sei er durch die Ueberzeugung gelangt, daß das Resultat, dem
Landtage zu größerem Ansehen zu verhelfen, von einer so un¬
erheblichen Herabsetzung der Taggelder nicht zu erwarten sei,
und durch den Zweifel, ob die Herabsetzung gerade in dieser
Beziehung nicht schädlich sein könne. Das größte  Ansehen
würde der Landtag gewiß genießen, wenn überall keine Diäten
gezahlt würden; geschehe dies aber, dann könne in den Augen
Mancher eine zu spärliche Vergütung dem Arischem schaden.

Der tz, 1 der Vorlage wird dem Anträge der Ausschuß¬
mehrheit gemäß gegen 18 Stimmen abgelehnt. Z. 2 der
Vorlage, dessen Annahme die Minderheit beantragt und das
Amendement der Mehrheit werden zur Debatte verstellt.

Abg. Bruder : Hier möchte er den-Antrag der Mehr¬
heit empfehlen, nach der Spezifikation eines Abgeordneten habe
er sich überzeugt, daß dieser Satz so niedrig gegriffen sei, daß
er höchstens die Ausgaben ersetze. Wenn er für die Herunter¬
setzung der Diäten gestimmt habe, so habe er dies in der An¬
sicht gethan, daß mit dem niedrigeren Satz die dem Abgeord¬
neten erwachsenden Ausgaben ersetzt würden. Diese müßten
ersetzt werden und mehr sei in dem Mehrheitsautrag nicht
enthalten.

Schluß der Debatte.
Abg. Brörinann als Bericherstatter der Minderheit:

Wie die Positionen der Staatsregierunggefunden seien, wisse
er nicht; er habe das Vertrauen gehabt, daß die Summen so
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gegriffen seien, daß die Ausgaben damit gedeckt werden könnten
und in diesem Vertrauen die Annahme der Vorlage empfohlen.

Abg. Becker als Berichterstatter der Mehrheit: Das
Vertrauen zur Regierung habe die Mehrheit nicht abgehalten,
selbst nachzurechnen und sei dieselbe zu dem Resultat gekom¬
men, daß siir die in der Vorlage ausgeworfenen Summen die
Reisen, wenn mau auf der Eisenbahn zweiter Claffe fahre,
nicht bestritten werden könnten.

Da der Reg.-Commissair um das Wort bittet, wird der
Schluß der Debatte wieder aufgehoben.

Reg.-Commissair Bucholtz : Auch die Vorschläge der
SlaatSregiernng beruhten aus einer Berechnung nach Einsicht
in die betr. Tabellen und Tarife. Solche Kosten ließen sich
sehr verschiede» berechnen, da der Reisende verschiedene Linien
einschlagen, verschiedene Zeiten und verschiedene Züge benutzen
könnte re. UebrigenS glaube er nicht, daß die Staatsregierung
nach Ablehnung des K. l . der Vorlage auf Annahme des
Z. 2. großes Gewicht legen werde, da, wie auch der Ausschuß
bemerke, nckch Ausführung der projektirten Eisenbahnen die
Sache vielleicht wieder zu verhandeln sei. Er müsse die Be¬
schlußfassung daher lediglich anheimgeben.

Die Berichterstatter verzichten auf das Wort; der Mehr-
heitsantrag wird angenommen und ist damit der ans Annahme
der Regierungsvorlage gerichtete Minderheitsantrag erledigt.

Der Minderheitsantrag(dir. 5) wird zur Verhandlung
gestellt.

Abg. Bruder : Mit diesem Anträge sei er durchaus
nicht einverstanden. Er glaube allerdings und spreche eS un¬
umwunden aus, daß es für den Landtag nicht gut sei, wenn
zu viel Beamte in demselben säßen. Aber dieselben auf diese
Weise hinauszudrängen, das könne sehr üble Folgen haben.
Man werde doch zugeben, daß die Beamten im Ladtage bei
der gesetzgeberischen Thätigkeit desselben wenigstens als Fach¬
männer nicht zu entbehren seien.

Abg Brörmunn : (als Berichterstatter nach Schluß
der Debatte) : Sein Antrag sei nicht angefochten und brauche
er ihn daher nicht eingehend zu vertheidigen. Das Prinzip
desselben sei die wünschenswerthe Ersparung. Ob der Erfolg
sein werde, daß weniger Beamte im Landtage sitzen würden,
könne man nicht nn Voraus sagen; ihm sei dies zweifelhaft
und theile er das Bedenken des Vorredners nicht.

Der Antrag wird gegen drei Stimmen abgelehnt.
Der Präsident Becker übernimmt wieder den Vorsitz.
Vierter Gegenstand der Tagesordnung: Zweite Lesung

des Entwurfs eines Regulativs für den Etat des Landdrago¬
nercorps und der bei erster Lesung des Entwurfs ausgesetzte
Antrag Nr. 2 in dem betr. Berichte des Finanzausschusses-

Zur zweiten Lesung sind Anträge nicht eingekommen, das
Regulativ wird auch in zweiter Lesung, wie dasselbe in der
Vorlage der Staatsregicrung enthalten ist, angenommen.

Antrag 2 des Ausschusses wird ohne Debatte ange¬
nommen.

Hiermit ist die Tagesordnung erledigt.
Nach einer kleinen Pause erklärt der Vorsitzende : Er

habe unterdessen mit dem Vertreter der Staatsregierung Rück¬
sprache genommen wegen Bestimmung der nächsten Sitzung.
Es komme wesentlich darauf an, welche Geschäfte der Landtag
noch zu erledigen haben werde. Der von der heutigen Ta¬
gesordnung wegen Verhinderung des Regierungs-Commissars
entfernte erste Gegenstand könne aus demselben Grunde auch
morgen nicht, wohl aber übermorgen zur Verhandlung kommen.
Zu einer Freitags-Sitzung sei bereits in den vertheilten Be¬
richten genügender Stoff vorhanden und komme noch der heute
oder morgen zu vertheilende Bericht über die Einkommensteuer
in den Fürstenthümern hinzu. Wenn nicht noch neue Arbeiten
an den Landtag kämen, schiene es daher kaum gerechtfertigt,
die Sitzung bis zum Sonnabend auszusetzen, wiewohl mehrere
Landtagsmitglieder am Freitag verhindert seien und dringend
gebeten hätten, auf diesen Tag eine Sitzung nicht anzusetzen.
Nun höre er soeben von dem Reg.-Commissair, daß, wenn auch
nicht gewiß, so doch wahrscheinlich an den Landtag noch eine
Vorlage wegen Vertrags mit Hamburg gelangen werde. Wenn
dies geschehe, sei eS ziemlich gleichgültig, ob die nächste Sitzung
einen Tag früher oder später statlsinden würde und es könne
nur von Interesse sein, baldigst die Wahl eines Ausschußes
vorznnehmen. Der Gegenständ der zu erwartenden Vorlage
sei ja ungefähr bekannt.

Der unterdessen eingetretene Staatsminister v . Berg
erhält daS Wort: Er würde den Herrn Vorsitzenden nicht
unterbrochen haben, wenn er nicht durch eine Mittheilung die
gegenwärtige Verhandlung abzukürzen im Stande sei. Der
Vertrag mit Hamburg sei heute Mittag unterzeichnet. Da die
Staatsregierung für diesen Fall die Sache vorbereitet habe,
sei es nicht zweifelhaft, daß die Vorlage sehr bald an den
Landtag gebracht werden könne. Da die baldige Erledigung
sehr wünschenswerth erscheine, würde es von Interesse sein,
möglichst bald einen Ausschuß für 'diesen Gegenstand zu be¬
stimmen.

Vorsitzender: Nach diesen Mittheilungen habe er zu
beantragen, die nächste Sitzung auf Sonnabend zu setzen und
heute über die Ausschußwahl Bestimmungen zu treffen. Er
ersuche den Vorsitzenden des. Finanzausschusses um Auskunft
über den Stand der Ausschußgeschäfte.

Abg. Strackerjan II . : Der Finanz-Ausschuß könne
mit dem gegenwärtig ihm vorliegenden Material bequem in
dieser Woche fertig werden. Ganz lasse sich die Sache natür¬
lich nicht übersehen, da noch immer neue Vorlagen eingingen,
die ihrer Mehrzahl nach an den Finanz- Ausschuß abgegeben
würden. Unter diesen Umständen würde es für eine rasche
Erledigung der Geschäfte gewiß am Besten sein, wenn die in
Rede stehende Vorlage an einen andern Ausschuß ginge. Wenn
aber doch, wie zu erwarten stehe, das eine oder andere Mit¬
glied des Finanzausschusses jenem Ausschüsse angehören würde.
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dann sei es für die Beschleunigung irrelevant, ob ein eigener
Ausschuß oder der Finanzausschuß diesen Gegenstand berathe.

Abg. Brader Da die ganze Angelegenheit vorzugs¬
weise einen finanziellen Charakter habe, so scheine der Finanz-
Ausschuß der geeignetste. Bei der Wahl eines eigenen Aus¬
schusses könne es nicht fehlen,daß Mitglieder des Finanzausschusses
in denselben gewählt würden und dann , sei es wegen der
baldigen Erledigung nach den Bemerkungen des Vorredners
gleich.

Vorsitzender: Daß der Finanzausschuß der geeignetste
sei, scheine ihm ganz unzweifelhaft. Sein einziges Bedenken
sei aus dem Streben nach Zeitersparniß hervorgegangen. Da
andere Anträge nicht gestellt seien, schreite er zur Abstimmung.

Der Antrag, die zu erwartende Vorlage den Finanz-Aus¬
schuß zu überweisen, wird angenommen.

Schluß der Sitzung: 12 Uhr Mitt. Nächste Sitzung:
Sonnabend den 8. d. M . Morgens 11 Uhr.

Tagesordnung:
1) Bericht des Finanzausschusses, betreffend die Ausein¬

andersetzung zwischen den drei Provinzen des Groß¬

herzogthums wegen der Militair - Ausgaben aus der
Zeit von 1832 bis Ende 1848.

2) Bericht des Justizausschusses, betreffend den Entwurf
eines Gesetzes wegen des Verfahrens, um Papiere auf
den Inhaber außer Cours und wieder in Cours zu
setzen rc.

3) Bericht des Finanzausschusses, betreffend Nachbewil¬
ligung zu den Kosten des Hunte-Ems-Canals.

4) Desgl. , betreffend definitive Anstellung des zweiten
Domanialbeamten.

5) Desgl., betreffend Bewilligung eines Zuschusses zu den
Kosten der Chaussee von Brake nach Golzwarden.

6) Bericht des Steuerausschusses über -
u) die Einführung einer Einkommensteuer für das

Fürstenthum Lübeck, und
d) desgleichen für das Fürstenthum Birkenfeld.

7) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die Tage¬
gelder und Reisekosten der Abgeordneten zum Landtage.

Der Berichterstatter
Ramsairer.



Bericht
über

die Verhandlungen
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zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Fünfte Sitzung.
Oldenburg , den 8. April 1865 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Bericht des Finanzausschusses, betreffend die Auseinandersetzung zwischen den drei Provinzen des Groß¬
herzogthums wegen der Militair-Ausgaben aus der Zeit von 1832 bis Ende 1848.

2) Bericht des Jnstizausschusses, betreffend den Entwurf eines Gesetzes wegen des Berfahreus, um Papiere
auf den Inhaber außer Cours und wieder in Cours zu setzen rc.

3H Bericht des Finanzausschusses, betreffend Nachbewilligung zu den Kosten des Hunte-Ems-Canals.
4) Desgl., betreffend definitive Anstellung des zweiten Domanialbeamten.
5) Desgl., betreffend Bewilligung eines Zuschusses zu den Kosten der Chaussee von Brake nach Golzwarden.
6) Bericht des Steuerausschusses über

gh die Einführung einer Einkommensteuer für das Fürstenthum Lübeck, und
I>) desgleichen für das Fürstenthum Birkenfeld.

7) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die Tagegelder und Reisekosten der Abgeordneten zum
Landtaae.

Vorsitzender: Präsident Becker.

Am Ministertische: Reg.-Commisfare Bucholtz , Ruh¬
strat und Meincrrdus.

'Nach Eröffnung der Sitzung verliest der Schriftführer
Hüll mann  anstatt des augenblicklich abwesenden Schrift¬
führers Strackerjan  III . das Protokoll der vorigen Sitzung;
dasselbe wird genehmigt.

Eingänge:
1) Petition des Gemeindevorstehers Menke in Lienen,

betreffend Erbauung einer Chaussee von Elsfleth nach
Brake. An den Finanzausschuß.

2) Beschwerde deö Jetthauser Schulachtsausschusses, be¬
treffend verweigerte Mittheilung von Entscheidungs¬
gründen. An den Petitionsausschuß.

3) Petition der Brüdersocietat in Oldenburg, betreffend
Ertheilung von Corporationsrechten. An denselben
Ausschuß.

4) Petition des Zinngießers Brinkmann  in Cloppen¬
burg, betreffend Entschädigung wegen zu geringer Größe
vom Staate angekanfter Ländereien. An denselben
Ausschuß.

5) Schreiben der Staatsregierung, betreffend Convention
mit Hamburg wegen Cavalleriestellung. An den Fi¬
nanzausschuß.

Es wird sodann zur Tagesordnung übergegangen.
1. Bericht des Finanzausschusses, betr. die Auseinander¬

setzung zwischen den drei Provinzen des Großherzogthums we¬
gen Militairausgaben aus der Zeit von 1832 bis Ende 1848.

Eine Verlesung des Berichts wird nicht gewünscht und
kommen sämmtliche Anträge sofort zur Berathung.

Abg. Brockhaus (Berichterstatter der Minderheit) :
Die Minderheit glaube in ihrem Berichte ihre Anträge be¬
reits genügend motivirt zu haben. Die Angelegenheit, welche
hier zur Verhandlung stehe, sei so verwirrt und unklar, daß
seines Erachtens jede andere mit der Untersuchung beauftragte
Person zu einem anderen Resultat gelangen werde. Er wolle
nur noch einen wichtigen Punkt hervorheben. Die Unter¬
suchung dieser Angelegenheit sei eingeleitet auf Veranlassung
des nennten Landtags, welcher gefunden, daß verschiedene Vor¬
schüsse in der Cammercasse offen ständen; diese hätten Mili-
tairverpslegnng und Casernenbauten betroffen, vom Jnvaliden-
fonds sei damals nicht die Rede gewesen. Wegen der erst¬
genannten Vorschüsse habe der Landtag eine Liquidation ver¬
langt, nicht wegen derjenigen, um welche es sich gegenwärtig
handle.

Abg. Hullmann : Er werde zu Gunsten der Minder¬
heit des Ausschusses sprechen, weil ihm der Antrag der Mehr-
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heit, welcher mit dem der Siaatsregierung übereinstimme, un¬
billig und unpolitisch erscheine, da hier Sachen wieder aufge¬
rührt würden, welche lange vergessen seien und in den Für-
stenthümern, wenn der Landtag sich mit dem Anträge der
Staatsregierung und der Mehrheit des Ausschusses einver¬
standen erkläre, viel böses Blut Hervorrufen würden. Die
Summe, um welche es sich hier handle, sei für das Herzog¬
thum unerheblich. Namentlich komme hier in Betracht, daß
das klare Recht nicht auf Seiten ver Siaatsregierung stehe.
Ihr "Antrag 8nd 2 habe zur Basis die Ansicht, daß die ganze
Abrechnung zwischen dem Herzvgthum und den Fürstenthümern
auf Grund der Verordnung vom 30. April 1832 erfolgen
müsse, welche bestimmt, daß die Servicekosten von jedem der
drei LandeStheile für das in seinem Gebiete garnisonircnde
Militair besonders getragen, die übrigen Kosten für das Militair
aber nach Maßgabe der BnndeSmalrikel vertheill werden sollen.

Wie ans dem früheren und jetzigen Anöschnßberichtc zu
ersehen, seien die Militairansgaben, wie folgt, vertheilt:

1) Die Servicckasse, in welche alles fließe, was jede Pro¬
vinz an Servicekosten zu zahlen habe.

2) Die allgemeine Militaircasse, die für den laufenden
Aufwand bestimmt.

3) Die Tepositcncasse, die aus den Ueberschüsseu der bei¬
den erstgenannten(Lassen gebildet und dazu diene, au¬
ßerordentliche Ausgaben zu bestreiten.

4) Die Kasse für das Pensionswesen und den Jnvali-
denfonds.

Als die Sache zuerst beim Landtage zur Sprache gekom¬
men, habe es sich um einen anderen Punkt gehandelt, als jetzt.
Damals habe man geglaubt, daß aus der allgemeinen Mili¬
taircasse vom Herzogthnme Vorschüsse geinacht seien, welche die
Provinzen mit zu erstatten hätten. Wegen dieser Vorschüsse,
die etwa 140000 Thlr. betragen, habe der Landtag eine
Liquidation verlangt und habe diese nun ergeben, daß dieselben
vom Herzogthnme allein zu tragen seien oder, daß doch die
den Fürstenthümern zur Last fallende Onoie durch andere Ge¬
genansprüche derselben ausgeglichen würde, so daß die Staatö¬
regierung selbst beantragt habe, alle Ansprüche und Gegenan¬
sprüche der einzelnen Provinzen in dieser Beziehung als erledigt
anznsehen.

Dagegen habe sich bei jener Untersuchung ergeben, daß,
wenn dasselbe Matrikularverhältniß auf das Pensionswesen
angewandt würde, das Herzogthnm mehr an Pensionen ge¬
zahlt habe, als die Fürstenthümer. ES dürfte aber sich fragen,
ob die Verordnung von 1832, deren Inhalt er bereits früher
angeführt, überall auf daS Pensionswesen sich beziehe. Zu
den allgemeinen Militairkosten gehörten die Servicekosten und
überhaupt alle Militairausgaben, eine Classe müsse finanziell
besonders behandelt werden, um nicht unter die allgemeinen zu
fallen, in der Natur der Ausgabe liege der Grund nicht.
Daß die Servicelasten anders behandelt, sei klar, aber damit
noch nicht, daß alle anderen Militairausgaben nun gleich be-

Berichte. XIV.  Landtag  2te Versammlung.

handelt werden müßten. Die Verordnung von 1832 siehe
nicht im Gesetzblatt und befinde sich auch nicht bei den Land-
tagsacteu, sie scheine andere besondere Lasten nicht zu erwähnen,
aber daraus folge noch nicht, daß diese nicht vorhanden. Der
beste Interpret sei der, welcher sie erlassen habe. Es frage
sich deshalb zunächst, wie das Gesetz gehandhabt sei. Zur
Beantwortung dieser Frage habe er kein anderes Material,
als vas Schreiben der Siaatsregierung vom 4. März d. I.
und die Ausschußberichte; daraus ergebe sich, daß für die allge¬
meine Militairkasse ein mehrjähriger Voranschlag angefertigt
und die Kosten nach der Bundesmatrikel vertheilt und erhoben
seien. Diese Art der Verkeilung habe aber nicht für das
Pensionswesen gegolten, sondern die Pensionen seien theils aus
dem Juvalidenfonds bezahlt, theils direkt ans den Landeskassen,
denen sie zur Last gelegt, ohne daß sie dabei als Vorschüsse
bezeichnet. Wenn mau also sehe, daß nach Erlassung der
Verordnung von 1832 diese Bestimmungen nur auf die Aus¬
gaben des laufenden Dienstes, nicht aber auf die Pensionen
bezogen seien, so könne man annehmen, daß der Landesherr
sie nicht auf das Pensiouswesenhabe beziehen wollen.

Bisher habe er die Verordnung, soweit ihm dies nach
Lage der Sache möglich, nach ihrem Inhalte betrachtet, jetzt
wolle er ihren Werth den Verfügungen des Landcsherrn ge¬
genüber untersuchen. Die Siaatsregierung und die Mehrheit
des Ausschusses seien davon ausgegangen, daß alle Militair¬
ausgaben nach dem Matrikularverhältnisse getragen werden
müßten, das sei nicht geschehen, Oldenburg habe mehr bezahlt
und müßten die Fürstenthümer die sie.treffeiide Ouote znrückzahlen.
Dieser Umstand allein aber begründe noch kein Rücksorrernngs-
recht. Davon könne nur die Rede sein, wenn der Zahlende
die Absicht habe, damit für andere Vorschüsse zu machen, over,
wenn er irrthümlich zahle. Jedoch könne hier die Sache auch
so liegen, daß der Landesherr die Zahlung ans der Casse des
Herzogthums angeordnet habe, ohne die Rückzahlung aus den
Cassen der Fürstenthümer zu verlangen. In welchem Sinne
damals die Pensionen jener Casse höchsten Orts zur Last gelegt
seien, darüber liege ihm nicht genügendes Material vor.
Aus der Verordnung von 1832, die allgemein gehalten, könne
man nicht schließen, daß die künftigen Zahlungen, welche auf
Grund dieser Verordnung geleistet, so angesehen werden sollten,
daß sich eine Rückzahlung von selbst verstehe. Die erwähnte
Verordnung sei nicht im Gesetzblatt publicirt, das sei auch
nicht nöthig gewesen, da der Landesherr damals absolut; wäre
dies aber geschehen, so würde die Vermnihung dafür sprechen,
daß die künftigen Verordnungen auf ihrem Grunde beruhten.
Sie habe deshalb nicht mehr Kraft, wie jede andere spätere
Verfügung, die in anderer Weise statt der Matrikel dem Her-
zogthume die Last anferlegte. Es seien dies Verfügungen
über die Mittel der einzelnen LandeStheile, die vom Landes¬
herrn als definitive Verfügungen auSgingen und deshalb gültig
wären. Diese Ansicht habe im vorigen Jahre der Finanzaus¬
schuß selbst vertreten, er habe schon damals behauptet, daß,
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wenn der Landesherr definitiv über Landesmittel verfügt habe,
dies jetzt nicht mehr angefochten werden könne.

Aber selbst angenommen, daß sowol was den Inhalt
als was den Werth der Verordnung von 1832 anlange, die
Staatsregierung und die Mehrheit des Ausschusses Recht hätten,
so sei es doch fraglich, ob die Forderungen an die Fürstenthü-
mer als liquide anzusehen wären. Dieselben beträfen die Pen¬
sionen und Unterstützungen an Militairpersonen. Sie seien ge¬
nommen theils anS dem JnvalidcnfondS, theilö aus directen
Zahlungen der verschiedenen Landestassen. Bei der Berechnung
gehe man davon aus, daß der ursprüngliche Stamm des Ju-
validcnfonds ein Zuschuß des Herzogthums und dessen Eigen¬
thum gewesen sei. Ihm scheine diese Aufassung doch mehr
als bedenklich, im Berichte deS Finanzausschusses von 1864
sei hervorgehoben, daß diese Frage sehr zweifelhaft und der
Ausschuß nicht in der Lage sei, dieselbe mit Gewißheit beant¬
worten zu können, da dazu viele Vorarbeiten erforderlich sein
würden. Staatsregiernng und Ausschuß hätten zur näheren
Aufklärung in dieser Hinsicht nichts beigetragen, auch er könne
ein definitives Urtheil darüber nicht abgeben, die Sache bleibe
unklar und damit auch das Recht des Herzogthums auf Rück¬
erstattung der angeblichen Vorschüsse. Der Jnvalidenfonds
scheine sich aus einer alten Stiftung herzuschreiben, die vor
1832 entstanden und zu diesem Zwecke hinübergezogen sei.
Wäre dies der Fall, so habe der Landesherr das Geld ebenso
gut als Herr des Herzogthums wie als Herr deö Großherzog-
thums heranziehcu können. Komme aber die Forderung wegen
des Jnvalidenfonds hier nicht in Betracht, so werde dadurch
die angegebene Forderung des Herzogthums an die Fürsteu-
thümer etwa auf die Hälfte redncirt. Der zweite Posten betreffe
Militairpensiouen, welche direkt auf die Landeskasse angewiesen
seien. Hier frage es sich, ob man dabei die Absicht der
Rückerstattung gehabt habe. Uebrigeus komme noch drittens
zur Erwägung, ob nicht die Fürstenthümer das Recht hätten,
eine Liquidation wegen des ganzen Militairwesens zu verlan¬
gen und nicht zu gestatten, daß ein einzelner Posten, wie die
Pensionen, herausgerissen werde, wodurch insbesondere Birken¬
feld einen erheblichen Ersatzanspruch verliere. Es könne die
Liquidation, falls sie von der Staatsregiernng auch wegen der
übrigen Militairausgabcn weiter durchgeführt werde, leicht
mehr zu Gunsten der Fürstenthümer ausfallen, als dies jetzt
der Fall. In der Vorlage sei bemerkt, daß man bei manchen
Posten zweifelhaft gewesen, ob dieselben zur Servicelast oder
zu den allgemeinen MilitairanSgaben zu rechnen, im Zweifel
sei das Letztere geschehen, und der Betrag matrikularmäßig
vertheilt. Hier sei zu bedenken, daß die Servicelast in weit
höherem Vcrhältniß vom Herzogthum getragen sei, als die
allgemeinen Militairausgabcn und wenn deshalb zu viel zu
letzteren gerechnet, so seien dadurch die Fürstenthümer benach-
theiligt. Der Umfang dieser Benachtheiligung lasse sich aller¬
dings nicht ermessen, aber jedenfalls liege doch die Möglichkeit
vor, daß auch bei der Rechuuugsliquidation den Fürstenthümern

zu nahe geschehen sei. Er könne nicht geradezu behaupten,
die Forderung des Herzogthnms an die Fürstenthümer sei
unbegründet, aber jedenfalls sei die Sache sowol rücksichtlich des
Rechtsgrundes als der Liquidität sehr zweifelhaft, und müsse
er aus diesem Grunde dem Anträge der Minderheit, daß auch
diese Forderungen des Herzogthums au die Fürstenthümer
niedergeschlagen werden möchten, zustimmen.

Abg. Selkmann II . : Er habe seine rechtlichen Be¬
denken gegen den Antrag der Staatsregiernng nud der Mehr¬
heit des Ausschusses hervorheben wollen, nach der gründlichen
Erörterung des Vorredners verzichte er darauf und bemerke
nur, daß weder von der Staatsregierung noch vom Ausschüsse
etwas vorgebracht sei, wonach schon jetzt die Forderung als
rechtlich begründet erscheine. Namentlich sei seines Erachtens
mit Unrecht behauptet, daß die in der Zeit von 1814 bis 1828
in den Jnvalidenfonds geflossenen Beträge bloß dem Hcrzog-
thume zu Gute kommen müßten, dieselben schienen nicht aus¬
schließlich für Oldenburg, sondern für das ganze Truppencorps
bestimmt gewesen zu sein. Der Fonds sei als ein allgemeiner
betrachtet und dürfe man deshalb nicht auf frühere Zeiten zu¬
rückgehen und fragen, aus welchen einzelnen Beiträgen derselbe
entstanden sei. Es wären aber noch andere Rücksichten vor¬
handen, welche dafür sprächen, die hier fraglichen Ansprüche
niederzuschlagen. Die Abgeordneten des Herzogthums seien
bekanntlich mit ihrer Majorität oft in der Lage, über Fragen
entscheiden zu müssen, welche mit dem finanziellen Interesse
der Fürstenthümer in direktem Widerspruche ständen. Die
Fürstenthümer würden in diesen Fällen leicht zum Mißtrauen
geneigt sein und' annehmeu, daß Oldenburg seine Majorität
gegen ihr Interesse geltend mache; um so mehr müsse man
deshalb in zweifelhaften Fällen Bedenken tragen, von diesem
Uebergcwicht Gebrauch zu machen. In den Fürstenthümern,
namentlich in Birkenfeld, herrsche nun entschieden die Ansicht,
daß ihnen durch die Geltendmachung der fraglichen Ansprüche
schreiendes Unrecht zugefügt würde und erscheine cs deshalb
gerathen, von dieser Geltendmachung abznseheu, wenn nicht das
klarste Recht für die Forderung spreche. Darin werde man
aber doch wohl init ihm einverstanden sein, daß die fraglichen
Ansprüche/ wenn ihre Unbegründetheit derselben sich auch nicht
Nachweisen lasse, jedenfalls auch nicht als rechtlich begründet
nachgewiesen seien. Im vorliegenden Falle komme außerdem
noch in Betracht, daß die aus der Liquidationsberechnung we¬
gen der allgemeinen Militairausgabeu sich ergebenden Forde¬
rungen niedergeschlagen werden sollten. Diese Ausgaben be¬
trügen etwa vier oder fünf Millionen und herrsche wegen deren
Vertheilung viel Unklarheit, so daß dabei leicht eine Provinz
gegen die andere um einige tausend Thaler benachtheiligt sein
könne. Diese wolle man ohne nähere Untersuchung Nieder¬
schlagen, dagegen eine kleine aus den Zuschüssen an den Jn¬
validenfonds und ausbezahlten Pensionen erwachsene Forderung
geltend machen. Das erscheine doch nicht gerecht. Er sei
deshalb mit der Minderheit darin einverstanden, daß im vor-
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liegenden Falle sämmiliche Ansprüche niederzuschlagen seien, >
nur wünsche er den Antrag Nr. 2 etwas anders gefaßt. Er
vermisse hier den Zusatz, in welchem die Staatöregiernng er¬
sucht werde, sich damit einverstanden zn erklären, da sonst die
Sache nach wie vor in der Schwebe bliebe; auch sei der erste
Theil etwas korrekter zu fassen und laute darnach sein Antrag:

der Landtag beschließe, daß die aus den Liqnidations-
berechnungen wegen der MilitairauSgaben sich etwa
ergebenden Forderungen der drei Provinzen gegen ein¬
ander ans der Zeit vor 1840 niedergeschlagen und
damit alle Ansprüche derselben in dieser Beziehung als
erledigt angesehen werden und ersuche Großherzogliche
Staatöregiernng sich hiemit einverstanden zu erklären.

Er gebe der Minderheit anheim, ob sie zur Vereinfachung
der Abstimmung sich mit seinem Anträge einverstanden erklären
wolle.

Dies geschieht und wird der Antrag unterstützt.
Rcg.-Comm. Meinardus : Er sei hier zur Verthei-

theidignng der Regierungsvorlage. Eine solche Vertheidigung
erscheine nach den Erörterungen der Vorredner nicht leicht,
zumal er die LiqnidationSbcrechnungnicht selbst ausgestellt,
sondern nur genau durchgesehen habe. Er müsse darnach zn-
gestehcn, daß bei dieser Berechnung so viel Material verarbeitet
sei, daß nur derjenige, welcher diese Arbeit selbst vorgcnommcn,
mit Sicherheit sagen könne, cs sei dadurch keiner Provinz zu
nahe geschehen. Er müsse gleichfalls bestätigen, daß es oft
sehr schwer und geradezu unmöglich sei, zu entscheiden, ob etwas
zu den Servicelasten oder den allgemeinen Militairlasien ge¬
höre. Unter Service verstehe man alles, was Raum, Woh¬
nung und Feuerung rc. betreffe. Nun. denke man sich, cS
fänden Einquartirungen statt, bei denen man früher die Leute
mit Quartier und Verpflegung den Qnartiergeberu in Accord
gegeben habe. In diesen Fällen habe man mit einer gewissen
Willlühr für Quartier einen bestimmte Quote gerechnet und
den Betrag in die Servicekasse gelegt, da die Militair- und
Scrvicekassc hätten getrennt werden müssen. Aus diesem Grunde
beruhten verschiedene Berechnungen allerdings auf einer gewissen
Willknhr und könnten dadurch in der langen Reihe von Jahren
im Ganzen nicht unerhebliche Differenzen veranlaßt sein.

Man habe nicht, wie der Abg. H u llma  nn vorgetragen,
zwischen allgemeiner Militär -, Service- und Pensionslast zu
unterscheiden, sondern die Pensionslasten seien vollständig von
den anderen zu trennen. Zweifel der angedeuteten Art ent¬
ständen nur bei der allgemeinen Militair- und den Service¬
lasten. Diese betrügen zusammen Millionen, die ausgezahlten
Pensionen seien in Vergleich damit gering.

Ferner sei zu bedenken, daß der Landtag die Liquidation
verlangt habe, veranlaßt durch einen Vorschuß der Landeskasse
von 138,000, über welchen er nähere Auskunft gefordert habe.
Das Resultat sei gewesen, daß die Staatsrcgierung sich nicht
habe veranlaßt sehen können, eine Forderung als liquide zu
Gunsten der Landeska sie zu behaupten und deren Nachforderung

zu verlangen. Die Pensionen seien vollständig davon getrennt.
Wenn ans der anderen Seite auch der JnvalidenfondS davon
getrennt und daraus ein Ersatz verlangt werde, so sei ihm
persönlich die Sache nicht unzweifelhaft. Ein Hcransschnitt
von 17 Jahren (von 1832 bis 1848) sei willkührlich und
könnten die Fürstcnthümer sich dadurch möglicherweise benach-
theiligt halten, da vor 1832 die Beiträge nicht gleichmäßig
gewesen. Birkenfeld habe bis dahin besondere Pensionen be¬
zahlt, auch komme die Hergabe des Präsidialgcbände zn Eutin
zu einer Jnfantericcaserne hinzu.

Ferner sei er über die rechtliche'Natur und Grundlage
des JnvalidenfondS in Zweifel, um so mehr, als der Abg.
Selkmann  II . , welcher doch spezieller Departementär des
Jnvalieenwesens, darüber zweifelhaft sei.

Wenn man nun berücksichtige, daß der Landtag sich nur davon
habe überzeugen wollen, ob im großen Ganzen die Militair¬
lasien gleichmäßig vertheilt gewesen und in Bezug ans Millio¬
nen die Differenz gering sei, so erscheine es doch bedenklich,
eine so kleine Summe, bei welcher die Grundlage der Berech¬
nung nicht unzweifelhaft sei, dennoch liqnidiren zu wollen-

Abg. Strackerjan II . : Er wolle nur seinen Stand¬
punkt in dieser Sache darlegen und dabei nicht auf die Rechts¬
fragen eingehen, welche hier erörtert seien. ' Er habe sich an
die Vorlage der Staatsregierunggehalten, weil er geglaubt
habe, dieselbe sei am besten in der Lage, die Frage gehörig
zn prüfen und werde vermöge ihrer Stellung unpartheiisch
dabei verfahren. Durch die Bemerkungen des Reg.-Comm.
Meinardus  sei er nun allerdings zweifelhaft geworden.
Die Regierung sage aber in ihrem Schreiben vom 5. März
1864 ausdrücklich, die Forderung sei rücksichtlich der Pensio¬
nen völlig liquide. Wäre sie rücksichtlich der Pensionen zu
demselben Resultate gekommen, wie rücksichtlich der allgemeinen
MilitairauSgaben, würde sie auch hier die Niederschlagung
beantragt haben, so würde er auch dafür gestimmt haben.
Einstweilen könne er sich noch nicht entschließen, fürdenMin-
derheitöantrag zu stimmen.

Reg. - Comm. Meinardus : Die Staatsregierung
habe allerdings in ihrem Schreiben bemerkt, daß die Forderung
des JnvalidenfondS liquide sei, aber habe damit nur sagen
wollen, daß die Berechnung das Resultat ergebe, was ausge¬
stellt sei. Hier handle es sich darum, daß die Grundlage
und rechtliche Natur des JnvalidenfondS und damit auch die
Grundlage der Berechnung zweifelhaft sei, man könne, wie
auch bereits die Abgg. Hullmann und Selckmann  II.
bemerkt, nicht mit Bestimmtheit behaupten, daß der Jnvaliden-
fonds ausschließlich für das Herzogthum bestimmt und ihm .
allein angehörig gewesen sei.

Abg. Hullmann : Er wolle sich nur eine Berichtigung
des Vorredners erlauben. Derselbe habe vorhin bemerkt, er
habe behauptet, daß in der Liquivationsberechnung die Service¬
ausgaben und die allgemeinen MilitairauSgaben mit den Pen¬
sionsausgaben vermengt seien, dies habe er nicht gesagt, er
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habe nur von einer Vermengung der Service- und der allge¬
meinen Militairausgaben gesprochen. Wenn deshalb die Für-
stenthümer überall etwas zahlen sollten, so sei auch hier eine
Liquidation erforderlich und dann werde sich vielleicht das Re¬
sultat ergeben, daß sie nichts schuldeten.

Abg. Russell : Er habe beabsichtigt, für den Antrag
der Staatsregierung zu stimmen, da er die Verordnung von
1832 so aufgefaßt habe, daß dadurch die allgemeinen Militair-
ansgaben geregelt werden sollten. Wenn sie für einen speziel¬
len Fall eine Ausnahme mache, so seien die übrigen Ausgaben
auch als allgemeine zu behandeln. Er habe zwar nach dieser
Verordnung das Herzogthnm für zu sehr beschädigt gehalten,
aber ihm sei die Geltendmachung dieser Forderung ans dem
Grunde bedenklich erschienen, weil eö den Anschein einer Ma-
jorisirung der Minorennität gewinnen könnte. Er habe jedoch
geglaubt, daß die Staatsregiernug diese Sache ani besten prü¬
fen könne und daß das Herzogthnm von den Fürstenthümern
die verlangten Summen zum wenigsten zu fordern habe.
Wenn nun aber aus der Erklärung des Herrn Reg. - Comm.
Meinardus  hervorgehe, daß die Berechnung auf sog. küh¬
nen Griffen beruhe und derselbe in Bezug auf die Bezahlung
der Gelder für nicht schuldig plaidire, so könne er nicht für
schuldig stimmen.

Reg. - Comm. Meinardus : Von kühnen Griffen
könne hier nicht die Rede sein, solche Ausscheidungen von
Quartier und Verpflegung, von denen er vorher gesprochen,
seien nicht zu vermeiden gewesen, und sei ein solcher Theil
als Service so gewissenhaft wie eben möglich ausgeschieden.
Uebrigens sei die Verordnung von 1832 damals nicht in Hin¬
blick auf die Pensionen gemeint gewesen, die Pensionen seien
nicht aus der Militairkasse bezahlt. Ende 1848 sei der Ju-
validenfonds angegriffen und verbraucht, da es nicht angemes¬
sen erschienen, ihn separat neben den anderen Rechnungen
herlanfen zu lassen. Bis dahin sei er ein separater Fonds
gewesen und nur für die Invaliden bestimmt. Deshalb seien
die Service- und die allgemeinen MilitairauSgabcn für sich
zu betrachten. Auf den JnvalidenfondSsei die Verordnung
von 1832 nicht zu beziehen.

Abg. Rüssel : Der Reg.-Comm. Meinardus  habe
gesagt, daß bei der Berechnung gewisse Willkührlichkeitennicht
hätten vermieden werden können. Wenn aber kein fester Faktor
zu Grunde liege, so spreche man von Griffen, die bei der
nach Willkühr ohne feste Grundlage vorgenommenen Verkei¬
lung gemacht werden.

Debatte geschlossen.
Abg. Bartel (Berichterstatter der Mehrheit) : Der

Ausschuß habe in der vorliegenden Sache keine klare Ueber-
sicht gehabt und habe geglaubt, daß dies bei der Staatsregie¬
rung der Fall sei. Nach den Erörterungen der Vorredner
und insbesondere des Reg.-Comm. Meinardus  halte er es
aber für bedenklich, bei seiner früheren Ansicht zu beharren,
und werde er deshalb für Len Antrag der Minderheit stimmen.

Der Präsident bemerkt, daß er zuerst den Antrag des
Abg. Selckmann  II . , dann den Antrag Nr. 3 der Min¬
derheit und zuletzt den Antrag der Mehrheit des Ausschusses
zur Abstimmung bringen werde.

Der Antrag des Abg. Selckmann II. wird angenom¬
men und sind damit die beiden anderen Anträge erledigt.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung.
Eine Verlesung des Berichts wird nicht gewünscht, An¬

träge ans Annahme oder Ablehnung des Entwurfs im Gan¬
zen werden nicht gestellt.

Die AuSschnßanträge1 bis 11 werden ohne Debatte
angenommen.

Antrag 12 und 13.
Reg.-Comm. Bucholtz : Der Ausschuß habe vielerlei

Bedenken gegen den Art. 0 des Entwurfs und deshalb be¬
antragt, denselben abznlehnen und die Staatsregiernug zu er¬
suchen, vollständigere gesetzliche Bestimmungen über die Amor¬
tisation von Jnhaberpapieren entwerfen zu lassen. Der Ge¬
genstand sei sehr schwierig und wie er auch geregelt würde,
gar leicht würden doch von der einen oder andern Seite Be¬
denken dawider laut werden. Die Staatsregiernug habe deshalb
durch eine besondere Commission bewährter Juristen diese Vor¬
lage ausarbeiten lassen und diese habe den Art. 9 nicht be¬
denklich gefunden, obwol sie doch gewiß alle die Umstände
erwogen habe, welche der Ausschuß hervorgehoben. Derselbe
gehe in seinein Bedenken wohl etwas zu weit. Er sehe von
den Eiuzelnheiten ab und bemerke im Allgemeinen, daß die
Staatsregierung nicht abgeneigt sei, die betreffenden Bestimmun¬
gen noch einer weiteren Prüfung zu unterwerfen und somit
den Antrag 13 anzunehmen. Man möge daher den Art. 9
vorläufig acceptireu, weil sonst gar keine Bestimmungen über
die Amortisation existiren würden, die doch bei dem immer
mehr steigenden Verkehr mit Jnhaberpapieren nicht zn ent¬
behren seien. Mit dem Art. 9 glaube die Staatsregiernug
vorläufig anSreichen zu können, um so mehr, da manche
Schriftsteller auch im vorliegenden Falle den Art. 73 der
W.-Q- ohne weiteres zur Anwendung brächten, weil Jnhaber-
papiere durch das Handelsgesetzbuchden Wechseln mitBlanco-
Jndossameutcn gleichgestellt seien, und kein besonderes Amor¬
tisationsgesetz für nothweiidig hielten. Zwar habe der Aus¬
schuß auf die vollständigeren Bestimmungen anderer Gesetzge¬
bungen, namentlich von Hannover, hingewiesen, aber diese
Gesetze seien vor Einführung des neuen Handelsgesetzbuchs
erlassen und beruhten deshalb auf einer anderen Grundlage.

Abg. Lentz (Berichterstatter) : Er müsse dennoch die
Versammlung ersuchen den Art. 9 abzulehnen. Die Staatsre¬
gierung gebe selbst zu, daß derselbe mangelhaft sei, das Be-
dürfniß sei nicht so dringend und besser gar kein Gesetz, als
ein's, das nichts tauge. Wenn der Reg.-Commissär bemerke, daß
der Entwurf einer Commission bewährter Juristen zur Aus¬
arbeitung vorgelegt sei, so beruhe das hinsichtlich des Art. 9,
soviel er wisse, wol auf einem Jrrlhnme. Die Art. 1—8
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seien allerdings in Hannover von der Commission, welche das
Einführnngsgcsetzzum Handelsgesetzbuche ausgearbeitet, bera-
then und genehmigt, aber nicht der Art. 9, dieser sei nur
von der hiesigen Gesctzcommission ausgearbeitet, soweit er in
Erfahrung gebracht.

Reg.-Commissair Bucholtz : Der Vorredner habe ihn
mißverstanden; wenn er von Juristen gesprochen, so habe er
die Mitglieder der Oldenburg'schen Gesetzcommission gemeint,
denen für diesen Fall von der Staatsregierungnoch besondere
Sachkundige zugewiesen seien.

Abg. Lentz : Er habe sich insofern geirrt, als er ge¬
glaubt habe, daß der Vorredner unter den Juristen die Com¬
mission zu Hannover verstanden habe.

Abg. Strackerjan II. : Er sei für diese Fragĉ der
Gesetzescommission zngeordnet gewesen, habe aber geglaubt, sein
Commissorium beziehe sich auf andere Seiten des Entwurfs
als auf die juristische.

Debatte geschlossen.
Die Anträge 12 und 13 werden angenommen.
Damit ist die erste Lesung des Gesetzentwurfs beendet und

bemerkt der Präsident, daß Anträge zur zweiten Lesung bis
Sonntag Mittag einzubringen seien.

Dritter Gegenstnnd der Tagesordnung.
Die Verlesung des Berichts wird nicht verlangt und wer¬

den die Anträge 1 und 2 ohne Debatte angenommen.
Vierter Gegenstand der Tagesordnung.
Eine Verlesung des AnsschnßberichtS wird nicht ge¬

wünscht.
Reg.-Commissair Ruhstrat : Bei den Verhandlungen

über diesen Gegenstand im vorigen Jahre sei gegen den An¬
trag der Staatsregierung eingewendet, die Zahl der Beamten
sei zu groß und müsse ans eine Verminderung derselben Be¬
dacht genommen werden. Daß die Staatöregicrnng in diesem
Sinne handle, dafür wolle er nur einige Beispiele anführen:
Vor einem halben Jahre sei die Stelle eines Expedienten beim
Staatsministerüun erledigt und habe man von einer Wieder-
besetznng abgesehen, weil man geglaubt habe, mit den vorhan¬
denen Kräften auökommen zu können. Ferner sei vor etwa
einem Jahre die Stelle eines Ministcrialrevisors vacaut ge¬
worden und habe man auch hier mit Erfolg versucht, dessen
Geschäfte von den beiden noch vorhandenen Revisoren wahr¬
nehmen zu lassen. Endlich sei vor etwa zwei Jahren die
Stelle eines Expedienten im Finanzburean erledigt und sei
auch diese nicht wieder besetzt. Aus diesen Bespielen könne
man ersehen, daß die Staatsregierungdie Zahl der Beamten
vermindere, wo es irgend thunlich sei. Dafür rechne nun
aber auch die Staatsregierung ans ein Entgegenkommen des
Landtags, wenn eine Vermehrung der Beamten nothwendig sei
und daß dieser Fall hier vorliege, werde nicht bestritten wer¬
den können, im Gegentheile habe der Landtag zugegeben, daß
ein zweiter Domanialbeamte nicht entbehrt werden könne. Der
gegenwärtige Gehülfe des Domaineu-Jnspcktors sei bereits acht

Jahre lang in dieser Stellung, er habe sich hinlänglich als
tüchtig bewährt und müsse es unbillitz erscheinen, wenn man
ihm nicht die Rechte ertheilen wolle, die jeder Andere, der
solche Staatsdienstleistungen verrichte, habe. Er empfehle
deshalb den Antrag der Staatsregiernng dringend zur An¬
nahme.

In namentlicher Abstimmung wird der Antrag der Min¬
derheit mit 25 gegen 19 Stimmen angenommen.

Für den Antrag stimmten die Abgeordneten:
Barlebeu , Bartel , Becker, Brockhaus , de Consser,

Dannenberg , Driver,  Eissel , Fortmann , Görlitz,
Gracpel , Greverns , Heye , Hnllmann , Krahn,
Kunz, Lentz, Nieberding , Pancratz,  Russell , Selk-
mann II -, Strackerjan I., Strackerjan II ., Stracker¬
jan  III ., WillerS.

Gegen denselben stimmten die Abgeordneten:
Abels , Ahlers , Ahlhorn , Ärkenau , Brvrmann,

Bulling , Bnnnies , Hardt , Hoting , Huchting,
Müller , Oetken , Oldejohanns , Rösener , Strodthof -f,
Snhren , Thöle , Töllner , Windhaus.

ES fehlen die Abgeordneten: Rüdebusch , Scriba,
Selkmann I., Struthofs , Braver,  Letzterer beurlaubt.

Fünfter Gegenstand der Tagesordnung.
Verlesung des Berichts wirv nicht verlangt und wird der

Antrag des Ausschusses ohne Debatte angenommen.
Sechster Gegenstand der Tagesordnung.
n. Entwurf eines Gesetzes, betr. die Einführung einer

Einkommensteuer für das Fürstcnthum Lübeck.
Eine Verlesung des Berichts wird nicht gewünscht.
Antr. 1 angenommen.
Antr. 2 zur znsammenfassenden Abstimmung mit anderen

Anträgen zurückgestellt.
Antr. 3, 4, 5 und 6 wie zu 2.
Zn Antr. 7:
Abg. Hardt : Im Art. 7 Ziff. 3 des Entwurfs sei

bestimmt, daß bei Grundstücken, welche nicht verpachtet seien,
vielmehr von dem Eigenthümer oder sonstigen Berechtigten
selbst bcwirthschaftet würden, ein den gängigen Mittelpreisen

! entsprechender PachtpreiS zu veranschlagen sei. Diese Be¬
stimmung passe nicht für Eutin, wie bereits vom Provinzial¬
rath bemerkt und vom Reg.- Commissair nicht widersprochen
sei, weil dort wenig Pachtungen vorkämen und stelle er deshalb
den Antrag:

daß in Z. 3 statt der Worte: „ist ein — zu veran¬
schlagen" gesetzt werde: „ist der abgeschätzte Grund¬
steuer-Reinertrag zum Grunde zu legen unter Berück¬
sichtigung der Steigerung, welche seit dem bei der
Grundstenerbonitirung angewandten Durchschnitt der
Preise in den Preisen der Bodenprodncte eingetreten ist."

Der Antrag ist genügend unterstützt.
Reg. - Comm. Ruhstrat : Wenn der Abg. Hardt

bemerke, daß die Regierung mit der von ihm vorgeschlagenen
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merkung wol ans einem Irrthume , jedenfalls halte die StaatS-
regicrung es für sehr bedenklich , daß in diesem wichtigen Punkte
eine Abweichung von dem Einkommensteuergesetze für das Her¬
zogthum Oldenburg stattfinde . Wenn im Fürstenthum Lübeck
die Pachtungen selten seien , so kommen , wie schon der AnS-
schußbericht hervorgehoben , auch in den Geestdistrikten des Her-
zogthnms wenig Pachtungen vor ; dennoch habe man sich hier¬
zu helfen gewußt.

Abg . Selknrann II : Auch er müsse sich gegen den
Antrag des Abg . Hardt  erklären . Bekanntlich sei der durch¬
schnittliche Grundstener -Reinlrag bedeutend kleiner , als der
jetzige Pachtwerth der Ländereien , es würden deshalb sammtliche
Grundstücke im Fürstenthnme Lübeck unter ihrem Reinerträge

veranschlagt wereen und der Gesammtertrag der Steuer keinen
richtigen Maßstab abgeben . Dies wolle der Antragsteller da¬
durch beseitigen , daß die Steigerungen in den Preisen der
Bodenprodukte berücksichtigt würden . Dadurch werde aber die
Schwierigkeit viel größer und sei es weit einfacher , den Pacht-
werthö zu ermitteln . Er sei deshalb gegen die Aenvcrung des
Art . ' ? .

Abg . Greverus : Der Ausschuß -habe bei Stellung
seiner Anträge sich von dem Grundsätze leiten lassen , daß -eine
Uebereinstimmnng in den Gesetzen der drei LandeStheile wün¬

schenswert !) sei und eine Abweichung von diesem Grundsätze
nur dann statlfinden dürfe , wenn die Verschiedenheit der localen
Verhältnisse dies erfordere . Im vorliegenden Falle habe der
Ausschuß eine solche Verschiedenheit nicht gefunden und habe
er deshalb die unveränderte Annahme des Art . 7 beantragt.

Schluß der Debatte.
Abg . Russell als Berichterstatter : Er sei für die Ab¬

lehnung des vom Abg . Hardt  gestellten Antrags . Man s
komme auf dem von ihm vorgeschlagenen Wege zu einem Er-
gebniß , das für die Ermittlung der Steuerkrasl der verschiedenen
Provinzen unbrauchbar sei. Wenn der Antragsteller glaube,
daß die Grundsteuer -Reinerträge richtiger seien, als die Pacht - ^
ertrage , so irre er , denn erstere , wie sie früher ermittelt , hätten !
durch Cultur - und Zeitverhältnisse eine bedeutende Veränderung -
erlitten , so daß sie jetzt einen anderen Werih hätten . Außer¬
dem sei die Abschätzung so niedrig gewesen , daß unter Um¬
ständen ein Procenisatz von 60 pCt . habe zugcschlagcn werden
müssen . Auch würde die Ermittlung des erforderlichen Auf - ^
schlag -Z sehr schwierig sein . In dieser Hinsicht sei im Provin-
zialrath der Vorschlag gemacht , es sollten sammtliche Ausschüsse
Zusammenkommen und einen Aufschlag für das ganze Fürsten-
thum fesisetzen , da sonst die einzelnen Festsetzungen doch ver¬
schiedene Resultate haben würden . Ans den angeführten Grün¬
den sei er gegen den Antrag.

Der Antrag des Abg . Hardt  wird abgelchnt , die Ab¬

stimmung über den Ausschußantrag Nr . 7 ausgesetzt , desglei¬

chen Nr . 8.
Zu Antrag 9 und 10.

Abg . Oldejohanns : Er habe diese Anträge gestellt,
weil die Verhältnisse im Fürstenthnme Lübeck anders wären
wie im Herzogthume.

Es lagen dort die Acten näher bei einander und könnten die

Ansschnßmitglieder auch ohne Einsicht der Hhpothekenbücher
rc. leicht das für die Schätzung Erforderliche erfahren.

Abg . Greverus : In den Verhältnissen des Fürsten-
thnms Lübeck und des Herzogthnms sei in dieser Hinsicht keine
andere Verschiedenheit , als daß dort die Hhpothekenbücher
vom Verwaltungsbeamten geführt würden , der ja auch Vor¬
sitzender des Schätzungsausschusses sei , die übrigen Acte der
freiwilligen Gerichtsbarkeit seien dort , wie im Herzogthum , in
der Händen der Gerichte . Die Anträge des Abg . Oldejo¬
hanns  erschiene » deshalb nicht motivirt.

Abg . Russell (Berichterstatter ) : Die Einsicht der Hy¬
pothekenbücher sei nicht gefährlich , es sollten aus ihnen die

Schulden des Betreffenden ersehen werden . "Nach dem Gesetze
seien die Schulden nur zu berücksichtigen , wenn der Censit sie
angebe , thne er das nicht , so brauche der Ausschuß davon keine
Notiz zu nehmen . Daß er dies nicht thne , werde im Fürsten-
thume Lübeck so selten Vorkommen , wie hier.

Schluß der Debatte.
Die Anträge 9 und 10 werden abgelehnt.
Antrag 11 bis 14 angenommen.
Antr . 15 , 16 wie zu 2.
Antr . 17 , 18 angenommen.
Zu Antr . 19.

Abg . Brock hu uS : Der Ausschuß habe beantragt , im
Z. 5 des Art . 22 die Worte : „ wenn derselbe die Veranlagung
zu einer höheren Stufe für begründet hält " , zu streichen . Er
sei gegen diese Streichung . Der Vorsitzende müsse das In¬
teresse des Staats wahren und zu dieser Eigenschaft passe eine
Reklamation nur , wenn zu niedrig geschätzt sei. Streiche man
nun die angeführten Worte , so könne er auch reklamircn , wenn
zu hoch geschätzt, und das passe nicht , indem dann der Steuer¬
pflichtige selbst rcklamiren müsse.

Abg . Russell (Berichterstatter ) : Der Zusatz , dessen
Streichung beantragt , finde sich nicht im Gesetze für das Her¬
zogthum Oldenburg . Der Vorsitzende dürfe nicht allein das
Streben haben , die Steuer zu erhöhen , sondern müsse darauf
sehen , daß die Schätzung dem Gesetze gemäß geschehe, auch in
dem Falle , wenn Jemand zu hoch angesetzt worden , ohne selbst
zu reclamiren , was übrigens nicht oft Vorkommen werde . Der
Ausschuß sei davon ausgegangen , daß bei Zweifeln über die
Auslegung die Staatsregierung zu entscheiden habe . Habe
sie die Ansfassung des Abg . Brockhaus,  so könne sie dar¬
nach den Vorsitzenden instruiren . Der Ausschuß wünsche den
vorliegenden Entwurf mit dem Gesetze für das Herzogthum
gleichmäßig redigirt.

Antr . 19 und 20 angenommen.
. Antr . 21 wie zu 2.

Zu Antr . 22 und 23:
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Abg . Selckmann H - - Der Ausschuß habe seiuen
Grundsatz , daß möglichste Uebereinstimmuug des vorliegenden
Entwurfs mit dem hiesigen Gesetze erstrebt werden müsse , hier
doch etwas zu weit verfolgt . Er gebe zu, daß der Sinn ganz
derselbe nnd die Redaktion im Entwürfe korrekter sei, deshalb
sei er (Redner ) für die Annahme dieser Verbesserung und
werde er gegen die Ausschußanträge stimmen.

Abg . Russell (Berichterstatter ) : Auch die Sprache des
Gesetzgebers solle dieselbe sein und sei auch im Gesetzentwürfe
für Birkenfeld die Fassung mit dem Gesetze für das Herzog¬
thum übereinstimmend.

Autr . 22 und 23 angenommen . .
Desgleichen Antr . 24.
Autr . 25 bis 30 angenommen.
Schließlich werden in zusammenfassender Abstimmung die

znrückgestellren Anträge 2 , 3 , 4 , 5 , 6 , 7 , 8 , 15 , 16 , 21 an¬
genommen.

st. Entwurf eines Gesetzes betr . Einführung einer Ein¬
kommensteuer für das Fürstenthnm Birkenfeld.

Die Verlesung des Ausschnßberichts wird nicht verlangt.
Zu Antrag 1:
Abg . Bröckhaus : Die Fassung , welche der Ausschuß

für Art . 1 des Entwurfs beantrage , sei noch nicht -korrekt ge¬
nug . Es könne so verstanden werden , als wenn die dort auf¬
geführten Gesetze sich auch auf die aufzuhebendcn Personal - und
Mobiliasteucrn rc. bezögen , was doch nicht der Fall sei. Der
Ausschuß werde diesen Umstand für die zweite Lesung zu be¬
rücksichtigen haben.

Antr . 1 angenommen.
Antr . 2 zur zusammenfassenden Abstimmung mit audcren

Anträgen zurückgestellt.
Antr . 3 und 4 angenommen.
Antr . 5 wie zu 2-
Autr . 6  und 7 angenommen.
Antr . 8  wie zu 2.
Antr . 9 bis 11 angenommen.
Antr . 12 wie zu 2.
'Antr . 13 und 14 angenommen.
Antr . 15 wie zu 2.

Antr . 16 bis 20 angenommen.
Antr . 21 wie zu 2.
Antr . 22 und 23 angenommen.
Antr . 24 wie zu 2.
Schließlich werden die zurückgestelltcn Anträge 2 , 5 , 8 ,

12 , 15 , 2l , 24 angenommen.

Damit ist die erste Lesung beider Gesetzentwürfe beendigt.
Anträge zur zweiten Lesung sind bis Sonntag Mittag einzuvringen.

Siebenter Gegenstand der Tagesordnung.
Reg .-Comm . Bucholtz : Durch die Beschlußfassung des

Landtags über die Tagegelder  der Abgeordneten habe dieser
Gegenstand seine wesentliche Bedeutung verloren . Die Frage
wegen der Reisekosten  sei allein von keiner Erheblichkeit
und sei er deshalb beauftragt , dem Landtage anzuzeigcn , daß
die Staatsrcgiernug ihre Vorlage zurückziehe.

Es fällt somit die zweite Lesung des Gesetzentwurfs aus
und ist damit die Tagesordnung erledigt.

Nächste Sitzung : Montag den 10 . April , Vorm . 11  Uhr.
Tagesordnung:

1) Bericht des Petitionsansschusses über verschiedene Pe¬
titionen.

2 ) Bericht des EisenbahnauSschusseS , betr . Hochbauten zu
Hude , Delmenhorst mw Huchting nnd Petitionen
betreffend.

3 ) Bericht de-S Finanzausschusses , betreffend
a.) Nachbewilligung zu den Baukosten einer Mädchen¬

schule in Eutin.

st) Anstellung eines zweiten Geistlichen für die Straf¬
anstalt in Vechta;

o) die höhere Privatlehranstalt in Oberstem;
ck) Geldbewilligung zum Durchstich der ButtelerHörne;
e ) Staatsstraßen im Fürstenthum Birkenfeld;
f ) Zuschuß zu den Kosten der landwirthschaftlichen

Lehranstalt in Cloppenburg.

Schluß der Sitzung Nachmittags 14 4 Uhr.

Der Berichterstatter

Hemken
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zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Sechste Sitzung.
Oldenburg , den 10 . April 1865.  Bormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Bericht des Petitionsausschusses über verschiedene Petitionen.
2) Bericht des Eisenbahnausfchufses, betreffend Hochbauten zu Hude, Delmenhorst und Huchting und Pe¬

titionen betreffend.
3) Bericht des Finanzausschusses, betreffend

n) Nachbewilligung zu den Baukosten einer Mädchenschule in Eutin.
») Anstellung eines zweiten Geistlichen für die Strafanstalt in Vechta.

o) die höhere Privatlehranstalt in Oberstein.
st) Geldbewilligung zum Durchstich der Buttelcr Hörne,
o) Staatsstraßen im Fürstenthnm Birkenfeld.
f) Zuschuß zu den Kostend?r landwirthschaftlicheu Lehranstalt in Cloppenburg.

Vorsitzender : Präsident Becker.

Am Ministertisch: Staatsminister v. Berg  und Reg.-

Commissair Buche ltz.
Der Schriftführer Abg. Bartel  verliest das Protokoll

der vorigen Sitzung) dasselbe wird genehmigt.
Eingänge: Petition des Gemeinderathö zu Scharbeutz, betr.

Kosten des Schneeschaufelns.
Der Vorsitzende bemerkt, es fei in dieser Eingabe die

Bitte gestellt, der Staat möge das Schnecschaufelnentweder
selbst besorgen oder doch Vergütung dafür leisten. Er lasse

die Eingabe an den Petitionsausschuß gehen für den Fall, daß
dieser überhaupt noch Zeit finde, sich mit derselben zu befassen.

Erster Gegenstand der Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des Eisenbahnausschusses über die

Petitionen:
1) des Amtsraths des Amts Berne,
2) des Amtsraths des Amts Elsfleth, '
3) deS Amtsraths des Amts Brake,
4) des Amtsraths des Amts Ovelgönne,
5) des Gemeinderaths der Landgemeinde Elsfleth,
6) des Gcmeindcraths der Gemeinde Rodenkirchen,

betreffend die Erbauung einer Eisenbahn von Hude nach Brake.
Der Vorsitzende bemerkt, daß die von dem Eisenbahnaus¬

schuß zu erstattenden Berichte sich nur auf den Theil der
Petitionen erstrecken, welcher auf Erbauung der Zweigbahn

Hude-Brake gerichtet sei) sofern sich dieselben auf Erbauung
einer Brücke zu Huntebrück bezögen, seien die Petitionen dem

Finanzausschuß übergeben. — Nach dem bisher beobachteten
Verfahren gebe er, da nur Anträge zu mündlichen Berichten
Vorlagen, zunächst den Berichterstattern das Wort und zwar
znvöroerst dem Berichterstatter der Minderheit.

Abg. Graepel als Berichterstatter bezw. Antragsteller
deö MindcrhcitSantrags : Die Petitionen feien alle darauf ge¬

richtet, daß der Bau der Unterwescrbahn sofort mit der Bremen-
Oldenburger Bahn iu Angriff genommen werde. Die Peti¬
tionen, auf deren Inhalt er um so weniger naher einzngehen

brauche, als die ausführlichste derselben, die des Amtsraths
des Amtes Brake, in geduckten Exemplaren unter den Abge¬

ordneten verthcilt sei, gingen wie die früheren Gesuche in die-

l ser Angelegenheit dahin , daß im Interesse des Landes der
! Bau der Eisenbahn an der Unterweser sofort in Angriff zu

! nehmen fei. Da der Landtag sich im vorigen Jahre mit

^ großer Majorität hiergegen erklärt habe und eine neue Vor-
! läge der Staatsregierung nicht vorliege, müßten die Petitionen,
! sofern sie den gleichzeitigen Bau der Unterweserbahn mit der

Strecke Oldenburg-Bremen herbeizuführen wünschten, erfolglos
seien. Von seinem Standpunkt könne er mm aber nicht dafür
stimmen, daß über die Petitionen einfach zur Tagesordnung
übergegangen werde, sondern er habe einen Antrag stellen zu
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müssen geglaubt, dieselben wenigstens znr Berücksichtigung zu
empfehlen. Es sei allerdings nicht seine Meinung, daß die
Staatsregieruug nicht auch ohne einen solchen Ausspruch der
Landesvertretung dieser wichtigen Angelegenheitdie ihr ge¬
bührende Berücksichtigung werde angedeihen lassen, im Gegen-
theil sei er überzeugt, daß es der Staatsregieruug mit dem
Bau jener Bahn Ernst sei und er hoffe daß dieselbe ihren
desfälligen Antrag bei dem nächsten'Landtag mit besserem
Erfolge erneuern werde; sein Wunsch sei gegenwärtig nur, daß
der Landtag anerkenne, daß die dringenden Klagen, Bitten und
Befürchtungen der Petenten wenigstens der Berücksichtigung
Werth seien. Die Mehrheit des Ausschusses mache geltend,
daß die Sachlage seit dem vorigen Landtage im Wesentlichen
dieselbe geblieben sei, er müsse aber behaupten, daß sich die¬
selbe seitdem leider erheblich zum Nachtheil verändert habe.
Die Petition des Amtsraths Brake führe den Beweis, daß
Handel und Schifffahrt sich unserem Lande mehr und mehr
entzögen und sich dem Nachbarlande znwendeten, mit dem wir,
ohne wie dieses eine Eisenbahn in Verbindung mit der Wasser¬
straße zu besitzen, nicht konknrriren könnten. Es sei beispiels¬
weise angeführt: der Handel mit Petroleum und Kohlen, das
ganze Speditionswesen, welche früher für die Häfen der Un¬
terweser von so starker Bedeutung gewesen, hätten sich bereits
auf fast Nichts reduzirt. Trotz des neuen Hafens in Brake
nehme der Handel dort von Jahr zn Jahr ab, während er
im Nachbarlande im Steigen begriffen sei. Würden unsere
Häfen nicht bald durch eine Eisenbahnverbindung in Stand
gesetzt, mit denen des "Nachbarlandes zu konknrriren, sie wür¬
den in kurzer Zeit verkümmern. Solche Thatsachen seien doch
gewiß einer Berücksichtigung werth. Schließlich müsse er noch
konstatiren, daß jetzt auch eine Petition des Amtsraths von
Ovelgönne vorliege, ein erfreuliches Zeichen, daß im Lande
und namentlich im Butjadingerlande die Bedeutung der Untcr-
weserbahn mehr und mehr anerkannt würde. Er beantrage:

diese Petitionen der Großherzoglichen Staatsregieruug
zur Berücksichtigung zu empfehlen.

Abg. Hullmann als Berichterstatter der Mehrheit:
Er habe die Mehrheit zu vertreten, welche die Tagesordnung
beantrage, in der doppelten Erwägung, einmal daß sich die
Sachlage seit dem vorigen Jahr im Wesentlichen nicht geändert
habe und dann daß eine neue Vorlage nicht gemacht sei. Als
sich im vorigen Landtage die Mehrheit gegen die Erbauung
der Bahn Hude-Brake erklärt habe, wäre dieselbe nach ihren
Motiven in zwei Theile zerlegbar gewesen, die Einen, die über¬
all das Unternehmen nicht gewollt, weil sie nicht geglaubt,
daß dasselbe im Interesse des Landes liege; die Anderen, die
sich gefreut, daß wenigstens die Oldenburg-Bremer Bahn zu
Stande komme und um deßwillen ans die Hude-Broker Bahn
zur Zeit verzichtet hätten, deren Aufschub sie nicht für so be¬
denklich gehalten, daß sie nicht eine kräftigere Unterstützung
der einen Linie durch Aufgeben der zweiten für gerechtfertigt
gehalten. Wenn nun gegenwärtig für die Zweigbahn petitionirt
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werde, sMsei dies ohne Erfolg, sofern es sich um die augen¬
blickliche Inangriffnahme derselben handele. Der Landtag eile
seinein Ende entgegen, eine Vorlage sei nicht gemacht, werde
auch ohne Zweifel nicht mehr gemacht werden und der Land¬
tag werde eine Vorlage in seiner gegenwärtigen Versammlung
auch nicht Hervorrufen wollen. Wenn wir diesem gegenüber
fragten, was der Minderheitsantrag wolle, so kämen streng
genommen einige Petitionen, wie die aus Berne und Elsfleth,
die eine Vorlage voraussetzten, eigentlich gar nicht in Betracht;
davon abgesehen, sei der nächste Zweck, bei der Regierung den
Sinn für das Unternehmen zu stärken, also eine Vorlage durch
das Ersuchen zu beschleunigen. Dazu  zu wirken bedürfe es
aber weder der Petitionen, noch eines Ersuchens seitens des
Landtags; die Staatsregierung interessire sich für die Unter¬
weserbahn gewiß lebhafter als die Mehrheit des Landtags.
Der einzige Zweck, den der Minderheitsantrag also erreichen
könne, sei der einer Demonstration, daß der Landtag sich in
dieser Frage anders ansspreche als früher. Ein solcher Aus¬
fall könne vielleicht die Petenten beruhigen, materiell sei der¬
selbe nutzlos. Wenn auch die Stimmung für die Hude-Braker
Bahn bei manchen Abgeordneten günstiger sei als im vorigen
Jahre und wenn er sich selbst zu diesen zähle, so erscheine es
doch zweckmäßiger, den Kampf bis dahin aufzuschieben, daß
die Staatsregierung mit einer Vorlage an den Landtag her¬
angetreten sei. Deßhalb sei dem Anträge die doppelte Erwä¬
gung vorangestellt und in dem Gedanken, daß die, welche den
Petitionen materiellen Erfolg wünschten, sich ebenfalls bei einer
in dieser Weise motivirten Tagesordnung beruhigen könnten.
Für die Einen passe der Grund, daß die Sachlage dieselbe
geblieben sei, für die Anderen die Erwägung, daß augenblick¬
lich eine Vorlage nicht gemacht sei. Demnach stelle die Mehr¬
heit den Antrag:

der Landtag wolle über diese Petitionen, in Erwägung:
daß seit den früheren in dieser Angelegenheit gefaßten
Landtagsbeschlüssen die Sachlage sich im Wesentli¬
chen nicht geändert hat,

auch seitdem von Großherzoglicher Staatsregierung
neue Vorlage im Sinne der Petenten nicht wieder
gemacht worden ist,

zur Tagesordnung übergehen.
Minister v . Berg : Wie dringend die Staatsregierung

den gleichzeitigen Bau der Hude-Braker Bahn mit der Olden¬
burg-Bremer Bahn gewünscht habe, werde aus den Verhand¬
lungen der vorigen Landtagsdiät erinnerlich sein. Die Staats¬
regierung sei auch jetzt noch überzeugt von der Nothwendigkeit
der Unterweserbahn; wenn sie bei unverändertem Standpunkt
mit einer neuen Vorlage nicht an den Landtag getreten sei, so
beruhe dies lediglich und allein in der ans den früheren Ver¬
handlungen geschöpften Ueberzeugung, daß der Zeitpunkt, um
bei dem Landtag mit einem Anträge durchzudringen, noch nicht
gekommen sei. Sowie begründete Hoffnung auf Erfolg bei
dem Landtage vorhanden sei, werde die Staatsregierung nicht
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zögern, von Neuem mit einer Vorlage hervorzutreten. Er
bezweifele nicht, daß, wenn jetzt der Beweis geliefert werde,
wie eine Dahn mit verhältnißmäßig geringen Mitteln herge¬
stellt werde, der Zeitpunkt bald eintreten müsse, wo die Staats¬
regierung auf eine Mehrheit im Landtage auch für die Fort¬
führung der Bahn nach Brake rechnen könne; augenblicklich
sei allerdings der geeignete Zeitpunkt noch nicht gekommen.

Abg. Strcrckerjan k-' Obgleich man so eben vom
Ministertische vernommen, daß auch ohne Impuls durch Be¬
schlüsse des Landtags der Broker Bahn seitens der Staatsre¬
gierung jede Berücksichtigung werde, so wolle er doch den
Minderheitsautrag empfehlen.

Ein derartiger Beschluß sei eben ein Ausdruck dem Lande
gegenüber, der in's Gewicht falle. So sehr er gewünscht habe,
daß die betheiligten Gegenden unseres Landes nicht in den
traurigen Zustand gerathen möchten, der von den Petenten
und von dem Abg. Graepel  geschildert sei; so sehr er wün¬
schen müsse, daß sie wenigstens vor weiterem Schaden behütet
werden möchten, so zuversichtlich hoffe er, daß, wenn der
Landtag jetzt die Nothwendigkeit deö Unternehmens anerkenne
(und inehr liege in dem Anträge nicht) der nächste Landtag
die Sache mit ganz anderen Augen ansehcn werde.

Der Mehrheitsantrag wird angenommen.
Zweiter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des

Finanzausschusses zu dem Schreiben der Staatöregiernng vom
24. März 1865, betreffend Nachbewillignng zu den Baukosten
der Mädchenschule in Eutin.

Ohne Debatte wird zunächst der Minderheitsantrag, die
bewilligten 2000 Thlr. bis zur Summe von 2500 Thlr. zu
erhöhen angenommen und sodann dem MehrheitSantrage ge¬
mäß die Bewilligung noch fernerer 300 Thlr. beschlossen.

Dritter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschusses, betr. Anstellung eines zweiten Geistlichen für
die Strafanstalt zu Vechta.

Minister v. Berft : Ein Theil des Ausschusses habe
sich dem Anträge der Staatsregiernng nicht ohne Bedenken
angeschlossen, sich hierzu aber doch bestimmt gesehen in der
Erwägung, daß das Bedürfnis; kein dauerndes sein werde.
Nur in Bezug auf diese Bemerkung habe er mn daS Wort
gebeten. Das Ziel der Staatsregiernng sei darauf gerichtet,
mit einem evangelischen Geistlichen in Vechta ausznreicheu und
sowie die Verhältnisse sich anderes gestalteten, werde sie dahin
wirken, daß nur ein besonderer Geistliche für die Strafanstalt
angestellt werde.

Der Ausschußantrag wird ohne weitere Debatte ange¬
nommen.

Vierter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschussesüber daS Schreiben Eroßh. Staatsregiernng
vom 29. März 1865, betreffend den Zuschuß zur höheren
Privatlehranstalt in Oberstein.

Der mit dem der Staatsregiernng übereinstimmende An¬
trag deö Ausschusses wird ohne Debatte angenommen.

Fünfter Gegenstand der Tagesordnung: Mündlicher Be¬
richt des Petitionsansschusses, betreffend eine Petition des all¬
gemeinen LehrervereinS für das Herzogthnm Oldenburg um
Erhöhung des Diensteinkommens der Lehrer:

Berichterstatter Abg. Eissel : Es sei eine Petition des
allgemeinen Lehrervereins des Herzogthnms Oldenburg wegen
Erhöhung des Diensteinkommens der Lehrer eingekommcn mit
dem Gesuche:

„Hoher Landtag wolle gelungen, daö zur Ausführung
seines Beschlusses vom 11. April 1864 Erforderliche
zu bewirken.

Der Beschluß des vorigen Landtags, auf den Bezug ge¬
nommen werde, gehe dahin:

„Die Petition der Großh. Staatsregierung mit dem
Ersuchen zu übergeben, ans eine baldige gründliche
Besserung unseres VolkSschnlwcsens, namentlich auch
durch größere Selbständigkeit der Schulgemeinden, ins¬
besondere bei Besetzung der LehrerstellÄi und Anbah¬
nung einer Erhöhung des DiensteinkommeS der Lehrer
ernstlich Bedacht zu nehmen."

Bei dieser Gelegenheit habe die Staatsregiernng folgende
Erklärung abgegeben:

„Der Gegenstand der vorliegenden Petitionen sei von
der Staatsregiernng bereits in die ernsteste Erwägung
gezogen und werde sie bestrebt sein, eine Verbesserung
des VolkSschnlwesenS überall, wo ein Bcdürfniß an¬
erkannt werden müsse, zunächst ans Grund der beste¬
henden Gesetzgebung hcrbeizuführen; dann aber auch,
wenn damit eine genügende Abhülfe nicht erreicht sein
sollte, aus eine genügende Aenderuug der Gesetzgebung
Bedacht zu nehmen."

Hieran anschließend habe das Old. Oberschnlkolleginm
in letzten Jahre die Aendernng getroffen, daß die Gehaltssätze
des Art. 37 deö Schulgesetzes sämmtlich aus das Maximum
gesetzt würden. Die Lehrer hielten diese Abhülfe nur für eine
scheinbare, indem den jetzigen Verhältnissen der normirte Satz
überall nicht entspreche; jene Verfügung aber für Viele keine,
für Manche eine geringe Verbesserung herbeigeführt, für Ein¬
zelne gar eine Verschlechterung zur Folge gehabt habe, so daß
sie gegen die scheinbare Gehaltsverbesseruug protestirt hätten.
Nach Ausführung der Petenten mache die ganze Sache den
Eindruck, daß durch scheinbare Verbesserung thatsächlich eine
Verschlechterung, verbunden mit einer Erleichterung der Staats¬
kasse zum Nachtheil der Gemeinden eingetrcten sei. Der Aus¬
schuß sei mit den Motiven der Petition einverstanden, nament¬
lich habe er sich von der Richtigkeit der Behauptung überzeugt,
daß eine Verschlechterung des Einkommens durch die Aeuderung
habe eintreten können und in einzelnen Fällen eingetreten sei.
Bei der Kürze der Zeit habe sich aber nicht übersehen lassen,
ob die Aendernng im Allgemeinen eine Verschlechterung für
die Lehrer sei. Dies müsse sich noch erst answeisen. Zn
einer gründlichen Prüfung dieser Frage bedürfe es einer sorg-
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fälligen Zusammenstellung und Vergleichung. Für den Fall,
daß sich ergebe, durch die Aenderung sei eine Gehaltsverbesse¬
rung, wie sie beabsichtigt worden, nicht erreicht, habe der Aus¬
schuß eine Gesetzäuderung empfehlen zu müssen geglaubt, und
zwar eine baldige. lieber die Wichtigkeit dieser Angelegenheit
brauche er keine Worte zu verlieren, bei der anerkannten großen
Bedeutung des Volksunterrichts und der Nothwendigkeit durch
entsprechendes Gehalt der Lehrern die ihnen gebührende Stel¬
lung zu geben. Durch ganz Deutschland werde es laut und
-allgemein anerkannt, daß die Volkslchrer zu schlecht besoldet
würden, um diejenige Stellung im Leben cinzuuehmen, die
ihrem Berufe zukomme; auch bei nuö sei eine gründliche Ab¬
hülfe geboten und beantrage der Ausschuß:

die Petition Großherzoglicher Staatsregieruug mit dem
dringenden Ersuchen zu übergeben, sofern die vom
Oberschulcollcgium auf Grund der bestehenden Gesetz¬
gebung im v. I . verfügten Gehaltserhöhungen sich als
eine allgemein genügende Aufbesserung der Lehrerstelleu
nicht ergeben sollte, durch Aenderung der Gesetzgebung
auf eine durchgreifende Erhöhung des Dieusteinkommens
der Lehrer baldigst Bedacht zu nehmen.

Abg. Rüdebusch : Er habe gewünscht, daß schon dem
gegenwärtigen Landtage Vorlage wegen gründlicher Verbesse¬
rung deS Diensteinkommens der Lehrer gemacht sei. Wo solle
es hinaus, wenn die ungünstigen pekuniären Verhältnisse von
der Ergreifung dieses wichtigen Berufes so abhielten, daß man
schon jetzt genöthigt sei, alle nur irgend Brauchbaren anzustellen
und selbst bei den bescheidensten Anforderungen dem Bedürfnisse
der Lehrkräfte nicht genügt werden könne.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
Sechster Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Ei-

senbahnansschnsses, betr. die zum Bau der Eisenbahn von
Oldenburg nach Bremen erforderlichen Mittel.

Zu dem Anträge 1 erhält das Wort:
Minister v . Berg : Der AuSschnßantrag unterscheide

sich von dem der Staatsregieruug wesentlich darin, daß er die
erforderlichen Mittel nicht durch eine besondere Anleihe oder
durch Vermehrung der bewilligten Anleihe zur Verfügung stellen
wolle. Nach den Anträgen des Ausschusses müßten an der
nach dem früheren Kostenanschlag ermittelten Bedarfssumme
zu 1,945,405 Thlr. 195,405 Thlr. erspart werden. Ob eine
Ersparniß in solchem Umfange möglich sei, erscheine fraglich;
er hoffe indessen, daß mit den geringeren Mitteln ausgereicht
werde, könne dies aber durchaus nicht bestimmt in Aussicht
stellen, da die Differenz gar zu bedeutend sei. Die Staats¬
regierung habe bereits in der Vorlage dargelegt, wie sehr sie
bemüht sei, die Kosten zu ermäßigen, auch hier werde sie ver¬
suchen auszureichen, trete daher dem Ausschußantrag nicht
entgegen und bedürfe es somit keiner Abstimmung über den
weitergehendeu Antrag der Vorlage.

Der Ausschußantrag wird angenommen.

Antrag 2.
Minister v Berg : Diesen Antrag des Ausschusses

glaube er nicht bcvorwortcn zu können. Wenn mau sich der
früher» Vorlage erinnere und sich den Inhalt der Verhand¬
lungen vergegenwärtige, werde man die Veröffentlichung im
Interesse des Landes für wünschenswerth nicht halten können.
Er bäte, das Ersuchen nicht anzunehmen, die Staatsregieruug
werde schwerlich darauf eingehen, in seiner Person werde es
keine Unterstützung finden.

Abg. Graepel (Berichterstatter) : Der Antrag gehe nur
dahin, die Staatsregierung zu einer Veröffentlichung zu er¬
mächtigen und sie darum zu ersuchen. ES bleibe also dem
Ermessen der Staatsregieruug überlassen, ob und inwieweit
sie dein Ersuchen stattgeben wolle. Der Ausschuß sei nicht
in der Lage gewesen, das gesammte Material zu übersehen;
Einzelnes möchte allerdings zur Veröffentlichung nicht geeignet
erscheinen. Der Bericht schließe sich an den finanziellen Punkt
au und in diesem Theil der früheren Verhandlungen möchten
Gründe für fernere Geheimhaltung nicht liegen. Die Staats-
regiernng möge demnach eine geeignete Auswahl treffen.

Minister v . Berg : Die betreffenden Vorlagen und
Verhandlungen theilwcise, gewissermaßen mit Censurlücken, der
Oeffeutlichkeit zu übergeben, scheine ihm durchaus nicht geeignet;
seines Erachtens könne nur eine vollständige Veröffentlichung
oder eine vollständige Geheimhaltung in Betracht kommen.

Abg. Hullmann : Darr  den Ausschußalltragmit ge¬
stellt habe, halte er es für angemessen, die Erklärung abzuge-
bcn, daß er nach den Bemerkungen vom Ministertische die
Ansicht gewonnen habe, die Veröffentlichung unterbliebe besser
ganz und werde er daher gegen den Antrag stimmen.

Abg. Selkmann II- : Er verstehe nicht recht, ob der
Herr Berichterstatter den AuSschnßantrag fallen lasse oder
aufrecht halte; der Antrag laute allgemein, nach der Motiviruug
wünsche der Berichterstatter eine Veröffentlichung nur, soweit
keine Interesse entgcgenstehe. Darnach müsse er dem Bericht¬
erstatter anheim geben, den Ausschußantrag ganz fallen zu
lassen, oder einen modifizirten Antrag cinzubriugen.

Abg. Graepel (nach Schluß der Debatte) : Es scheine
ihm nicht ausgeschlossen, daß ein Theil der Verhandlungen,
die sich auf verschiedene Vorlagen bezögen, veröffentlicht, ein
Theil auch ferner geheim gehalten werde. Eine derartige
Sonderung des Materials habe mit Censurlücken keine Aehn-
lichkeit.

Der Ausschußautrag wird abgelehnt.
Siebenter Gegenstand der Tagesordnung: Mündliche Be¬

richte des Petitionsausschusses:
1) über die Petition des Gemeinderaths zu Steiufeld,

und der Fabrikanten und Gewerbetreibende» daselbst, betreffend
Wiederherstellung der alten Postspeditiou in Steiufeld.

Berichterstatter Abg. Lentz : Bon dem Gemeindcrath,
mehreren Fabrikanten und Gewerbetreibenden in Steinfeld sei
eine Petition um Wiederherstellungder Postspedition eingegau-
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gen . Petenten führten aus , daß in Stcinfeld länger als 40
Jahre eine Postspedition bestanden , daß dieselbe aber 1861

nach Lohne verlegt sei. Es werde dann zu begründen versucht,
daß die Wiederherstellung zweckmäßig und wünschenswerth sei;

Steinfeld habe 3000 Einwohner , drei Cigarrenfabriken , eine

Lederhandlung , — 400 Gemeindeangehörige seien zur See ab¬
wesend , so daß der Postverkehr nicht unerheblich sei. Dazu
komme , daß die Spedition , da die Poststraße durch den Ort

gehe , leicht und ohne große Kosten wiederhergestellt werden
könne und in Steiufeld billiger sein werde - als in Lohne . Dann

würden die Unbequemlichkeiten der jetzigen Einrichtung geschil¬
dert , ohne daß dieselbe näher beschrieben sei. Es scheine sich

im Ort ein Briefkasten zu befinden , auch Personen könnten
in die Post ausgenommen werden , und würden angekommene

Briefe durch einen Boten herumgebracht . Geldbriefe könnten
abgegeben werden , aber erst in Lohne werde ein Schein expe-

dirt , so daß diese Art der Versendung mit Weitläufigkeiten

und Gefahr verbunden sei. Auch die Aufnahme von Personen
gebe bei der jetzigen Einrichtung nur zu Mißtrauen Veran¬
lassung . Dem Ausschuß habe geschienen , daß die vorgebrachten
Gründe nicht unerheblich seien , er müsse indessen bekennen , daß

der Oberpostbehörde das beste Urtheil in dieser Sache zusiehe.
Unter diesen Umständen habe dem Ausschuß mit Bezugnahme
auf das vom vorigen Landtage allgemein gestellte Ersuchen,
mit der Einrichtung von Postspeditionen überall , wo der Ver¬

kehr es wünschenswerth erscheinen lasse , vorzugehen , der Antrag

gerechtfertigt geschienen.
der Landtag beschließe : die Petition unter Bezugnahme
auf den Beschluß des Landtags vom 7 . Januar 1864
(Verhandlungen des 14 . Landtags , Berichte S - 16
und 17 ) zur geeigneten Berücksichtigung au die Groß¬
herzogliche Staatsregierung abzugeben.

Minister v. Berg : Seit der Zeit , wo die Postspedition
in Steiufeld eingegangen sei, wären Eingaben um Herstellung
derselben bei der Oberpostbehörde und der Regierung eingc-
laufen . Das Ministerium habe diese Gesuche wiederholt ab¬

geschlagen , da die Verhältnisse die Wiederherstellung nicht

rechtfertigten . Die fortschreitende Organisation des Postwesens,

die auch vom Landtage wiederholt anerkannt sei , namentlich
die Durchführung des Instituts der Landbriefträger und die

Einrichtung neuer Course , hätten die Erwägung nothwendig

gemacht , die sehr verwickelte und kostspielige Einrichtung der
vielen Speditionen zu beschränken . Jede Spedition mache eine

besondere Verrechnung nothwendig und sei eben deßhalb mit
einem erheblichen Aufwand von Zeit und Geld verbunden.

Dreizehn Speditionen habe man aus diesem Grunde eingehen

lassen und unter diesen seien viele Orte , die jedenfalls nach

ihren Verkehrsverhältnissen ebenso viel Recht ans Wiederher¬

stellung einer Spedition hätten als Steinfeld . Wäre man da¬

her auf die Bitten Steinfelds eingegangen , so hatte die Ge¬
rechtigkeit die Wiederherstellung auch anderer Speditionen

gefordert . Dazu komme , daß eine Reihe von Orten , die nie

eine Spedition gehabt , ihre Verkehrsverhältnisse mit mehr
Grund geltend machen könnten als Steinfeld . Nach dem
Eingehen jener 13 Speditionen habe unser Land noch verhält-
nißmäßig mehr Speditionen als irgend ein Land des Postver¬
eins , da im Herzogthum auf 4900 Seelen schon eine Spedition
komme . Um dem Landtage einen Begriff von dem Steinfelder
Postverkehr zu geben , könne er anführen , daß nach stattgehabten
Erhebungen durchschnittlich täglich etwa 7 Briefe und etwa.

1 Paqnet abgingen und etwa 16 Briefe und etwa 2 Paquete
ankämen . Bei Benrtheilnng dieser Frage kämen aber nur die

abgehenden Sendungen in Betracht , da die ankommenden jetzt

ins Haus geliefert würden . Hiernach scheine es ihm nicht
wünschenswerth , daß den Steinfcldern durch Annahme des

Ausschnßantrags neue Grundlage für Gesuche gegeben werde.
Abg . Rüssel : Nach den Erklärungen vom Ministcrtische

werde das beantragte Ersuchen wenig Erfolg versprechen , er
müsse aber doch die Annahme des Antrags empfehlen . Als

eine gleiche Petition früher zu Sprache gekommen , sei hervor¬
gehoben , daß Steinfeld sich durch den langjährigen Besitz einer

Spedition an diese Bequemlichkeit gewöhnt und di : Aufhebung
um so empfindlicher fühlen müsse . Der gegenwärtige Verkehr
möchte allerdings gering sein ; er möchte aber wohl wissen,
ob derselbe erst durch Aufhebung der Spedition abgenommen
oder auch früher unbedeutend gewesen sei. Hierüber lägen
Erhebungen nicht vor ; er möchte aber wohl glauben , daß der

Verkehr sich eben durch die Aufhebung der Spedition verän¬
dert habe . Wäre eine Spedition vorhanden , so würden eben

nicht nur die Briefe ans Steinfeld durch dieselbe befördert
werden , sondern auch die auö den umliegenden Dörfern , die
jetzt nach Lohne oder Damme müßten . Das Prinzip sei an¬

erkannt , daß das Postwesen keine Einnahmequelle sein solle;
aus diesem Grundsätze sei auf dem vorigen Landtage der Be¬

schluß hervorgcgangen , wo nur ein entsprechender Verkehr vor¬

handen sei, mit Errichtung von Speditionen vorzugehen . Daß
es den Steinfelder Verkehr hemme , wenn daß Gepäck der

Reisenden zwei Stunden weit getragen werden müsse , wenn

ein Paqnet oder ein zu frankirender Brief in 's Ausland nach
Lohne oder Damme gesandt werden müsse, bedürfe wohl keiner

Ausführung . Die Kosten seien so gering , daß sie die des

Briefboten kaum übersteigen würden . Er hoffe daher , die

StaalSregierung werde sich zu Gunsten der Stcinfelder ent¬

scheiden, namentlich wenn der Verkehr durch die benachbarte
Eisenbahn mit einer Station in Diepholz sich noch steigere.

Abg . Hullmann : Nach den Erklärungen vom Mini¬
stertische sei er gegen den Antrag des Ausschusses . Nach

dessen Ablehnung würde aber die Sache in der Luft schweben
und stelle er daher , um die Angelegenheit formell zu erledigen,

den Antrag ans Uebergang zur Tagesordnung . Sollte sich der

glückliche Fall ereignen , daß Steiufeld eine Eisenbahn inseine
Nähe bekomme , dann würden sie schon mit einem Gesuche sich

wieder einfinden und gewiß an beiden Stellen , bei Regierung

und Landtag , eine günstigere Aufnahme finden.
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Der Antrag : über die Petition zur Tagesordnung über¬
zugehen , wird angenommen.

2 . Ueber das Gesuch des Candidaten der Pharmazie
August Kirchner aus Oldenburg um Aenderung des jetzigen
Systems bezüglich Vergebung von Apothekerconzessionen.

Berichterstatter Abg . Lentz : Der Petent führe aus , vom
Landtage sei die Gewerbefreiheit proclamirt , leider aber nicht
auf die Apotheken ausgedehnt . In der Hoffnung , daß der Geist
der Gewerbefreiheit auf das Conzessionöwesen einwirkeu werde,
habe er sich getäuscht . Mit dem jetzigen Verfahren erkläre
sich Petent unzufrieden , namentlich hebe er hervor , daß in
Stollhamm eine Filialapotheke errichtet sei, während doch die
Autoritäten in Preußen und Hannover durchaus Gegner der
Filialapotheken seien . Dann beklage er sich, daß er auf ver¬
schiedene Gesuche um Couzessiou zur Anlegung einer Apotheke
in Sande und an andern Orten keine Antwort erhalten habe.

ES heiße zwar , keine Antwort sei auch eine Antwort , aber
ein solcher Grundsatz möge in einem patriarchalisch - absoluten
Staate passen , für einen konstitutionellen passe er nicht . Schließ¬
lich bitte Petent um Aenderung des jetzigen , dem feudalen
Staate entsprungenen Verfahrens und um Festsetzung von
Prinzipien , nach denen nicht Geburt und Vermögen , sondern
Anciennität und Fähigkeiten den Ausschlag geben . Inwiefern
diese Grundsätze verletzt seien, werde nicht angegeben.

Der Landtag habe bei der Berathung der Gewerbeordnung

sich mit der fraglichen Angelegenheit befaßt ; damals sei von
der Staatsregierung eine Mediciualordnung in Aussicht gestellt.
Ein solches Gesetz würde auch die in dieser Eingabe berührten
Punkte erledigen und beantrage der Ausschuß,

der Landtag beschließe,
in Erwägung:

daß nach den Verhandlungen des 13 . Landtags
(Berichte S . 175 ) die Vorlage einer Medicinal-
orduung verheißen ist und diese hoffentlich bald
zu erwarten steht , die in dem Gesuche angeregte
Frage aber durch diese ihre Erledigung finden
wird,

über das Gesuch zur Tagesordnung überzngehen,
Dieser Antrag wird angenommen.
3 . Ueber das Gesuch des H . S . C . Otto zu Ostern¬

burg um Befürwortung seines bei der Großherzoglichen Staats¬
regierung angebrachten Gesuchs , betreffend die Concessionser-
theilung eines Instituts nach der Schroth ' schen diätetischen
Heilmethode , ohne Arzneimittel.

Berichterstatter Abg . Lentz : Petent erwähne , er habe
die s. g . Schrotsche Heilmethode durch fortgesetztes Studium
kennen gelernt , sich von der Wirksamkeit derselben überzeugt
und auf der Osternburg eine Anstalt errichtet . Hierin sei er
behindert , indem er nach Art . 182 des Strafgesetzbuchs zur
Strafe gezogen sei. Ein Gesuch au die Regierung sei ab¬
schlägig beschicken , ein Gesuch an den Großherzog bis jetzt mit
Resolution nicht versehen.

In dieser Lage bitte er um Befürwortung seines Gesuchs,
event . um Veranlassung einer Vorlage , die die Anwendung des
Art . 182 ausschlösse durch Aufhebung des Erfordernisses einer
Conzession — so habe der Ausschuß das nicht ganz verständ¬
liche Gesuch wenigstens anfgefaßt.

Im Ausschuß sei man über die Schrotsche Heilmethode
nicht ganz einerlei Ansicht gewesen . Einige hätten mehr , an¬
dere minder Vertrauen in dieselbe gesetzt. Als Laien habe den
Ausschußmitgliedern ein kompetentes Urtheil selbstredend nicht
zugestanden . Darin sei mau indessen einverstanden gewesen,
daß wenn ein derartiges Institut conzessionirt werden solle, die
Person des Vorstandes Garantie bieten müsse . So viel man
höre , sei die Methode vorzugsweise eine diätetische in Verbin¬
dung mit einer Wasscrcur . Es gebe jedenfalls Fälle , wo die
Anwendung dieses Heilverfahrens schaden könne ; ihm persönlich
sei aus Holstein ein Fall bekannt , wo ein junges "Mädchen
den Tod durch dasselbe gefunden habe . Wenn ein Mchtarzt
conzessionirt werden solle, bedürfe das Institut jedenfalls einer
ärztlichen Controlle und wenn man auch nicht verlangen wolle,
daß der Inhaber selbst Arzt sei , so müsse man doch einige
medizinische Kenntnisse von demselben fordern . Der zweite
Theil des Gesuchs , dem übrigens Zeugnisse über glückliche
Küren des Petenten angelegt seien , werde ebenfalls durch die
zu erwartende Medizinalordnung erledigt . Der Ausschuß be¬
antrage :

der Landtag beschließe,
in Erwägung:

daß es zwar scheint als wenn die s. g . Schroth ' sche
Heilmethode manche Krankheiten zu beseitigen
vermag,

daß sie bei manchen Krankheiten indessen auch
schaden kann,

daß dem Vorsteher einer s. g. Schroth 'schen
Heilanstalt in dieser Beziehung nothwendig ein
Urtheil zustehen muß,

daß der Bittsteller zwar Zeugnisse über glück¬
liche Kuren beigebracht hat,

daß seine Persönlichkeit aber nicht hinlänglich
bekannt ist , um beurtheilen zu können , ob er die
genügende Sicherheit gewährt,

sowie ferner in Erwägung:
daß der zu erlassenden Medicinalorduung die
Bestimmung darüber überlassen bleiben muß , ob
zur Errichtung derartiger Anstalten künftig eine
Concession nöthig sein soll,

über die Petition zur Tagesordnung überzugehen.
Abg . Rüdebusch : Er möge ein derartiges Institut

nicht gerne unterdrücken , habe aber im Ausschuß mit seiner
Ansicht nicht recht durchdringen können . Er wünsche , daß das
Gesuch unter der Bedingung , daß die Anstalt unter ärztliche
Controlle gestellt werde , zur Gewährung empfohlen würde und
beantrage:
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die Petition der Großherzoglichen Staatsregieruug
znr Berücksichtigung zu empfehlen, unter der
Bedingung, daß bei Ertheilung einer koncession
die Anstalt einer ärztlichen Kontrolle unterworfen
werde.

Sieg.-komm. Bucholtz : Zum Bortrag des Berichter¬
statters habe er aufklärend zu bemerken, daß dem Petenten
Resolution von der Staatsregierung kürzlich geworden sei.
In Bezug ans den so eben gestellten Antrag müsse er bemerken,
daß nach bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine Konzession
zu einer Heilanstalt Niemand ertheilt werden könne, der nicht
die vorschriftsmäßigen Prüfungen bestanden habe. Die Er¬
theilung einer Konzession an einen Privaten sei daher auch
unter der Pedingung ärztlicher Kontrolle unzulässig. Etwas
anderes wäre eS freilich, wenn der Unternehmer mit einem
Arzte sich assoziire.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
4. Ueber die Eingabe des SchneidermeistersW. Man¬

gels zu Brake; bezeichnet: Berichtigung über die Petition vom
4. April 1864.

Berichterstatter Abg. Lentz : Es werde auS der vorigen
Diät eine Petition von Mangels erinnerlich sein, die Beschwerde
namentlich über unschuldige Verhaftung und Bestrafung, und
Anschuldigungen wegen angeblichen Verbrechen enthalten habe.
Damals sei znr Tagesordnung übergegangcn. Der Berichter¬
statter habe damals bemerkt, der Grund der angeblichen Be¬
schwerden des Petenten scheine darin zu liegen, daß derselbe
mit der Armen-Commission in Konflikt gerathen und deßhalb
bestraft sei. Hieran knüpfe die gegenwärtige Eingabe an und
erzähle ünständlich, wie Petent von dem Amte Brake wegen
Betrunkenheit unv Unfugs mit 3 Tage Gefängniß belegt sei,
wie dies Urtheil vom Landgericht Ovelgönne auf Ungewandtes
Rechtsmittel bestätigt worden unv die Strafe abgebüßt sei.
Das Urtheil halte Petent für ganz verkehrt, namentlich griffe
er die Glaubwürdigkeit der Zeugen, unter anderen des Bür¬
germeisters an und schildere, wie jenes Urtheil die Ouelle
seines Unglücks und Elends geworden sei. Schließlich werde
angeführt, daß Petent sich das Schicksal seiner vorigen Peti¬
tion nicht anders erklären könne als daraus, daß der Bericht¬
erstatter den wahren Sachverhalt verschwiegen habe.

Die Petition sei unklar, verworren und coufus; es sei
nicht einmal ersichtlich, wogegen Petent Abhülfe verlange und
was der Landtag für ihn thun solle. Selbst auf die Gefahr
hin, daß er von dem Petenten wie der vorige Berichterstatter
kritisirt werde, habe er daher lediglich Uebergaug zur Tages¬
ordnung zu beantragen.

Dieser Antrag wird angenommen.
Achter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬

nanzausschusseszu dem Schreiben Großh. Staatsregierung
vom 31. März 1865, betreffend Gewährung eines staatlichen
Zuschusses zu den Kosten des Durchstichs der s. g. Duttler
Hörne.

Die Allsschußanträge werden ohne Debatte angenommen.
Anträge znr zweiten Lesung des nach Antrag 2 in erster Le¬
sung angenommenen Entwurfs eines Enteignuugsgesetzes für
den vorliegenden Fall sind bis Dienstag Mittag einznbringeu.

Neunter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschusses über den Entwurf eines Gesetzes für das Für-
steuthum Birkenfeld, betr. Uebernahme von Wegen als Staats¬
straßen. (Berichterstatter Abg. Brockhaus .)

Antrag 1 und 3.
Reg.-Comm. Vucholtz : Da die Minorität eine gegen¬

teilige Ansicht zu verteidigen versucht habe, wolle er mit
einigen Worten noch über die Berlage sich äußern. Die
Staatsregierung habe früher auch auf dem Standpunkt der
Minderheit gestanden, d. h. nicht mir Gemeindewege zu
Staatswegen erheben, sondern gleichzeitig jetzige Staatswege
den Gemeinden zulegen wollen. Dieser Standpunkt sei ledig¬
lich deshalb ausgegeben, weil der Provinzialrath den gegen¬
teiligen Wunsch und Antrag geäußert habe. Letzterer Antrag
sei wesentlich darauf basirt, daß die Aufhebung von StaatS-
wegen und Uebertragung derselben auf Gemeinden füglich noch
einige Zeit ausgesetzt werden könne, bis sich die neue Gestal¬
tung der VerkehrSverhaltnisse in Folge der Rhein- Nahebahn
besser übersehen lasse. Dies scheine jedenfalls unbedenklich,
da die schlüssige Beordnung ja durchaus keine Eile habe.
Wenn die Minderheit die frühere Ansicht der Staatsregierung
festhalte und sage, daß man in gleicher Weise auch mit der
Uebernahme von Gemeindewegen als Staatswege warten könne,
so sei dies doch nicht der gleiche Fall. Welche Wege als
Staatswege zu übernehmen seien, darüber seien Provinzialre-
giernng, Provinzialrath und Staatsministerium durchaus ein¬
verstanden, und es fehle also an jedem besonderen Grunde,
hiemit noch zu warten. Insbesondere komme noch der spezielle
Punkt in Betracht, daß die zu übernehmende Straße von Sell-
bach bis an die Landesgrenze in ihrer Fortführung aus Preu¬
ßischem Gebiet chaussirt werden solle und daß diesseits ein
Entgegenkommen mit Chausseebau in Aussicht gestellt und eine
Vorlage an den Landtag verheißen sei.

Abg. Brockhaus : Er halte es nicht für zweckmäßig,
die Regelung der Wegaugelegenheit halb vorzunehmen. Dem
Beschlüsse des Provinzialraths sei erhebliches Gewicht nicht
beizulegen, weil derselbe nur mit 8 gegen6 Stimmen gefaßt
sei und weil die dafür geltend gemachten Gründe nicht stich¬
haltig seien. Die Verkehrsverhältnisse hätten sich jetzt, da die
Bahn fünf Jahre in Betrieb sei, genügend entwickelt. Der
von dem Reg.-Commissär für die Uebernahme speziell geltend
gemachte Punkte falle nicht iu's Gewicht, weil auch schon früher
Straßen auf Staatskosten ausgebaut seien, ohne daß sie im
Wege des Gesetzes erst zu Staatsstraßen erhoben worden.

Abg. Eissel : Es sei vielleicht überflüssig, die Ablehnung
des Minderheitsantrags noch weiter zu empfehlen, nachdem vie
Sache vom Regicrungstische in ein so klares Licht gestellt sei;
nur ans die speziellen Bemerkungen der Minorität habe er
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Einiges zu erwiedern. Es sei richtig, daß der Beschluß, mit
der Aufhebung von Staatswegen zur Zeit nicht vorzugehen,
nur mit 8 gegen6 Stimmen gefaßt sei, Thatsache sei aber
auf der andern Seite, daß der Beschluß, die Aufnahme der
Gemeindewege als Staatswege betreffend, einstimmig gefaßt
sei. Zwei derselben seien in Bau begriffen, eine bereits aus¬
gebaut und -zwar auf Staatskosten. Eine solle ausgebant
werden und eine, von Idar nach Katzenloch, sei von der Ge¬
meinde.chaussecmäßig hergestellt und werde schon längere Zeit
mit einer Post befahren. Das Fürstenthum habe kaum eine
Straße mit größerer Frequenz. Langst sei von Gemcindewe-
gen um Uebernahme dieser Straße als Staatsstraße petitionirt,
stets habe eö geheißen, eine allgemeine Klassifikation sei abzu¬
warten. Endlich sei es nun au der Zeit, der Gemeinde die
Kosten abzunehmen, deren Höhe man ans Antrag 3 erkennen
könne, nach welchem noch 1000 Thlr für die laufende Finanz¬
periode verlangt würdein Die Mittel zu den erst genannten
Srraßen seien vom Landtage bereits bewilligt und müßten die¬
selben bei ihrer Bedentenheit nach dem Gesetze von 1838 als
Staatsstraßen erklärt werden. Dies beabsichtige anch nur der
Gesetzentwurf. Andrerseits sei es richtig, daß der Berkchr auf
einigen bisherigen Staatsstraßen abgcnommen habe; dies sei
aber nicht in dem Grade der Fall, wie der Abg. Brockhans
behaupte, Einiger Lerkehr sei vielmehr noch da und müsse
cs sich erst gestalten, ob der Verkehr dauernd so gering werde,
daß die Wege den Charakter und die Bedeutung von Gemein-
Lewegcn erhielten. Geschehe dies, dann werde eine deSsalsige
Vorlage nicht auf sich warten lassen.

Abg. Brockhans : Die Nothwendigkeit der Ueber¬
nahme  bestreite er nicht, er wolle dieselbe nur anfschieben und
finde das nur so unbedenklicher, als der Ausbau für die lau¬
sende Finanzperiode nicht in Aussicht genommen sei. Was
andererseits dies Aufgeben bisheriger Staatsstraßen betreffe,
so sei der Verkehr znm Theil so unbedeutend ans denselben, daß
Gras auf ihnen wachse.

Minister v . Berg : Er wolle nur einen Gesichtspunkt
schärfer hervorheben, als von dem Abg. Eissel  geschehen sei
— den der Gerechtigkeit. Wenn es fcstslehe, daß ein bis¬
heriger Gemcindeweg dem allgemeinen  Verkehr diene, dann
müsse  derselbe der Gemeinde abgenommen werden. Diese
Forderung der Gerechtigkeit sei seines Erachtens durchschlagend,
wiewohl er anerkenne, daß es wünschenswerth gewesen, gleich¬
zeitig die andere Seite dieses Verhältnisses zu beordnen. Die
Staatsregierung hoffe bald in der Lage zu sein, auch hierüber
weitere Vorlage zu machen.

Antrag 1 (auf Ablehnung im Ganzen) wird abgelehnt,
Antrag 3 (auf Annahme im Ganzen) wird angenommen.
Antrag 2 ist mit der Ablehnung von 1 erledigt, Antrag 4
kommt nach der Bemerkung des Berichterstatters, der der Vor¬
sitzende bcistimmt, erst nach der zweiten Lesung des Entwurfs
zur Verhandlung. Anträge zur zweiten Lesung bis Diens¬
tag Mittag.

Zehnter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Fi¬
nanzausschusses zu dem Schreiben der Staatsregierung vom
31. März 1865, betreffend Nachbcwillignng zu den Kosten einer
landwirthschaftlichen Lehranstalt in Cloppenburg. (Berichter¬
statter Abg. Bartel .)

Abg. Töllner : Er habe um das Wort gebeten, da er
im Ausschüsse den Antrag auf Ablehnung mit gestellt habe.
Er halte die Derbindug einer Wirthschaft für praktische Ver¬
suche mit einer Lehranstalt überall nicht für zweckmäßig. Die
Zeit des Schulbesuchs von einem, bis anderthalb, höchstens
zwei Jahren werde weit besser benutzt, wenn sie lediglich auf
theoretische Ausbildung verwandt werde. Von Ackerbanschülern
selbst habe er diese Ansicht wiederholt anssprechen hören. Zu¬
dem könnten die Mittel recht wohl durch Erhöhung des Schul¬
geldes beschafft werden, wenn mit der Zeit doch praktische An¬
leitung gegeben werden solle. Das Schulgeld betrage in
Nenenburg 30 Thlr. , in Cloppenburg nur 10 Thlr ; wenn
cö auch nur auf 20 Thlr. erhöht werde, würden die Kosten,
welche jetzt aus der Staatskasse verlangt würden, schon bei
einer Frequenz von 25 Schülern beschafft sein.

Abg. Fortmann  beantragt namentliche Abstimmung;
der Antrag wird unterstützt und wird in namentlicher Abstim¬
mung der mit der StaatSregiernng übereinstimmende Antrag
der AuSschnßmehrheit mit 34 gegen 14 Stimmen angenommen.

Gegen den Antrag stimmten die Abgeordneten:
BnnnieS , Hardt , Hoting , Huchting , Müller,

Oetkeu , OldejohannS , Rüdebusch , Strodthoff,
Struthofs , Suhren , Töllner , Abels , Ahlerö.

ES fehlt der Ab. Ahlhorn.
Hiermit ist die Tagesordnung erledigt.
Nächste Sitzung: Mittwoch den 12. d. M., Morgens

11 Uhr.
Tagesordnung:
1. Ansschußberichtüber den Gesetzentwurf, betreffend

das Unterrichts- und Erziehungswesen im Fürstenthum Lübeck.
2. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend das

Verfahren, um Papiere auf den Inhaber außer Conrs und
wieder in Cours zu setzen re.

3. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die
Einführung einer Einkommensteuer für das Fürstenthum Lübeck.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die
Einführung einer Einkommensteuer für das Fürsteuthum Bir¬
kenfeld.

5. Mündlicher Bericht des JustizauSschusscs, betreffend die
Beschwerde des I . Caesar  in Varel wegen Mißbrauchs der
Amtsgewalt des Justizministersvoüi Rössing  rc.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betreffend
verschiedene Petitionen.

7. Bericht des Zollausschusses, betreffend Einführung
eines neuen Zollvereintarifs.

Borfitzender : Was noch rückständig sei, beschränke
sich auf einige Petitionen, Berichte des Zollausschnsses(Ber-
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trag mit Hannover wegen der Salzsteuer, Fortmann 'scher
Antrag) und die Militair-Convention mit Hamburg. Wenn
auch die Möglichkeit vorliege, alles Andere in einer Sitzung
zu erledigen, so sei doch hinsichtlich des letzten Punktes noch
keine Gewißheit vorhanden. Heute Nachmittag und vielleicht
morgen komme der Ausschuß mit dem Reg. - Commissär zu¬
sammen, so daß am Mittwoch sich wahrscheinlich bestimmen
lasse, ob am Sonnabend die letzte Sitzung stattfinden könne.
Ohne diese Aussicht, am Sonnabend fertig zu werden, werde
er auf diesen Tag keine Sitzung ansetzen, sondern die nächst¬
folgende Sitzung auf Mittwoch nach Ostern setzen.

Minister von Berg : Bei der obwaltenden Ungewiß¬
heit über die Erledigung der Militärconvention sei es gewiß
korrekt, daß der Landtag bis Sonnabend nach Ostern verlän¬

gert werde. Es sei dazu eine Verordnung nöthig, die am
Mittwoch zu erscheinen habe, und werde es daher angemessen
sein, den Termin so weit zu setzen, daß eine nochmalige Ver¬
längerung keinenfalls erforderlich werde. In diesem Sinne
werde er daher Sr . Königl. Hoheit dem Großherzoge Vor¬
schläge machen.

Da sonst in dieser Sache Niemand ums Wort bittet, er¬
klärt der Vorsitzende, er werde also in der angegebenen Weise
verfahren.

Schluß der Sitzung 1 Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter

Ramsauer.



Bericht
über

die Verhandlungen
der

zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Siebente Sitzung.
Oldenburg , den 12 . April 1865 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung: 1) Ausschußbericht über den Gesetzentwurf, betr. das Unterrichts- und Erziehungswcsen im Fürstenthum
Lübeck.

2) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. das Verfahren, um Papiere auf den Inhaber außer Cours
und wieder in Cours zu setzen re.

3) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Einführung einer Einkommensteuer für das Fürstenthum
Lübeck.

4) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Einführung einer Einkommensteuer für das Fürstenthum
Birkenfeld.

5) Mündlicher Bericht des Justizausschusses, betr. die Beschwerde des I . Caesar  in Varel wegen Miß¬
brauchs der Amtsgewalt des Justizministersv. Rössing  re.

6) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. verschiedene Petitionen.
7) Bericht des Zollausschusses, betr. Einführung eines neuen Zollvereinstarifs.

Vorsitzender: Präsident  Becker.
Am Ministertische: Regierungs- CommissärB ucholtz.
Der Schriftführer Abg. Hullmann  verliest das Pro¬

tokoll der vorigen Sitzung; dasselbe wird genehmigt.
Der Präsivent verkündet sodann, daß auf Wunsch des

anwesenden Reg.-Comm. Bucholtz der letzte Gegenstand der
Tagesordnung zuerst zur Berathung kommen werde. Würde
der Auöschußantrag angenommen, so werde die zweite Lesung
des Entwurfs nach Erledigung der Tagesordnung und einer
angemessenen Pause noch heute stattfinden, damit das Gesetz
zwei Monate vorher pnblieirt werden könne, ehe es in Kraft trete.

k. Bericht des Zollausschussesüber den Entwurf eines
Gesetzes, betr. Einführung eines neuen Zolltarifs.

Berichterstatter Abg. Strmckerjan II. : Er habe außer
den bereits im Ausschußberichte angedeuteten Aendernngen des
Entwurfs hier noch einen Nachtrag anzuführen. In Nr. 27
unten habe nämlich ursprünglich gestanden„Verordnung von"
und dann eine Lücke; statt dessen sei jetzt gesagt„Ministerial¬
bekanntmachung vom 6. Juli 1861.

Der Antrag des Ausschusses wird ohne Debatte ange¬
nommen.

Der Präsident verkündet, daß Anträge zur zweiten Lesung
Berichte. XIV.  Landtag  Ae Versammlung.

bis zur Erledigung der heutigen Tagesordnung bei ihm ein¬
zubringen seien.

2. AuSschnßbericht über den Entwurf eines Gesetzes,
betr. einen Zusatz zum Art. 4 und Art. 41 des Gesetzes vom
12. Sept. 1857, betr. das Unterrichts- und Erziehungswesen
im Fürstenthume Lübeck.

Vorlesung des Berichts wird nicht verlangt.
Reg.-Comm. Bucholtz : Die im Ausschußberichte vor¬

getragenen Gründe der Minderheit, welche er nicht zu wieder¬
holen brauche, hätten die Staatsregierung veranlaßt, dein an
sie ergangenen Wunsch, diese Angelegenheit zu ordnen, zu ent¬
sprechen und habe sie zu dem Zwecke die beiden Novellen vor¬
gelegt. Die Staatsregierung wünsche mm allerdings, daß der
Landtag diesen gesetzlichen Aendernngen seine Zustimmung er-
theile, lege jedoch gerade kein besonderes Gewicht darauf.
Sollte diese Zustimmung dem Anträge der Mehrheit des Aus¬
schusses gemäß versagt werden, so werde die Staatsregierung
das Regulativ vom 14. Nov. 1859 in der Art ändern, daß
der erforderliche Einklang mit dem Gesetze hergestellt werde.

Abg. Greverus (Berichterstatter der Minderheit) : Er
könne nichtnmhin, dem Landtage die Aufnahme des vorliegen-
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den Gesetzentwurfs dringend zu empfehlen . Es handle sich

hier darum , ob ein Zustand , der bereits seit sechs Jahren in

den Gemeinden Eutin und Schwartau zu allgemeiner Zufrie¬

denheit faktisch bestanden , beibehalten und legalisirt oder abge¬

schafft werden solle . Letzteres werde nur daun geschehen dürfen,

wenn dringende Gründe dafür sprächen . Solche Gründe habe

er aber in dem Gutachten der Majorität nicht gefunden . Sie

bemerke unter anderem , daß es sehr bedenklich sei, ohne zwin¬

gende Gründe ein Gesetz in einzelnen Punkten zu ändern.

Dies sei allerdings richtig , könne aber doch nur auf solche

Gesetze bezogen werden , welche bereits in 's Leben getreten ; die

bezügliche Bestimmung des Gesetzes vom 12 . September 1857

sei aber für die Stadt Eutm und den Flecken Schwartau gar

nicht zur Geltung gelangt und sprächen dieselben Gründe,

welche Aenderungen von Gesetzen ohne dringende Veranlassung

widerriethen , gegen eine Aenderung des allseitig befriedigenden

faktischen Zustandes . Die Mehrheit führe zur Motivirung

ihres Antrags ferner an , es werde durch den Art . 41 des

Schulgesetzes nicht ausgeschlossen , Mitglieder des Gemeinderaths

in den Schulgemeinde -Ausschuß zu wählen . Wenn man aber

überall eine Vertretung der politischen und der Schulgemeinde

durch dieselben Personen für wünfchenswerth halte , warum

man dies nicht durch das Gesetz sichern wolle , anstatt es der

unsicheren und von vielen Zufälligkeiten abhängigen Wahl zu

überlassen . Ferner werde hervorgehoben , daß sehr oft Gemein¬

derathsmitglieder wenig geeignet für Schnlangelegenheiteu seien.

Dieser Grund beweise zu viel . Er wolle nicht bestreiten , daß

der eine für Schulen , der andere für andere Angelegenheiten

des öffentlichen Lebens sich besonders eigne ; die Conseguenz

der Ansicht der Mehrheit würde aber sein , daß auch für die

Angelegenheiten der politischen Gemeinden z. B . für das Weg¬

wesen , das Feuerlöschwesen u . s. w ., besondere Vertreter be¬

stimmt werden müßten . Dies führe doch wol zu weit . End¬

lich führe noch die Majorität und zwar als Hauptgrund für

die Ablehnung des Entwurfs an , es erscheine nicht normal,

daß die Schulgemeinde sich ihre Vertreter nicht selbst wähle.

Das sei allerdings abnorm , aber die Verhältnisse in Eutin

und Schwartau wären besonderer Art . Zu der politischen

Gemeinde gehörten hier nämlich sämmtliche Mitglieder der

Schulgemeinde , mit alleiniger Ausnahme derjenigen , welche sich

noch nicht drei Jahre in der Gemeinde anfgchalten . Betheili¬

gen an der Wahl des die Schulgemeinde vertretenden Ge-

meinderathS könnten sich deshalb sämmtliche Mitglieder der

Schulgemeinde mit Ausnahme der oben gedachten wenigen

Personen . Daß diese nicht mitwählteu uud das Wahlrecht

erst begiime , wenn man eine bestimmte Zeit der Gemeinde

angehört habe , sei durchaus motivirt und würde eine solche

Bestimmung auch für die Wahl eines besonderen Schnlgemeinde-

Ausschusses gerechtfertigt sein . Kürz , er finde in dem Gut¬

achten der Mehrheit keinen Grund , welcher ihn bestimmen

könnte , von dem abzugehen , was sich so lange als praktisch

bewährt und empfehle er deshalb dringend die Annahme der

von der Staatsregierung gemachten Vorlage.

Abg . Etraokerjan I . (Berichterstatter der Mehrheit ) :

Er habe dem schriftlichen Ausschußberichte nur wenige Bemer¬

kungen hinzuzufügen . Der Berichterstatter der Minderheit

möge in manchen Punkten Recht haben ; wenn er aber behaupte,

daß die Schnlangelegenheiteu als Gemeiudesachen anznsehen,

so sei das wenigstens nach den zur Zeit bestehenden Gesetzen

nicht richtig und sei ihm sehr zweifelhaft , ob jemals eine der¬

artige Bestimmung erfolgen werde . Die Mehrheit habe ge¬

glaubt sich auf den Boden des Gesetzes stellen zu müssen.

Darnach seien die beiden Gemeinden Eutin uud Schwartau

nicht bloß politische , sondern auch Schulgemeinden , sie müßten

als solche ihren besonderen Ausschuß haben und das Regulativ

habe nicht bestimmen können , daß die Befugnisse des Schul¬

gemeinde -Ausschusses vom Gemeinderathe wahrgenommen wer¬

den sollten . Er (Redner ) habe in seiner eigenen Praxis

wiederholt die Erfahrung gemacht , daß es sehr zweckmäßig sei,

wenn für die Schulangelegenheiten ein besonderer Ausschuß

bestehe , denn im Gemeinderathe wären nicht selten Leute , die

sehr wenig Interesse für die Schule hätten und die sich bei

allen ihren Entschlüssen und Handlungen allein durch die Ten¬

denz der Sparsamkeit bestimmen ließen . Dies sei aber gerade

bei den Schulangelegenheiten am wenigsten angebracht , da die¬

selben zum Theil noch so vernachlässigt seien , daß zu ihrer

Verbesserung ein bedeutender Geldaufwand dringend erforderlich

scheine. Sie würden deshalb stets besser durch einen besonderen

Schulgemeinde -Ausschuß wahrgenommen werden . Wenn aber

die Gemeinden Eutin und Schwartau die Wahrnehmung ihrer

politischen und Schulangelegenheiten durch dieselben Personen

für so besonders wünfchenswerth hielten , so werde das durch

den Art . 41 des Schulgesetzes auch ja nicht ausgeschlossen,

indem ja der ganze Gemeinderath in den Schulgemeinde -Aus¬

schuß gewählt werden könne . Ans diesen Gründen müsse er

den Antrag der . Mehrheit empfehlen.

Der Antrag 1 wird angenommen und ist damit der An¬

trag 2 erledigt.

Präsident : Er habe gegen den Antrag der Mehrheit

des Ausschusses gestimmt , weil s. E . jede Zersplitterung in der

Vertretung der verschiedenen Gemeinde -Interessen schädlich und

es durchaus ungerecht sei , die de; evangelischen Confession

nicht angehörigen Mitglieder der Gemeinde zu Schulzwecken

gesetzlich zu besteuern , und vom Stimmrecht anszuschließen.

Er halte es für richtig , das gesetzlich zu bestimmen , was das

Leben eingeführt und was seit einer Reihe von Jahren in Eutin

und Schwartau sich als praktisch bewährt habe.

3 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . das Ver¬

fahren , um Papiere auf den Inhaber außer Cours und wieder

in Cours zu setzen und die Amortisation solcher Papiere.

Der Entwurf wird in der Zusammenstellung des Ausschusses

in zweiter Lesung angenommen.
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4. Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes, betr.
die Einführung einer Einkommensteuer für das Fürstenthum
Lübeck.

Auch dieser Entwurf wird in der Zusammenstellungdes
Ausschusses mit einer vom Berichterstatter Abg. Russell
hinzugefügten Berichtigung in zweiter Lesung angenommen.

5. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. die Ein¬
führung einer Einkommensteuer für das Fürstenthum Bir¬
kenfeld.

Wie zu 4.
6. Zweite Lesung des Gesetzenwurfs für das Fürsten¬

thum Birkenfcld, betr. Uebernahme von Wegen als Staats¬
straßen.

Der Entwurf ist dem Anträge der Mehrheit des Aus¬
schusses gemäß in erster Lesung einfach angenommen. Weitere
Anträge sind weder vom Ausschüsse noch von anderer Seite
gestellt und erfolgt die Annahme des Entwurfs auch in zweiter
Lesung. Desgleichen wird der bis dahin znrückgcstellte Aus¬
schußantrag dir. 4 angenommen.

7. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Enteignung
zum Zweck des Durchstichs der s. g. Mittler Hörne.

Auch dieser Entwurf wird in zweiter Lesung angenommen.
8. Antrag zum mündlichen Berichte des Jnstizansschnsses,

betr. die Beschwerde des F. Caesar  in Varel wegen Miß¬
brauchs der Amtsgewalt des Justizministersv. Rössing.

Verlesung des Antrags wird nicht verlangt, der Bericht¬
erstatter verzichtet ans eine weitere Motivirung und wird der
Ausschußantrag einstimmig angenommen.

9. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. ver¬
schiedene Petitionen:

-1) lieber das Gesuch einiger Eingesessenen aus den Ge¬
meinden Essen, Lastrup und Lindern um Erbauung einer
Chaussee von Lastrup über Herbergen nach Essen.

Berichterstatter Abg. Bartel : Mehrere Eingesessene
aus den Gemeinden Essen, Lastrup und Lindern bäten um
eine Chaussee von Lastrup nach Essen. Dieselben suchten ihre
Bitte besonders dadurch zu motiviren, daß in Folge der als¬
dann hergestellten direkten Verbindung mit der Westbahn für
die betreffenden Gemeinden der Handel mit Ostfriesland be¬
deutend erleichtert und gehoben werden würde. Von frei¬
willigen Beiträgen zu den Kosten sei in dem Gesuche nichts
erwähnt, sondern in dieser Hinsicht nur bemerkt, daß die Ge¬
meinden die nöthigen Erdarbeiteu gerne wahrnehmeu würden.
Der Ausschuß vermöge nicht auzuerkennen, daß dieser Chaussee
ein Vorrang vor anderen gebühre, das Bedürfniß sei nicht
dringend, da die drei Gemeinden bereits auf der Chaussee,
wenn auch auf einem kleinen Umwege, nach Osnabrück und
-Quackenbrück gelangen könnten und müsse deshalb der Aus¬
schuß beantragen:

der Landtag wolle in Betreff dieser Petition zur Ta¬
gesordnung übergehen,

Der Antrag wird angenommen.

2) lieber den Antrag des Abg. Nieberding  wegen
Erbauung einer Chaussee von Südlohne über Kroge bis zur
Landesgränze zum Anschluß an die Chaussee nach Diepholz.

Berichterstatter Abg. Bartel : Der Antragsteller be¬
merke in seinem Gesuche, daß durch eine Kunststraße, wie von
ihm beantragt, Handel und Verkehr in dortiger Gegend sehr
gehoben werden würden. Die Chaussee würde etwa 19000
Thaler kosten und sei die Gemeinde Lohne bereit, dazu 1000
Thaler beizntrageu. Sie sei in dem von der Staatsregierung
dem vorigen Landtage vorgelegten Bauplane unter den dem¬
nächst in Aussicht zu nehmenden aufgeführt. Soviel dem
Ausschüsse bekannt fänden noch Verhandlungen über die Rich¬
tung der zu erbauenden Chaussee statt, nämlich ob sie von
Südlohne oder von Mühlen auszugehen habe. Auch sei es
zweifelhaft, ob nicht die in Aussicht stehende Bahn von Ham¬
burg nach Paris eine Aenderung in der Sache bewirken werde
und könne deshalb der Ausschuß, da in den Antrag eine be¬
stimmte Richtung ausgenommen, nur den Uebergaug zur Tages¬
ordnung empfehlen.

Abg. Nieberding : Die beabsichtigte Chaussee sei für
die ganze Gegend von der größten Wichtigkeit, ob sie von
Mühlen oder von Südlohne aus zu bauen, das habe die
Staatsregierungzu beurtheilen. Jedenfalls sei es nicht zu be¬
zweifeln, daß, wenn die Eisenbahn von Hamburg nach Paris
gebaut, in Diepholz eine Haltestelle stattfinden werde. Die
von ihm beantragte Richtung halte er für die zweckmäßigste
und wünsche er dringend, daß sein Antrag vom Landtage der
Staatsregierung wenigstens zur geeigneten Berücksichtigung em¬
pfohlen werde.

Abg. Russell : Es sei kein mildes Urtheil, wenn der
Landtag über eine Petition zur Tagesordnung übergehe, da er
damit ausspreche, daß derselben jede Berechtigung fehle. Ein
solches Schicksal würde der vorliegende Antrag nicht gehabt
haben, wenn darin nicht eine bestimmte Richtung, in welcher
die Chaussee gebaut werden solle, angegeben wäre. Es werde
zwischen den betreffenden Gemeinden darüber gestritten, ob die
Richtung am zweckmäßigsten nach Südlohne oder nach Mühlen
resp. Steinfeld zu nehmen sei. Der Antragsteller habe sich
für Südlohne entschieden. DaS sei allerdings für diese Ge¬
meinde am vortheilhastesteu und in seinem(des Redners) per¬
sönlichen Interesse, indem dadurch eine direkte Verbindung mit
Diepholz gewonnen würde, aber die Gemeinde Steinseld würde
sehr dadurch beschädigt werden, da sie alsdann die Chaussee
kaum benutzen könnte, während, wenn weiter nach Mühlen zu
gebaut, auch Südlohue und Steinfeld au der Benutzung der
Chaussee würden theilnehmen können. So sehr wünschens-
werth nun auch eine direkte Chausseeverbindung mit Diepholz
sei, so werde doch der Antrag des Abg. Nieberding  der
Staatsregierung zur Berücksichtigung nicht empfohlen werden
können, weil darin die bestimmte Richtung über Südlohne und
Kroge ausgenommen sei.

Präsident : Der selbständige Antrag des Abg. Nie-
5 »
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berding sei bei seiner Einbringung genügend unterstützt ge¬

wesen ; nach seinem mündlichen Vorbringen scheine Petent

seinen Antrag dahin verbessern zu wollen , daß derselbe der

Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung empfohlen

werde ; ob ein solcher Berbesserungsantrag habe gestellt wer¬

den sollen?
Diese Frage wird vom Abg . Nieberding  bejaht und

ist auch der Verbesserungsantrag genügend unterstützt.

Der Ausschußantrag gelangt zunächst zur Abstimmung und

wird angenommen.
3 ) Ueber die Petitionen des Gemeinderaths der Gemeinde

Visbeck wegen Erbauung einer Chaussee von Vechta über Vis-

beck nach Wildeshausen.
Berichterstatter Abg . .Bartel : Petenten bemerken , sie

hätten schon oft um diese Chaussee gebeten , aber ihr Wunsch

sei bis jetzt noch nicht erfüllt worden . Unter anderen Grün¬

den führten dieselben zur Motivirung ihres Gesuchs besonders

an , daß durch eine solche Verbindung der nächste Weg von

Osnabrück nach Bremen hergestellt werde . Der Ausschuß

müsse anerkennen , daß die Erbauung dieser Chaussee sehr wün-

schenswerth und sei dieselbe auch in dem von der Staatsre¬

gierung dem vorigen Landtage vorgelegten Bauplane unter

denen anfgeführt , welche zunächst in Angriff genommen werden

müßten . Deshalb beantrage der Ausschuß:

der Landtag wolle die Petition der Staatsregierung

zur geeigneten Berücksichtigung übergeben.

Eine weitergehende Empfehlung sei ans dem Grunde

nicht rathsam , weil auch die Petition der Gemeinde Golden¬

stedt einfach zur geeigneten Berücksichtigung übergeben sei.

Der Ausschußantrag wird angenommen.

4 ) Ueber die Petition des Gemeinderaths zu Seefeld , betr.

die Erbauung einer Chaussee von Schwei über Seefeld nach

Stollhamm.
Berichterstatter Abg . Berrlel : Der Gemeinderath zu

Seefeld wünsche dringend , daß nach Vollendung der Chaussee

von Varel nach Rodenkirchen zunächst die Strecke von Schwei

über Seefeld nach Stollhamm in Angriff genommen werde.

Es sei durchaus nothwendig , daß das Butjadiugerlaud mit

dem Obergerichte zu Varel auf dem kürzesten Wege verbun¬

den werde . Auch würde die Chaussee der größtentheils Acker¬

bau treibenden Bevölkerung die Ausfuhr der Produkte sehr

erleichtern . Der Ausschuß verkenne nicht , daß eine Chaussee,

wie beantragt , für das Budjadingerland von großem Nutzen

sein werde , jedoch glaube die Mehrheit nicht mehr , als Ueber-

gabe der Petition zur geeigneten Berücksichtigung beantragen

zu dürfen , weil gebeten , daß diese Chaussee zunächst  in An¬

griff genominen werde , der Ausschuß aber nicht wisse, ob nicht

andere Richtungen ebenso große Ansprüche hätten.

Abg . Töllner (Berichterstatter der Minderheit ) : Er

wolle nur bemerken , daß die Chaussee von Rodenkirchen nach

Varel das Bedürfniß des Bndjadingcrlandes , mit dem Ober-

gerichte zu Varel ans dem kürzesten Wege verbunden zu wer¬

den , nur theilweise erfülle . Dies werde erst vollkommen der

Fall sein, wenn durch eine Chaussee von Schwei nach Stoll¬

hamm das Hintere Budjadingerland mit dem vorderen ver¬

bunden werde . Das Bedürfniß sei dringend und scheine es

deshalb der Minderheit des Ausschusses gerathen , noch einen

Schritt weiter zu gehen und die Petition der Staatsregierung

zur Berücksichtigung zu empfehlen.

Der Antrag der Mehrheit gelaugt zunächst zur Abstimm¬

ung und wird angenommen.

ö ) Ueber die Petitionen : '

a ) des Amtsralhs des Amts Berne,

b ) des Amtsraths des Amts Elsfleth,

betreffend Erbauung einer Brücke über die Hunte bei Huntebrück.

Berichterstatter Abg . Bartel : Die Eingesessenen von

Berne und Elsfleth bäten um eine Eisenbahn von Hude nach

Brake , eveut . aber um Erbauung einer Brücke über die Hunte

bei Huntebrück , und führten zur Motivirung ihres Gesuchs

verschiedene Gründe an . Der Ausschuß sei mit den Petenten

einverstanden , daß eine solche Brücke zweckmäßig sei, er könne

jedoch die Sache nicht soweit übersehen , als es ihm zweifelhaft,

wie es mit dem Brückenbau werden solle, falls die Eisenbahn

von Hude nach Brake zur Ausführung komme . Er beantrage

deshalb , die Petition der Staatsregierung einfach zur geeigne¬

ten Berücksichtigung zu übergeben.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

6) Ueber die Petition mehrerer Schiffsbanmeister zu Ede¬

wecht , betreffend Verbesserung des Fahrwassers von Edewecht

nach Ostfriesland.
Berichterstatter Abg . Bartel : Petenten bemerkten , daß

die zu Edewecht gebauten Schisse wegen der . Güte deö Holzes

allgemein beliebt seien , jetzt jedoch immer weniger gekauft wür¬

den , weil die Capitaiue Schiffe von größerer Weite verlangten

und diese nicht wegen der Untauglichkeit des Fahrwassers nach

Ostfriesland geschafft werden könnten . Eine Verbesserung

dieses Fahrwassers sei deshalb dringend nothwendig , wenn

nicht der Schiffsbau zu Edewecht in kurzer Zeit ganz aufhören

solle . Der Ausschuß verkenne nicht , daß für die Schiffsbau

treibende Bevölkerung der Gemeinde Edewecht die Erfüllung

des hier ausgesprochenen Wunsches von großem Nutzen sein

werde , er sei jedoch zweifelhaft , ob sich bei diesem anormalen

Zustande , daß mitten im flachen Lande Schiffe gebaut , die

Aufwendung von Staatsmitteln überall verlohne und beantrage

deshalb , daß diese Petition der Staatsregierung nur zur ge¬

eigneten Berücksichtigung übergeben wird.

Abg . Brader : Es erscheine einigermaßen auffällig , daß

das vorliegende Gesuch nur zur geeigneten Berücksichtigung

übergeben werden solle , während ein früherer Landtag eine

gleichlautende Petition der Gemeinde Edewecht der Staatsre¬

gierung zur besonderen Berüchsichtigung empfohlen habe . Doch

lege er hierauf weiter kein Gewicht . Er wolle nur soviel be¬

merken , daß die hier erbetene Hülfe dringend nothwendig sei

und rasch geschasst werden müsse , wenn nicht in der Gemeinde
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Edewecht der Erwerb schmäler werden solle . Dies habe die
Staatsregiernng bereits früher anerkannt und im Veranschlage
eine Summe zur Verbesserung des Fahrwassers von Edewecht
nach Ostfriesland ausgesetzt , später jedoch diese Position wie¬
der gestrichen . Die Gemeinde selbst sei nicht in der Lage aus
eignen Mitteln die erforderliche Abhülfe zu schaffen , deshalb
müsse der Staat hier eintreten , sonst würden in kurzer Zeit
dort viele Leute brodlos werden.

Schluß der Debatte.
Der Ansschußantrag wird angenommen.
7 ) Ueber die Petition des Gemeindevorstehers Menke zu

Lienen , betr . Chaussirung des Weges von Elsfleth nach Brake.
Berichterstatter Abg . Bartel : Petent stelle vor , daß

eine Chaussee von Elsfleth nach Brake durchaus nothwendig
sei . Es wäre zwischen beiden Orten viel Verkehr , namentlich
sei der Schiffsbau und Ziegeleibetrieb sehr bedeutend , jedoch
klagten die Leute , daß sie während des größten Theiles des
Jahres nicht von ihren Höfen kommen könnten , weil die Wege

so schlecht wären . Wer im Winter von Elsfleth nach Brake
fahren wolle , sei gezwungen einen Umweg von etwa vier
Stunden zu machen . Der Ausschuß erkenne an , daß die Ver¬
bindung zwischen beiden Orten gegenwärtig sehr mangelhaft
sei , er wisse nur nicht , wie sich nach Erbauung der projektie¬
ren Eisenbahn von Hude nach Brake , die auch Elsfleth berühre,
die Sache machen werde und könne deshalb nur beantragen:

das vorliegende Gesuch der Staatsregiernng zur ge¬
eigneten Berücksichtigung zu übergeben.

Der Antrag wird angenommen.

8) Ueber die Petition der Gemeinderäthc zu Fedderwar¬
den und Sengwarden , betreffend den Bau einer Chaussee durch
die ehemalige Herrschaft Kniphansen.

Berichterstatter Abg . Bartel : Petenten bemerken , daß
bereits von dem im vorigen Jahre versammelten Landtage
eine gleiche Petition der Staatsregiernng zur besonderen Be¬
rücksichtigung empfohlen , bis jetzt aber in der Sache nichts
geschehen sei . Sie erlaubten sich deshalb ihre frühere Bitte
unter Bezugnahme auf die früher angeführten Gründe zu
wiederholen . Mit Rücksicht ans diese Gründe stelle der Aus¬
schuß den Antrag:

der Landtag wolle die Petition , dem Beschlüsse des
Landtags vom 25 . April 1864 gemäß , der Großher-
zoglichen Staatsregierung zur besonderen Berücksichti¬
gung empfehlen.

Dieser Antrag wird angenommen.

9 ) Ueber die Petition der Gemeinde Tettens um Erbauung
einer Chaussee von Tettens bis Oldorferwarf.

Berichterstatter Abg . Barte ? : Die Gemeinde Tettens
führe an , daß sie einen bedeutenden Verlust dadurch erlitten,
daß ihr bei der neuen Organisation das Amt genommen sei.
Außerdem fühle sie sich sehr isolirt und vom Verkehre mit
anderen Gemeinden und der Stadt Jever abgeschnitten , da die
Fahrwege im größten Theile des Jahres nicht zn passiren seien

und das Sieltief immer mehr verschlamme . Deshalb würde
eine Chaussee von Tettens bis Oldorferwarf für sie von ganz
besonderem Werthe sein . Dieselbe würde nach einem ausge¬
stellten Kostenanschläge mit Einschluß der zu expropriirenden
Grundstücke 25000 Thaler kosten. Der Ausschuß verkenne
nicht , daß eine solche Chaussee zweckmäßig sein werde , könne

jedoch , da manche andere eben so viel Berechtigung hätten,
nur beantragen:

das vorliegende Gesuch der Staatsregierung zur geeig¬
neten Berücksichtigung zu übergeben.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

10 ) Ueber die Petition der Hebamme Bncholz in Frie-
! sohthe um Erhöhung des Gehalts.

Berichterstatter Abg . Bartel : Petentin bekomme kein

wirkliches Gehalt , sondern verdiene sich mit ihrem Geschäft
jährlich etwa 30 Thaler und bitte , da sie davon nicht leben
könne , um einen Zuschuß ans der Staatskasse . Da aber,
wenn etwas für dieselbe gethan werden müßte , zunächst die
betreffende Gemeinde emzutrete » hätte , so könne der Ausschuß

diese Petition der Staatsregiernng zur Berücksichtigung nicht
empfehlen und beantrage:

über dieselbe zur Tagesordnung überzngehen.

Dieser Antrag wird angenommen.

11 ) Ueber die Petition des Grasen W . F . Bentinck in

Marthasville im Staate Missouri in Nordamerika , betreffend
Nachzahlung rückständiger Jahresrenten.

Berichterstatter Abg . Bartel : Petent stelle vor , daß
in dem zwischen der Großherzoglichen Staatsregierung und
seinem Bruder , dem Grafen S . A . Bentinck am 30 . Juni

1854 abgeschlossenen Vertrage für ihn eine jährliche Rente
von 3750 Thalern Gold stipnlirt sei , zahlbar von Neujahr
1854 an , wenn er binnen 14 Tagen dem Vertrage beitrete,
sonst erst vom Tage des Beitritts . Petent sei nun erst einige
Jahre später beigetreten und habe seine Rente erst von da an
ansbezahlt erhalten . Erbitte um eine Nachzahlung derselben,
unter Anführung verschiedener Gründe . So bemerke er , daß
ein jetzt mündig gewordener Sohn von ihm in diesem Falle
bereit sei, ans seine eventuellen Snccessionsrechte zu verzichten,
was um so wichtiger erscheine , als sein Bruder Gustav ver¬
storben , ohne Nachkommen zu hinterlassen und deshalb dessen
Ansprüche ans seinen Sohn vererben würden . Schon früher
sei ein gleiches Gesuch des Petenten von der Staatsregiernng,
dem 13 . Landtage vorgelegt , dieser habe damals geglaubt auf
den Antrag der Staatsregiernng nicht eingehen zu können und
habe denselben abgelehnt . Nach der Ansicht des Ausschusses
habe schon bei Abschluß des Vertrages die Sache ebenso gelegen,
wie jetzt , auch damals habe der Graf S . A . Bentinck keine
Nachkommen gehabt und sei der Sohn des Petenten zur Zeit
des Verzichtes auf Varel noch nicht geboren gewesen , deshalb
beantrage der Ausschuß:

über diese Petition zur Tagesordnung überzngehen.
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Der Ausschußantrag wird angenommen und ist damit

die heutige Tagesordnung erledigt.
Der Präsident bemerkt , daß , da der Gesetzentwurf , be¬

treffend Einführung eines neuen Zolltarifs , in erster Lesung
einfach angenommen und Anträge zur zweiten Lesung nicht

gestellt seien , er eine Pause nicht erforderlich halte und deshalb,
falls kein Widerspruch erfolge , die zweite Lesung des Entwurfs

sofort stattfinden lassen werde.
Widerspruch erfolgt nicht und wird der Entwurf auch in

zweiter Lesung angenommen.

Schließlich bemerkt noch der Präsident , daß der Finanz¬

ausschuß mit der Vorlage , betreffend Abschluß einer Convention

mit Hamburg , noch nicht so weit gekommen sei , um eine ge¬

hörige Prüfung bis zum nächsten Sonnabend zu ermöglichen,

deshalb bestimme er die nächste Sitzung auf Mittwoch den

19 . April , Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung:
1) Mündlicher Bericht des Zollausschusses , betr . den An¬

trag des Abg . Fort mann  und Genossen wegen Ein¬
führung eines Zollvereiusparlaments.

2 ) Desgl ., betr . Nachlaß an der Einkommensteuer für die

unteren Steuerklassen.
3 ) Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über mehrere

Petitionen.

Schluß der Sitzung Mittags 12 Uhr.

Der Berichterstatter

Hemke « .

-



Bericht
über

die Verhandlungen
der

zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Achte Sitzung.
Oldenburg , den 19 . April 1865 . Bormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Mündlicher Bericht des Zollausschusses, betreffend den Antrag des Abg. Fortmann  und Genossen
wegen Einführung eines Zollvereinsparlaments.

2) Desgl., betreffend Nachlaß an der Einkommensteuer für die unteren Steuerklassen.
3) Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über mehrere Petitionen. *

Vorsitzender: Präsident Becker.
Am Ministertische: Minister v. Rössing , v. Berg,

Reg.-Comm. Bucholtz , Meinardus , Ruhstrat.
Nachdem der Schriftführer Abg. Str ackerjan III . das

Protokoll der vorigen Sitzung verlesen und dasselbe genehmigt
ist, schlägt der Präsident vor, die geheime Sitzung, von deren
Ausfall der Schluß des Landtags abhängig sei, vorweg zu
nehmen. Aus Ersuchen des Reg.-Com. Ruhstrat  wird mit
den beiden ersten Gegenständen der öffentlichen Sitzung be¬
gonnen.

Eingegangen sind von der geschäftsleiteudeu Commission
des allgemeinen Abgeordnetentages zu Frankfurt Exemplare
einer Zusammenstellungvon Ertzärungen in der schleswig-hol¬
steinischen Angelegenheit, deren Bertheilung unter die Abge¬
ordneten vom Präsidenten verfügt ist.

Erster Gegenstand der Tagesordnung: Mündlicher Be¬
richt des Ausschusses für Zollangelegenheiten, betr. den Antrag
des Abg. Fortmann  wegen Einführung eines Zollvereins-'
Parlaments.

Berichterstatter Abg. Strackerjan II- : Der Antrag des
Abg. Fortmann  sei dahin gegangen: „DerLandtag beschließe,
Großh. Staatsregierung zu ersuchen, dahin zu wirken, daß ein
Zollvereinsparlament geschaffen werde." So sehr der Aus¬
schuß anerkannt habe, daß die gegenwärtige Organisation zu
wünschen übrig lasse, so habe derselbe doch Bedenken tragen
müssen, den Antrag des Abg. Fortmann  zu empfehlen, da
derselbe gar zu unbestimmt sei. Es lasse sich nicht erkennen,
wie der Antragsteller sich die Sache eigentlich gedacht habe,
welche Stellung die Vereinsregierungen diesem Parlamente ge¬
genüber eiimehmen sollten und noch manche andere Frage, die
hiermit im Zusammenhang stände, daher habe der Ausschuß

das Bedürfniß einer Reorganisation anerkennen zu müssen ge¬
glaubt, wie in dem ersten Theil der Erwägungsgründe ge¬
schehen; aus den im zweiten Theil der Motive angebenen
Gründen aber für bedenklich gehalten, weiter zu gehen. Na¬
mens des Ausschusses empfehle er daher den Antrag:

Der Landtag beschließe
in Erwägung, daß es zwar dringend wünschenswerth
ist, daß der Zollverein eine Organisation erhalte,
welche die Wahrung und Förderung der wirthschaftli-
cheu Interessen nicht wie bisher vorzugsweise in die
Hand der Vereinsregierungeu legt, uud nicht jeder
einzelnen derselben ein unbedingtes Widerspruchsrecht
ertheilt, vielmehr einer Vertretung der Bevölkerung
des Zollvereins eine Einwirkung gestattet, und sichert,
daß nicht von Zeit zu Zeit mit Ablauf der Ver-
tragsperiodeu der Fortbestand dieses für wirthschaft-
liche Entwicklung Deutschlands so wichtigen Vereins
in Frage gestellt werde,

daß aber, da der Antrag des Abg. Fortmann
bestimmte Vorschläge über eine solche Organisation
nicht enthält und es, selbst wenn solche noch einge¬
bracht werden sollten, bei der gegenwärtigen Lage der
der Landtagsgeschäfte unthunlich sein würde, diesel¬
ben einer der Wichtigkeit des Gegenstandes ent¬
sprechenden Prüfung zu unterziehen,

über den Antrag des Abg. Fortmann  zur Tages¬
ordnung überzugehen.

Abg. Fortmann : Bei Stellung seines Antrags sei er
der Ansicht gewesen, es würde unpolitisch und anmaßend sein,
nähere Bestimmungen über die künftige Organisation eines
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Zollvereinsparlamcnts treffen oder auch nur andeuten zu wol¬
len: er habe es für die Sache der sämmtlichen Zollvereinsre-
giernngen gehalten, sich eine Vorlage zu schaffen und dann
darüber zu berathen. Auch wenn der Landtag sich längere
Zeit mit der Sache beschäftigen könne, werde er nicht in der
Lage sein, eine Vorlage zu machen, die Allen genügte. Dem
einstimmigen Ansschußantrag gegenüber habe er keine Aussicht,
daß sein Antrag angenommen werde, doch halte er es um der
Sache willen nicht für gut, wenn Uebergang zur Tagesord¬
nung zu beschlossen werde. Er habe daher einen Verbesse¬
rungsantrag entworfen mit einer Empfehlung in so milder
Form, daß er glaube, derselbe könne angenommen werden;
die Erwägungsgründe des Anöschnsses habe er in denselben
aufznnehmen sich erlaubt. Er beantrage:

der Landtag beschließe:
in Erwägung, daß es zwar dringend wünschenswert!)
ist, daß der Zollverein eine Organisation erhalte,
welche die Wahrung der wirthschaftlichen Interessen

* nicht wie bisher vorzugsweise in die Hand der Ver-
cinsregiernngen legt, und nicht jeder einzelnen der¬
selben ein unbedingtes WidcrsprnchSrccht erthcilt,
vielmehr einer Vertretung der Bevölkerung des Zoll¬
vereins eine Einwirkung gestattet, und sichert,

daß nicht von Zeit zu Zeit mit Ablauf der Ver¬
tragsperioden der Fortbestand dieses für die wirth-
schaftliche Entwicklung Deutschlands so wichtigen
Vereins in Frage gestellt werde,

die Staatsregicrnng zu ersuchen, möglichst dahin zu
wirken, daß eine Revision der ZollvereiuSversassnng bald¬
möglichst vorgenommen werde. '

Der Antrag wird genügend unterstützt.
Nachdem der Berichterstatter Abg. Strackerjan  II.

bemerkt, er glaube Namens des Ausschusses den Antrag auf
motivirte Tagesordnung auch dem so eben cingebrachten Ver¬
besserungsantrag gegenüber ausrecht erhalten zu müssen, wird
der Ausschußantragangenommen und sind damit beide Anträge
des Abg. Fort mann  erledigt.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung: Mündlicher Be¬
richt des Ausschusses für Zollangelegenheiteu.

Berichterstatter Abg. Huchting : Es sei bekannt, daß
durch die enorme Erhöhung-der Salzsteuer auf die ärmeren
Klassen ein schwerer Druck gelegt Werve. Durch die Vcr-
theuerung dieses unentbehrlichen"Nahrungsmittels belaste man
den Arbeiter, den kleinen Handwerker mit einer Steuer, die
den doppelten, ja dreifachen Betrag der Einkommensteuer für
diese Stufen ansmache. Habe mau diese Erhöhung der Salz¬
steuer nicht hindern können, so sei es Pflicht auf der andern
Seite eine Erleichterung eintreten zu lassen; diese lasse sich
finden in einem Nachlaß an der Einkommensteuer für die
unteren Steuerklassen. Der Ausschuß beantrage daher:

der Landtag beschließe:
in Erwägung des unverhältnißmäßigen Steuerdruckes,

welcheiOdie neue Salzsteuer auf die ärmeren Volks¬
klassen üben wird, im Hinblick auch auf den Vor¬
gang der Königlich Hannoverschen Regierung,

die Großherzogliche Staatsregierung zu ersuchen, die¬
selbe wolle einen Nachlaß an der Einkommensteuer für
die unteren Steuerklassen in Aussicht nehmen und dem
nächsten Landtage deshalb Vorlage machen.

Reg.-Comm. Ikuhftrat : Wenn der Antrag angenom¬
men werde, werde die Staatsregierung die Sache gewiß in
Erwägung ziehen; ob derselbe aber angenommen werden könne,
erscheine ihm doch bedenklich. Die Motive wiesen auf das Bei¬
spiel Hannovers hin; dort habe die Staatsregierung allerdings
einen"Nachlaß beantragt, dort liege aber die Sache auch ganz
anders. In Hannover biete die Steuer in den untersten Stu¬
fen Raum für Ermäßigungen, bei uns sei das zum Glück
kaum der Fall. Dort zahle nach dem Gesetz von 1859 die
Familie (verhciratheter Manu und Frau) in der 12. Klasse
an Pcrsonenstencr1 Thlr. 6 gs. — bei uns früher 20 gs.,
jetzt 10 gs. ; der unverheirathete Steuerträger zahle dort als
Minimum 1 Thlr. In der untersten Klasse sei dort nun eine
Herabsetzung von 1 Thlr. 6 gs. auf 24 gs. erfolgt, also auf
den fast 2>/2 so hohen Betrag als bei uns. An 10 gs. lasse
sich kaum etwas ermäßigen, wenn die Steuer überall noch
irgend welche Bedeutung haben solle. Ferner sei in Hannover
eine Ermäßigung dcßhalb leichter, weil die Zwischenräume
zwischen den einzelnen Sätzen bedeutender seien, die Steuer
steige von 1 Thlr. 6 gs. auf 2 Thlr. 12 gs. dann auf 3 Thlr.
6 gs.; es liege also jedesmal fast 1 Thlr. dazwischen. Wo
der Zwischenraum so groß sei, könne man streichen, ohne die
Vcrhältnißmäßigkeitzu stören. Bei cine/Progrcssion von 10
gs. ans 15 gs. 'auf 20 gs., könne man sich nicht ans die unter¬
sten Klassen beschränken, wenn nicht in den nächst höheren
eine ungerechtfertigt starke Steigerung eintreten solle, sondern
müsse auf die 6. oder ga» 7. Stufe hinausgehen. Zudem
scheine eine anderweitige Beordmmg bedenklich, nachdem das
neue Gesetz für das Herzogthnm erst vor einem Jahre ver¬
einbart und für die Fürstcnthümer erst vor 8 Tagen votirt
sei. Als einen Nebenpunkt müsse er noch hcroorheben, daß
die Revision einen erheblichen Ausfall in den Einnahmen Her¬
vorrufen werde; wenn dies auch allein nicht durchschlagend sei,
so müsse es doch miterwogen werden. Wir könnten die da¬
durch ansfallende Einnahme von etwa 20,000 Thlr. nicht
entbehren. In Hannover werde der Ausfall 150—160,000
Thlr. betragen, möge für uns also etwa ans 20,000 Thlr.
veranschlagt werden. Die Erwägung werde sich daher mit
darauf zu erstrecken haben, wie dieser Ausfall zu decken sei,
ob etwa durch Erhöhung anderer Steuern. Wie er Eingangs
bemerkt, werde die Staatsregierung die Sache gerne in Be¬
tracht ziehen, da sie anerkenne, daß durch die Erhöhung der
Salzsteuer auf die unteren Klassen ein erheblicher Druck ge¬
legt werde, müsse aber auf die bedenklichen Seiten des Vor¬
schlages Hinweisen.



Abg . HullmMM : Er empfehle den Ansschußantrag
und weise dabei auf das Beispiel Hannovers hin , die dortige

Staatsregierung nehme an , daß die Zollerträge künftig höher
sein würden als bisher und glaube , daß diese Mehreinnahme

den Ausfall in der Personensteuer decken werde . Zur Erhö¬

hung der Salzsteuer seien wir gezwungen und das Interesse
an der Einheit Deutschlands wenigstens in diesen materiellen

Beziehungen rechtfertige diese Erhöhung . Eine Mehreinnahme

müsse aber in Folge der neuen Zollvereinsverträge für uns

ebenso gut eintreten wie für Hannover , da wir an den Ein¬

nahmen verhältnißmäßig Theil nehmen.
Sei aber eine Mehreinnahme zu erwarten , dann erscheine

eine Revision des erst jungen Gesetzes gerechtfertigt , welche die

Bilanz des Voranschlags nicht alterire und denen zu Gute

komme , für die die Steuererhöhnng besonders drückend sei.

Reg .-Comm . Nuhsirat : Die Voraussetzung , daß die

Einnahmen nach den neuen Verträgen höher sein würden als

die bisherigen , müsse er als unrichtig bezeichnen . Die Herren

vom Zollausschuß würden bestätigen , daß er ihnen eine Be¬

rechnung über die mnthmaßlichcu Erträge vorgelegt habe;

Darnach sei schon an sich ein Ausfall von 10,000 Thlr . zu
erwarten und die angenommenen Positionen seien nicht will-

kührlich gegriffen . Wenn in Hannover ans eine nicht uner¬

hebliche Einnahme verzichtet werde , so denke man , dieselbe in
anderer Weise zu ersetzen. Tort sei die Veranlassung zu einer

Ermäßigung so viel dringender gewesen , da die Sätze in den

untersten Stufen den 3 -— llfachen Betrag der mistigen erreichten.

Abg . Ahlhorn : Mit schwerem Herzen habe man sich

entschlossen , den neuen Zollverträgeu seine Zustimmung zu ge¬

ben . Man habe sich eben nicht der Frage verschließen können,

was zu machen sei, wenn wir den erneuerten Zollverein nicht

beitrcten , und so sei die Genehmigung der Verträge im Grunde

nur etwas Formelles gewesen . Unsere Staatsregierung trage

auch keine Schuld , daß die Vcrtnäge nicht günstiger für uns

lauteten , nach der Lage des von Hannover ganz umschlossenen

Herzogthnms habe man nnt diesem Staate gehen müssen . Ohne

solchen Zwang äußerer Verhältnisse würde bei uns die Erhö¬

hung der Salzsteuer nicht eingetreten sein . Im vorigen Land¬

tag sch erst das Ersuchen gestellt , eine Ermäßigung der Salz¬

steuer in Birkenfeld in Aussicht zu nehmen und jetzt führe

man dieselbe Steuer im Herzogthnm ein . Wegen des Druckes -,

den diese Erhöhung für die unteren Klassen zur Folge habe,

sei er ganz mit dem Ausschußantrag einverstanden . Der Preis
des Salzes werde von h'2 gs - ans 1 gs . , vielleicht auf 1 gs.

2 sw . steigen . Wenn die Zoüerträge im Uebrigen auch einen

Ausfall ergeben sollten , so müsse durch die Erhöhung der

Salzsteuer doch eine Mehreinnahme hervortreten . Die Politik

Hannovers habe diese traurigen Folgen für uns ; hätte es sich

gleich mit Preußen in Unterhandlungen eingelassen , so würde

es bessere Bedingungen erzielt haben , denn nach unserer Lage

könne der Zollverein nicht ohne uns fertig werden und habe

daher ans den Beitritt von Hannover und Hessen großes Ge-

Berichte . XIV . Landtag 2te Versammlung.

wicht legen müssen . Tie anfängliche Weigerung Hannovers
habe zur Folge gehabt , daß es schließlich wohl oder übel sich

habe anschließen müssen . Unter diesen Umständen sei eine

Erleichterung der Volksklassen , die vorzugsweise durch die Er¬

höhung der Salzstener gedrückt würden , geboten ; sei das von
dem Ausschuß angedeutete Verfahren nicht durchführbar , so

könne man vielleicht die untersten Klassen der Einkommensteuer
ganz streichen . Könne sonst kein Rath geschafft werden , so würde

er sich selbst für eine anderweitige Erhöhung von Steuern , die von

den Bemittelteren getragen würden , entschließen . Der Ausfall

sei aber anderweitig zu decken, man möge nur im Militair-

budget streichen ; wo man zu eigenen Zwecken 100,000 Thlr.

ersparen könne , va müßten auch Ersparungen im Interesse des

Landes , zur Erleichterung des Steuerdruckes für den kleinen

Mann , möglich sein.

Reg . - Comm . Akuhftrat : Der Bemerkung des Vor¬

redners gegenüber müsse er daran erinnern , daß die Berech¬

nung , welche einen Ausfall von 10,000 Thlr . ergeben , sich

nicht auf Zoll  ertrage lwschränkt , sondern auch auf alle Ein¬

nahmen aus den indirekten S te u ern,  die erhöhte SaIzsteuer

cingeschlossen , erstreckt habe.

Abg . Strirckerjan II . : Der Reg . - Commissär habe

sich ans den ZollanSschnß berufen und müsse er als Vorsitzen¬

der desselben bestätigen , daß ihnen eine Berechnung vorgelegt

sei , welche sich auf die sämmtlichen Einnahmen aus Zöllen

und Steuern nach den neuen Verträgen erstreckt und mit einem

Fehlbeträge abgeschlossen habe . Der Summe erinnere er sich

nicht bestimmt , die Angabe des Reg .-CommissarS , daß sich die¬

selbe ans 10,00 ^ Thlr . belaufen , werde unzweifelhaft richtig sein.

Dem gegenüber müsse er aber hervorhcben , daß solche Berech¬

nungen unzuverlässig seien, eben weil sie für die Zukunft aus¬

gestellt würden , von der man nicht wisse, wie sie sich gestalten

j werde . Bei dem Anschluß an den Zollverein habe dem Aus¬

schuß auch eine derartige Berechnung Vorgelegen und ähnliche

Berechnungen seien im Ausschüsse ausgestellt . Die kalkulirten

Einnahinen seien aber weit hinter den wirklichen Erträgen

zurückgeblieben . Eben so wenig könne man wissen , wie sich

in 1 oder 2 Jahren die Einnahmen ans dem erneuerten Zoll¬

verein gestalten würden . Die Annahme des Ausschußantrags

erscheine ihm daher unbedenklich ; derselbe wolle nur eine Er¬

wägung veranlassen , wenn sich die Verhältnisse fester geregelt

hätten ; er könne denselben in keiner Weise für präjudiziell

erachten.

Reg .-Comm . Iiuhstrat : Die Sache liege jetzt anders

als vor 10 Jahren ; jetzt bekäme Oldenburg ein Fixum  von
27 ^ gs. per Kopf , die Einnahmen an Zöllen im Ganzen

möchten steigen oder fallen . Anders verhalte es sich nur mit

der Branntwein - und der Salzsteuer ; daß diese so viel mehr-

ergeben würden , sei nicht anzunehmen . Den Antrag verstehe

er übrigens anders als der Vorredner . Die Staatsregierung

werde nicht ausgefordert , Etwas in Erwägung  zu ziehen,
6
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sondern den Nachlaß an der Steuer in Aussicht  zu nehmen
und dem nächsten Landtage Vorlage zu machen.

Abg. Selkinann II- : Wenn er sich den Antrag be¬
sehe, so trete ihm zunächst entgegen, daß derselbe vorläufig den
unteren Klassen durchaus nicht helfe. Mau wolle eine Vorlage
an den nächsten Landtag; damit werde ohne Zweifel der nächste
ordentliche Landtag gemeint sein, der Ende 1866 zusammen¬
trete. Die Erhöhung der Salzsteuer trete mit dem Jahre
1866 ein; in diesem Jahre sei die Staatsregiernng zu einem
Nachlaß nicht ermächtigt, zunächst also für die unteren Klassen
Nichts gewonnen. Aus der andern Seite aber schade der An¬
trag , weil er Aussicht auf eine Steuererleichterung eröffne,
die vorläufig nicht eintreteu könne. Dies halte er gerade den
unteren Klassen gegenüber für bedenklich. Ein ferneres Be¬
denken sei, daß man eine Herabsetzung der Einnahme wolle,
ohne einen Ersatz für den Ausfall auch nur anzudeuten. Das
dreijährige Budget sei auch für 1866 festgesetzt, auf sämmtliche
Einnahmen seien Ausgaben angewiesen; nun höre man, daß
ohnedies ein Ausfall von 10,000 Thlr. pro 1866 zu erwar¬
ten sei, und wolle nun noch einen ferneren Ausfall herbeiführen,
ohne Deckungsmittel anzugeben. — Mit dem Wunsche sei er
vollständig einverstanden, daß den Volksklasseu, die durch die
Erhöhung der Salzsteuer besonders gedrückt würden, geholfen
werde. '41m dies zu erreichen, habe man s. E. gleich zu dem
kräftigeren Mittel greifen sollen, bei Handhabung des Gesetzes
einen weiteren Nachlaß im Verwaltungswege zuzulassen, als
eine Aendernng des Gesetzes zu beantragen.

Der Antrag gehe auch zu weit; in den unteren Klassen
der Einkommensteuer ständen Personen, die durchaus nicht
durch die Erhöhung der Salzstener gedrückt würden, er erinnere
nur an Dienstboten und Handwerksgesellen. Wem man helfen
wolle, das seien die kleinen Familien;  diesen könne im Ver¬
waltungswege eher und besser geholfen werden als durch die
Aussicht auf eine Aendernng des Gesetzes, die nicht vor 1867
eintreteu könne. So treten dem Anträge mehrere Bedenken
entgegen, ohne daß derselbe sofort einen Erfolg habe. Stelle
es sich bis zum nächsten Landtag heraus, daß ein Theil der
Einnahme aus der Einkommensteuerentbehrt werden könne,
so sei dann Zeit genug, die Sache zu erörtern; augenblicklich
lasse sich das noch nicht übersehen und durch Annahme des
Antrags werde den Leuten nicht geholfen, sondern nur Hoff¬
nungen in ihnen erweckt, die nicht erfüllt würden.

Abg. Hullmann : Der Reg. - Commissär habe früher
im Ausschuß und auch jetzt eine Mindereinnahme aus den
neuen Zollverträgen als wahrscheinlich hiugestellt. Er müsse
sehr irren, wenn die Hannoversche Staatsregierung nicht an¬
derer Ansicht sei, da er bestimmt glaube, dieselbe habe den
beantragten Nachlaß an Einkommensteuernicht bloö dadurch
motivirt, daß die Salzstener für die unteren Klassen sehr drü¬
ckend und der Ausfall durch andere Steuern zu decken sei,
sonrern auch durch eine muthmaßlichc Mehreinnahme ans Zöllen
und indirekten Stenern. Welche Regierung Recht habe, tms

müsse die Zeit lehren. Ein Nachlaß könne jetzt allerdings
nicht mehr in Vollzug gesetzt werden, aber der Antrag habe
doch zur Folge, daß, wenn auch der Landtag nicht vor Ende
1866 wieder zusammentrete, die dazwischen liegende Zeit nicht
unbenutzt verstriche, sondern dazu diene, Erfahrungen zu sam¬
meln, um bestimmter die Ergebnisse abschätzen zu können.

In diesem Sinne habe der Ausschuß gewünscht, daß ein
Nachlaß in Aussicht genommen und dem nächsten Landtage
Vorlage gemacht werde. Wie die Vorlage anöfalle, ob den
Nachlaß vorschlagend oder ablehnend, das hange wesentlich
von der in der Zwischenheit gewonnenen besseren Uebersicht ab.
Präjudiziell sei der Antrag nicht, der Landtag solle keinen Be¬
schluß in der Sache selbst fassen, sondern seinen Wunsch aus¬
sprechen, daß die Angelegenheit von der Staatsregiernng in
Erwägung gezogen und jedenfalls eine desfalsige Vorlage ge¬
macht werde, welche Gelegenheit gebe, ans die Sache zurückzu¬
kommen. Dies erscheine gerechtfertigt, weil die gegenwärtigen
Zeitverhältuisse, unter Anderem auch der bevorstehendeSchluß
des Landtags, den Ausschuß gezwungen hätten, davon abzu¬
sehen, definitive Schritte zu thnu oder von der Staatsregierung
zu erbitten. Wenn der Vorredner hervorhebe, daß den Leuten
Lurch den Antrag nicht augenblicklich geholfen werde, so er¬
scheine ihm dies als ein Vortheil, da die bis 1866 gegebene
Frist einen Ueberblick werde gewinnen lassen. Wenn derselbe
die Andeutung über den Ersatz des Ausfalls au Einnahme
vermisse, so fasse er die Sache so, daß von einem Ausfall
nicht die Rede sein könne, sondern gehe von der Voraussetzung
ans, daß die Einnahme aus dem erneuerten Zollverein sich
steigern werde, und für diese Hoffnung berufe er sich auch
auf die Ansicht der Hannoverschen Staatsregiernng. Waö die
Ausstellung des Vorredners betreffe, der Antrag sei zu allge¬
mein, so sei es eben, um nicht zn präjudiziren, nicht die Ab¬
sicht gewesen, die Personen, den Umfang und die Art des
Nachlasses näher zu präzisiren. Auch ihm erscheine cs gerecht¬
fertigt, den Nachlaß ans Familienväter zu beschränken, aber
dieser Frage habe mau so wenig vorgreisen wollen wie der, ob
eine Aendernng des gesetzlichen Satzes oder die Zusicherung
eines Nachlasses im Verwaltungswege zweckmäßiger sei. Alles
dies werde bei den späteren Verhandlungen zu erörtern sein,
zu deren Einleitung der Ausschuß nur die Initiative habe er¬
greifen wollen.

Reg.- Comm. Ruhstrat : Der Vorredner habe wie¬
derholt und ziemlich bestimmt ausgesprochen, daß die Hanno¬
versche Staatsregierung eine Steigerung der Einnahmen ans
den neuen Zollverträgen annehme. Er sei zufällig in der
Lage, den Beweis zu liefern, daß eine solche Ansicht wenigstens
in Len Motiven der Vorlage, die Ermäßigung der Personen¬
steuer betr., nicht aufgestellt sei. Die beiden hier in Betracht
kommenden kurzen Absätze derselben lauteten:

„Die erhebliche Mehrbelastung, welche die LandeLein-
wohner in Folge der Erhöhung der Salzstener von 12^
gr. ans 2 Thlr. für Leu Centuer treffen wird, hat zur
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Erwägung der Frage Veranlassung geben müssen, ob etwa
in Rücksicht ans diese Mehrbelastung Aenderungen des Ge¬
setzes über die persönlichen directen Stenern vom 20. Marz
1859 sich als empfehlnngswerthdarstellen.

Die Königliche Regierung ist bei dieser Erwägung zu
dem Resultate gelangt, daß das seinen Grundlagen nach
nunmehr seit mehr als 30 Jahren bestehende und im Gan¬
zen durchaus befriedigende Ergebniß liefernde Gesetz im
klebrigen unverändert beiznbehalten, gleichwohl aber den
untern Elasten der Bevölkerung, denen die Mehrbelastung
durch die Salzsteuer vorzugsweise fühlbar sein wird, durch
eine Ermäßigung der diese Elasten treffenden Personenstener
eine entsprechende Erleichterung zu gewähren sei."

Von einer voraussichtlichen Mehreinnahme sei hier nicht
entfernt die Rede.

Abg. Russell : Alle seien mit der Tendenz des Antrags
einverstanden; die Salzstener sei eben an sich eine irrationelle
Steuer, weil sie da Steuer suche, wo keine zu finden. Sie
drücke die unteren Klassen so erheblich, daß sie dieselben3—4
mal so hart treffe als die Einkommensteuer. Wenn nicht
Hoffnung da wäre, diesen Leuten helfen zu können, müsse man
keine Erwartungen anrcgen, sonst werde die vereitelte Hoff¬
nung ans Erleichterung den Druck noch härter empfinden lassen.
Wenn aber die Staatöregierung die Sache erwogen habe,
glaube er, daß sie in der Lage sein werde, eine Erleichterung
zu Theil werden zu lassen. Wenn nach den neuen Zollver¬
einsverträgen eine Einbuße hervortreten solle, so komme in
Betracht, daß im Voranschlag ein so großer Ueberschnß der
Einnahme über die Ausgabe vorgesehen sei, daß derselbe durch
den Stcnernachlaß nicht absorbirt werde. Die Wortfassnng
des Antrags erstrecke sich allerdings ans alle Personen der
untersten Steuerklassen, also auch auf die Dienstboten, die durch-
gehends stenerkräftiger seien als arme Familien und von der
Salzstenererhöhnng nicht betroffen würden. Die Staatsre-
giernng sei bei ihrer Erwägung durch die Fassung dcö An¬
trags aber nicht beschränkt; die Vorlage könne daö Unange¬
messene beseitigen. Selbst wenn aber die Erwartung eines
Ueberschnsses der Einnahmen über die Ausgaben sich nicht
erfülle, so sei 1866 ein Vorschlag zu erwarten, wie der Aus¬
fall anderweitig zu decken sei.

Reg.-Comm. Ruhstrat : Der Vorredner spreche von
bedeutenden Ueberschüssen, unser Voranschlag schließe bekannt¬
lich mit einem erheblichen Defizit. Wenn damals die Staats¬
regierung ermächtigt sei, etwaige Ueberschüsse zu Chausseebauten
zu verwenden, so sei dieser Beschluß nur für den eventuellen
Fall gefaßt, daß sich die Rechnung günstiger stelle als im Vor¬
anschlag. Vorläufig sei übrigens von Ueberschüssen gar keine
Rede; dies Jahr werde kein Groschen zu nicht vorgesehenen
Chansseebanten verwandt werben können und ob das nächste
Jahr- einen hierzu verwendbaren Ueberschnß ergeben werde,
sei auch sehr fraglich.

Abg. Russell : Dieser Bemerkung gegenüber wolle er

nur hervorheben, daß cS auffallend sei, Beschlüsse über Ver¬
wendung von Ueberschüssen zu fassen, wenn der Voranschlag
mit einem Defizit abschließe. Formell schließe der Voranschlag
allerdings mit einem Defizit, aber die Erfahrung beweise, daß
die Einnahmen geringer, die Ausgaben höher angeschlagen
würden als der Nechnungsschluß ergebe. In der vorigen Fi¬
nanzperiode hätten die Ueberschüsse 200,000 Thlr. betragen,
für die gegenwärtige habe man bei Feststellung des Budgets
ans ca. 140,000 Thlr. rechnen zu dürfen geglaubt- Deshalb
habe er geglaubt, auf vorhandene DecknngSmittel Hinweisen zu
dürfen. Eventuell müsse wegen anderweitiger Beschaffung der
Dccknngsmittel Vorlage gemacht werden.

Schluß der Debatte, der Berichterstatter verzichtet auf's
Wort, der Ausschußantrag wird angenommen.

Die öffentliche Sitzung wird sodann(11̂ Uhr) bis
nach Berathnng der Tagesordnung für die geheime Sitzung
auSgesctzt, um 12h'2 Uhr wieder eröffnet und in der Tages¬
ordnung fortgefahren.

Dritter Gegenstand der Tagesordnung: Mündliche Be¬
richte des Petitionsausschnsses

1) über eine Petition von Eingesessenen der Dorfschast
Scharbeutz im Fürstcnthnm Lübeck, betr. das Schneeschaufeln
ans dem Wege von Scharbeutz nach der Lübeck- Neustädter
Landstraße.

Berichterstatter Abg. Lentz : Von mehreren Eingesessenen
aus Scharbeutz sei eine Petition eingegangen, bezeichnet, „betr.
das Schneeschaufeln." Nach dem Inhalt beziehe sich dieselbe
jedoch nur auf das Schneeschaufelu auf einem bestimmten Wege.
Petenten theilten mit, die Unterhaltung der Wegstrecke von
Scharbeutz bis zur Lübeck- Neustädter Landstraße sei nicht von
der Dorfschast, sondern von dem Hofe zu tragen. Dies sei
im Prozeß entschieden. Das Schneeschaufeln sei nun nach der
Wegeordnung eine allgemeine persönliche Pflicht der Commune
für die Feldmark. Da der Weg aber lediglich durch die
herrschaftlichen Ländereien des Hofes führe, sei dasselbe als
in der Feldmark belegen nicht zu betrachten. Petenten wüßtbn
daher vom Schneeschaufelu befreit und diese Last dem äowinio
auferlegt werden. Aus diesem Grunde werde beantragt, daß
die Kosten deö Schnecschaufelns aus der Staatskasse bezahlt,
event. ärmeren Leuten eine Vergütung dafür gegeben werde,
deren Leistung man den Wohlhabenderen nicht aufbürden könne.
Aus der Eingabe gehe nicht klar hervor, ob Petenten die ge¬
setzliche Verbindlichkeit zum Schneeschaufelubestreiten wollten
oder nicht. Wollten sie dies, so müsse zur Tagesordnung
übergegangen werden, weil der gesetzliche Beschwerdeweg nicht
eingehalten sei; wollten sie es nicht, so könne die Bitte um
Bewilligung einer Vergütung nicht befürtwortet werden, weil
das zu unzähligen anderen Gesuchen und unabsehbaren Conse-
quenzen führen würde. Der Ausschuß beantrage daher: Ue-
berczang zur Tagesordnung.
» Dieser Antrag wird ohne Debatte angenommen.

6 *
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2) über eine Petition des Zinngießers Anton Brink¬
mann  in Cloppenburg, betr. Entschädigungsansprüche.

Berichterstatter Abg. Lentz : Petent habe 1853 in einem
öffentlichen Verkauf vom Staate Ländereien auf dem Esche
gekauft, deren Größe zu 4 Scheffel 10 Kannen und zu 4
Scheffel 12 Kannen angegeben sei. Später habe sich heraus¬
gestellt, daß die Ländereien2 Scheffelsaat kleiner seien. Petent
habe sich um Entschädigung an die Kammer gewandt, sei aber
abschlägig beschicken, da cS in den Verkaufsbedingungenaus¬
drücklich heiße, die Stücke würden verkauft, wie sie dalägen
und werde für die angegebene Größe nicht eingestanden. Das
Staatsministerinm habe sich ebenfalls auf eine Entschädigung
nicht eingelassen und trete auch der Ausschuß dem bei unter
Bezugnahme auf die von der Kammer angegebenen Gründe
und beantrage Uebergang zur Tagesordnung.

Abg. Selkmann I. : Er sei mit dem Ausschuß nicht
einverstanden, glaube vielmehr, daß auf den allgemeinen Ver¬
zicht des K. 3 der Bedingungen gar keine Rücksicht zu nehmen,
da vorher die Größe bestimmt angegeben sei. Die Größen-
augabe beruhe auf einem Irrthum, (daß die Absicht zu Grunde
liege, dadurch zu lukriren, sei nicht anzunehmcn) und müsse
unter diesem Versehen nicht der Käufer, sondern der Verkäufer,
hier der Staat , leiden. Er beantrage daher das Gesuch um
Entschädigung zur Berücksichtigung zu empfehlen.

Abg. Lentz : Er beharre bei dem Ansschnßantrag; wenn
in den Bedingungen die Größe angegeben sei, so fei damit
noch nicht gesagt, daß dies die Größe der neuen Landesver¬
messung sei. Lei Verkäufen werde oft alte Maße angegeben,
eine Größe, welche man im Publikum dem Areal einmal zu¬
schreibe. Das Stück „liege" für so und so viel; der Kauf¬
lustige könne es vorher besehen, er kaufe dann daö Stück, nicht
einen bestimmten Flächenraum. Dian könne kaum aunehmen,
daß dem Käufer eine-so bedeutende Differenz verborgen bleibe
und wenn dies der Fall sein sollte, daun müsse man sagen, er
würde für das Grundstück  den Preis gegeben haben, ob
es nun 6 oder 8 Scheffelsaat messe.

Der Antrag des Abg. Selkmann  I . wird nicht genü¬
gend unterstützt und kommt nicht mit zur Berathnng.

Abg. Selkmann n : Der Vorredner bringe den Un¬
terschied von alter und neuer Maße zur Geltung; dieser existire
im Münsterlaude überall nicht, dort kenne man nur Cataster¬
maß, weil früher dort überall keine Vermessung gewesen sei.
Die Bezeichnung mit „Scheffel und Kannen" beruhe lediglich
auf einer Umrechnung, weil sie dem Publikum geläufiger sei
als die nach Ruthen und Fußen.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
3) ein Gesuch der Brüder-Soziciät zu Oldenburg um

Korporationsrcchte.
Berichterstatter Abg. Lentz : Die s. g. Brüder- Sozietät

in Oldenburg bitte den Landtag dahin zu wirken, daß ihr Kor¬
porationsrechte verliehen würden. Die Sozietät nach den Aus¬
führungen der Eingabe bestehe aus etwa 40 Personen, die sich

von der evangelischen Kirche nicht getrennt hätten, sondern einen
Zweig derselben bildeten. In vielen anderen Ländern seien
derartigen Sozietäten Korporationsrechte ertheilt; sie hätten sich
an die Regierung gewandt und die Antwort erhalten, daß
zwar sachliche Gründe nicht entgegen ständen, die Ertheilung
aber den bestehenden Gesetzen nicht conform sei. Art 77 des
Staatsgrundgesetzes bestimme bekanntlich, daß ReligionSgesell-
schaften, welche keine Korporationsrcchte hätten, solche nur
durch ein Gesetz erhalten könnten. Die Petenten führten dann
auS, wie ihnen au der Erlangung von Korporationsrcchten
besonders gelegen sei, da sie ein Grundstück für die Sozietät
erworben hätten. Weil dem Ausschüsse die Verhältnisse der
Mitglieder, die Bedeutung und das Wesen dieser Genossen¬
schaft nicht weiter bekannt sei, beantrage derselbe nur:

der Landtag beschließe, das Gesuch mit der Anheim¬
gabe einer etwaigen Berücksichtigung an Großherzog¬
liche Staatsregierung abzugeben,

Abg. Steackerjan Hl-: ES sei nicht seine Absicht,
noch einen anderen Antrag einzubringeu; Alles eile dem Schlüsse
entgegen und werde ein weiter gehender Antrag dem einstimmi¬
gen Ausschußantrag gegenüber wenig Aussicht haben. Für
seine Person, und wie er glaube annehmen zu dürfen auch für
Andere, habe er nur anssprechen wollen, daß es sehr wün-
scheuswerth sei, diesen Sektengemeiuden eine dauernde Existenz
möglich zu machen. Zum Theil, namentlich Baptistengemein-
den, seien sie recht zahlreich und dürfe man ihnen nicht die
Möglichkeit versagen, sich in ihrer Weise zu erbauen und zu
diesem Zwecke Einrichtungen zu treffen, die auf die Dauer
berechnet seien. Von der hier in Rede stehenden Brüdersozietät
wisse er, daß es derselben große Schwierigkeit gemacht habe,
der Gemeinde ein Grundstück zu erwerben. Auf dem Grund
und Loden habe ein Canon gehastet, ein bestimmter Eigenthü-
mer habe bezeichnet werden müssen: so hätten sie sich geuöthigt
gesehen, einige Mitglieder pro t'orum als Eigeuthümer anzu-
gebeu, auf deren Namen der Canon iugrossirt sei. Schwierig¬
keiten und Verwicklungen müßten in solchen Verhältnissen entstehen,
man solle nur an den Eintritt eines Erbfalles denken, insbe¬
sondere wenn die Erben nicht der Gesinnung wären, welche
die Sozietät bei ihnen voranssetzen zu dürfen glaube. Die
Staatsregierung sei in der Ertheilung von Korporationsrechten
an Schützengesellschaften, Clubs und Innungen so freigebig,
daß die Gesuche überall gewährt würden, wo keine Belästi¬
gung des Publikums zu erwarten sei. Ein ähnlicher Grund¬
satz müsse auch für die religiösen Genossenschaften gelten und
wenn ihnen nur durch ein Gesetz die juristische Persönlichkeit
verliehen werden könne, so sei es gerecht, ein solches Gesetz zu
veranlassen.

Der Ausschußantrag wird angenommen.
Vierter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des Ju-

stizanSschusses über eine Beschwerde des Jetthanser GchulauS-
schnsses wegen Verweigerung von Entscheidungsgründen.

Berichterstatter Abg. Lentz : Diese Petition sei von
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dem Petitionsausschuß an den Justizausschuß abgegeben, dieser
habe die Sache erst heute vor Beginn der Sitzung berathen
können. In der Eingabe werde ausgeführt, daß zwischen
Jetthausen und Varel ein Streit über die Grenze der Schul¬
acht gewesen. Vom Oberschulkollegium sei die Grenze sodann
festgestellt und gegen dessen Verfügung Recnrs an das Staats¬
ministerium ergriffen. In dem Bescheide des Staatsministe¬
riums sei die Grenze nicht in Gemäßheit der ausgestellten
Beschwerde festgesetzt, aber auch nicht die Verfügung des Ober-
schulkollegiums bestätigt, sondern eine neue Entscheidung gegeben.
Das Staatsministerium habe Eutschcidnngsgründe nicht gegeben,
solche vielmehr aus desfalsigen Antrag ausdrücklich verweigert.
Da nun nach dem Staatsgrundgesctze die abschlägigen Verfü¬
gungen der Verwaltungsbehörden mit Entscheidungsgrüuden
versehen werden sollten, baten Petenten ihr Gesuch zur Abhülfe
der Beschwerde wegen der verweigerten Enscheidungsgrüude dem
StaatSministerium zu übergeben. Der Justizausschuß habe
die Sache geprüft und die Beschwerde ans Grund LeS Art. 47
ß. 3 deS Staatsgrundgesetzes begründet erfunden. Jene staats¬
grundgesetzliche Bestimmung erscheine so klar und unzweideutig,
daß der Ausschuß gar nicht auf einen Grund habe kommen
können, weßhalb die Entscheidungsgründe verweigert seien.
Von dem Herrn Regierungs- Commissar habe der Ausschuß
aber in Erfahrung gebracht, daß das Staatsministerium,die
Ertheilung von Entscheidungsgründen nicht für nölhig halte,
weil eS sich als eine Verwaltungsbehörde nicht ansehe. Es
lasse sich nun nicht leugnen, daß eS Fälle gebe, wo das
StaatSministeriumnicht als Verwaltungsbehörde thätig sei,
sondern mehr berathend fnugire, während der Landesherr selbst
die Entscheidung falle. Wo aber dem StaatSministerium eine
Entscheidung als Verwaltungsbehörde zugewiesen sei, da handele
es auch als Verwaltungsbehörde und müsse als solche für ab¬
schlägige Verfügungen Entscheidungsgründeabgeben. Art. 4
des Schulgesetzes vom 3. April 1855 laute nun aber:

„In allen Fällen, in welchen die Oberschulkollegieu
eine Verfügung oder Entscheidung abgegeben haben, ist eine
Beschwerde oder Berufung au das StaatSministerium zu¬
lässig."

Die Berufung in letzter Instanz gehe also nicht an den
Großherzog, sondern an das Staatsministerium. Im Art. 1
sei die Oberaufsicht über das gesammte Unterrichts- und Er¬
ziehungswesen ausdrücklich dem Staatsmiuisteriumbeigelegt.
Wo nun das Staatsministerium als oberste Schulbehörde
thätig sei, könne eö nichts anderes sein als eine Verwaltungs¬
behörde und folglich nach Art. 4? Z. 3 des Staatsgrundge¬
setzes bei abschlägigen Verfügungen zur Ertheilung von Eut-
scheidungsgründen verpflichtet. Der Ausschuß,habe sich daher
zu folgendem Anträge geeinigt:

die Vorstellung der Großhcrzoglichen Staatsregierung
mit dem Ersuchen zu übergeben, der Beschwerde durch
Mittheilung von Entscheidungsgrüuden abhelfen zu wollen.

Er muffe dabei bemerken, daß der Abg. SelkmannII . I

bei Formulirung dieses Antrages nicht gegenwärtig gewesen
und sich mit der Fassung desselben nicht ganz einverstanden
erklärt habe.

Reg.-Comm. Buchvltz : Wenn gleich schon vorher be¬
merkt worden sei, daß Alles zum Schlüsse dränge, müsse er
doch einige Worte dem Vorredner erwidern, theils um sich
gegen den Antrag auszusprcchen, theils um die erwünschte
Gelegenheit zu ergreifen, de» Standpunkt der Staatsregiernng
zu der fraglichen Bestimmung des StaatsgrundgcsetzeSdarzu¬
legen. Die Staatsregiernng lege auf die richtige Auffassung
und gewissenhafte Ausführung jener Bestimmung großen Werth
in der Ueberzeugnug, daß das Vertrauen zu den Behörden
wesentlich mit auf Ertheilung von Eutscheidungsgrüuden beruhe,
damit durch diese auch jeder Schein der Willkür vermieden
werde. Die Ausführung der fraglichen Bestimmung müsse
aber, um einen üblichen lateinischen Ausdruck zu gebrauchen,
mun Fi-Liio sulis geschehen; es gebe gewisse Beschränkungen,
unter denen jener Grundsatz praktisch nur gehandhabt werden
könne. Unter den „abschlägigen Verfügungen" deS Art. 47
K. 3 deS StaatSgruudgesetzes könnten unmöglich alle  abschlä¬
gigen Verfügungen verstanden sein. Eine Menge von Gegen¬
ständen könnten ihrer Natur nach nicht anders als uci bsuö
xlueitum entschieden werden. Wenn z. B. Jemand im öffent¬
lichen Dienste angestellt werden wolle, oder um Eingebung
einer Pacht, einer Lieferung einkomme, so sei ans derartige
häufige Fälle jener Grundsatz nicht anwendbar; es müsse viel¬
mehr um die Entscheidung über einen Anspruch, der sich auf
Gesetz oder Herkommen stütze oder doch nach allgemeinen Na¬
men zu benrtheilen sei, sich handeln. Eine andere Beschrän¬
kung, die er hier besonders zu betonen habe, weil sie in dem
vorliegenden Falle zu Raum komme, liege in dem Worte
„Verwaltungsbehörde." Das Staatsmiuisteriumhabe Ent-
schcidungsgründe im vorliegenden Falle nicht gegeben; eö frage
sich nun,  ob dasselbe eine Verwaltungsbehörde  sei.
Diese Frage müsse verneint werden; das Staatsmiuisterium
sei keine Verwaltungsbehörde, wenigstens nicht in.seiuer gegen¬
wärtigen  Organisation.

Mau werde an dieser Stelle keine schulgcrechte Definition
einer Verwaltungsbehörde verlangen; nur das charakteristische
Kennzeichen wolle er hervorheben, daß nur ein Organ, welches
abgetrennt  vom Inhaber der höchsten Staatsgewalt einen
gewissen Kreis von Geschäften zu besorgen habe, Verwaltungs¬
behörde genannt werden könne. Eine solche Stellung nehme
das Staatsministerium nicht ein, es sei nicht abgetrennt vom
Inhaber der höchsten Gewalt, es habe keinen abgegrenzten
Wirkungskreis, in ihm entscheide nicht der Wille des Ministers
oder deren Majorität, sondern der Wille des Großherzogs selbst,
dem zu diesem Zwecke Minister mit constitutioneller Verant¬
wortlichkeit beiräthlich zur Seite gestellt seien. Dies Verhält-
niß könne auch nicht unbekannt sein, da es äußerlich deutlich
hervortrete. Bis vor wenigen Jahren habe der Großherzog

I alle Verfügungen selbst unterschrieben, jetzt würden sie zwar
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vom Staatsmiuisterium erlassen, aber „mit höchster Genehmi¬
gung", „im höchsten Aufträge." Es existire also keine abgetrennte
Thätigkeit sondern eine Einheit des Staatsministeriums mit
dem Großherzoge. Man könne sich eine andere Einrichtung
recht wohl denken, in den meisten deutschen Staaten sei dieselbe
anders; eine Abtrennung, wie sie bei uns in der Provinzial¬
regierung vorlicge, könne in eigentlichen Verwaltnngssachen
auch beim Staatsministerikun eiutreten. Ob dies räthlich sei,
sei eine andere Frage; die dabei in Betracht kommenden poli¬
tischen Rücksichten zu erörtern, sei jetzt nicht an der Zeit; er
wolle nur auf eins aufmerksam machen. Werde die Thätigkeit
des SraatsministeriumS abgetrennt und abgegränzt, und in
Folge Lessen auch die abschlägigen Entscheidungen wie bei jeder
anderen Verwaltungsbehörde mit Eutscheidnngsgründen verse¬
hen, so würden die abschlägig Beschievcnen immer noch den
Weg zum Großhcrzog zu finden wissen, und wir ständen wieder
vor derselben Frage. Die Oldenburger seien es viel zu sehr
gewohnt, sich zuletzt noch an den Fürsten selbst zu wenden.
Es erscheine daher sehr fraglich, ob eine andere Einrichtung
räthlich sei. Der Großhcrzog übe in jenem Zusammenwirken
mit den Ministern seine Regentenrcchteund seine Regentcn-
pflichten; eine Entscheidung dcS Staatsministerinmssei eine
Entscheidung des Großherzogs, von einer Entscheidung einer
Verwaltungsbehörde könne hier keine Rede sein. — Hiermit
habe er die Lage der Sache im Allgemeinen dargelegt. Wenn
die Auseinandersetzung Einigen vielleicht zu doktrinair erscheine,
so müsse er hervorheben, daß die Praxis eine durchaus andere
sei. In den meisten Fällen, die an sich dazu geeignet schienen,
würden Entschcidungsgrnnde des Staatsministeriums gegeben.
Er brauche nur darauf hinzuweisen, daß unter Ccunivenz des
Staatsministerinms eine von Ministerialbeamten redigirte Zeit¬
schrift bestände, in der die wichtigsten das Publikum inte-
ressirenden Entscheidungsgründe sogar veröffentlicht würden.

Was nun noch den konkreten Fall anlange, so sei derselbe
von dem Berichterstatter durchaus richtig dargestcllt. Zur
Ausführung des Gesetzes von 1858, nach dem die Schul-
Baulast nach Grundstücken aufgebracht werde, hätten genaue
örtliche Grenzen zwischen den Schulachten gezogen werden
müssen, welche bis dahin nicht überall bestanden, und es hätte
jedes Grundstück einer bestimmten Schulacht zngelegt werden
müssen. Bei dieser den Behörden obliegenden Beorduung sei
zwischen Varel und Jetthausen ein Jnteresseukampf entstanden;
über die Frage der Zweckmäßigkeit' hätten sich je nach dem
Interesse verschiedene Ansichten geltend gemacht. Diese Ver¬
schiedenheit der Ansicht sei zwischen den Bezirksbeamteu aufge¬
treten, habe sich im Oberschulkollegium und im Staatsmini¬
sterium selbst gezeigt. Eine Entscheidung habe getroffen wer¬
den müssen; sie sei getroffen, nicht aus Gründen, mit denen
man eine entgegengesetzteAnsicht unter Hinweisung auf be¬
stimmte Gesetze widerlegen könne, sondern lediglich, weil die
bestimmte Linie als diezweckmäßigste erschienen sei. Dies sei
der Standpunkt der Staatsregierung und das zuletzt Bemerkte

werde zur Beurtheilung des vorliegenden Falles beitragen.
Er empfehle, den Ausschußantrag abzulehnen.

Abg. Dannenberg (während dieser Rede verläßt der
Präsident seinen Sitz und der Vicepräsident Pankratz  über¬
nimmt den Vorsitz) : Er ersuche den Landtag, den Ausschnß-
antrag anzunehmen, uni so mehr, um damit ein Zeichen der
Verwahrung gegen die so eben vom Ministertische aufgestellte
Theorie zu erkennen zu geben. (Bravo.) Eine gründliche
Erörterung der Frage in ihrem ganzen Umsauge, welche von
dem Regierungs-Commissär angeregt sei, sei nicht mehr an der
Zeit, da die Sitzung und mit ihr die Diät zu Ende eile;
einer gründlichen Prüfung würde es aber bedürfen, um die
richtigen Grundsätze präzis festzustellen. Man ' könne aber die
Frage im klebrigen unter Verwahrung gegen die so eben ent¬
wickelte Theorie dahingestellt sein lassen, indem der Antrag des
Ausschusses jedenfalls auf Grund der durch das Schulgesetz
vorgenommenen Organisation des Ministeriums angenommen
werden könne. Das Schulgesetz stelle die Oberschulkollegien
unter Oberaufsicht des Staatsmiriisteriums, eS gestatte von
den Entscheidungen der Oberschulkollegien einen Recurs an
das Staalsministerium. Was könne das Staatsministerinm
in diesen vom Schulgesetze ihm zugewiescnen Funktionen anders
sein als eine Necursbehörde! Uebrigens sage auch Art. 12
Z. 2 des Staatsgrundgesetzes: „Das Staatsministerinm nimmt
unter dem Großherzoge die oberste Leitung der Regierung
wahr." Was das Staatsministerinm in diesen  Funktionen
anders sei als eine Staatsbehörde, eine oberste Verwaltungs¬
behörde?

Der Regierungs-Commissär habe gesagt, es gebe viele
Fälle, in denen eine abschlägige Entscheidung gewiß nicht be¬
gründet zu werden brauche und als solche namhaft gemacht,
wenn Jemand in den Dienst des Staatsministeriums treten
wolle oder Präpositionen zu irgend einem Vertrage mache,
ans die nicht eiuzngehen sei und dergleichen; in diesen Fällen
habe allerdings das Staatsministerium keine Entscheidnngsgründe
zu geben, es könne die Anträge mit einem einfachen„nein" wie
jeder Privatmann ablehnen. Wenn es sich aber darum handele,
Bestimmungen zu treffen auf Grundlage des Rechtes oder auch
nur der Zweckmäßigkeit, dann seien auch Gründe auzugeben.
Auch wo ein freies Ermessen walte, da seien doch für dieses
Gründe anzugeben, denn jedes Ermessen müsse nach Maßgaben
und Rücksichten seine Entscheidung treffen, sonst werde es zur
Willkühr. Darum habe Art. 47 des Staatsgrundgesetzes Ent¬
scheidungsgründe bei abschlägigen Verfügungen verlangt, damit
eine Garantie gegeben werde, auch bei Entscheidungendes
Staatsministerinms, wenn es als Verwaltungsbehörde thätig
sei, daß nach Gründen entschieden sei, die sich vor der Vernunft
rechtfertigten.

In unserem Falle, wo das Staatsministerium auf Grund
des Gesetzes als Necursbehörde zu entscheiden gehabt habe,
könne die Sache nicht zweifelhaft sein und möge man sonst
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die Stellung des Staatsministeriums betrachten wie man wolle,
der Ausschußantrag sei unbedenklich.

Minister v« Rössing : Wenn wiederholt das Staats¬
ministerium als Verwaltungsbehörde bezeichnet werde, so suche
er Auskunft darüber, was das SlaatSministerinm sek, im
Staatsgrnndgesetze. Dort finde er im Art. 12 die Bestim¬
mung: „Das Staatsministerium nimmt unter dem Großher¬
zoge die oberste Leitung der Regierung wahr." Dies thnc
das Staatsministerinm in der von dem Regierungscommissär
dargestellten Einheit mit dem Inhaber der Staatsgewalt.
Daraus folge mit Nothwendigkeit, daß das Staatsministerium
nicht mit unter den Begriff einer Verwaltungsbehörde falle,
von denen Art. 47 spreche. Es nehme das Staatsministerinm
vielmehr eine wesentlich andere Stellung ein als eine Verwal¬
tungsbehörde.

Es handele sich hier um die Mitthcilnng von Entschei-
dungsgründen und zwar bei einer Entscheidung, welche nur
nach Ermessen gegeben werden könne. Wenn nun auch das
Staatsministerinm thatsächlich in fast allen Fällen abschlägige
Verfügungen mit Entscheidungsgründenversehe, so sei dies
doch geradezu unmöglich, wo es rein auf einen richtigen Griff
und Takt ankomme. Positive Gründe dafür, daß gerade so
und nicht anders das Resultat des Erwägens und Ermessens
ausgefallen sei, ließen sich nicht angeben; alle adminikulirenden
Gründe könne man nicht anfzählen; dazu komme, daß man
sich von denselben eine Wirkung auf die Ucberzeugung des ab¬
schlägig Beschiedenen nicht versprechen dürfe.

Ein ferneres, allgemeines Moment für die Auffassung der
Staatsrcgierung sei die ratio der im Art. 47 des Staatsgrnndge-
setzes enthaltenen Bestimmung: der mit abschlägiger Resolution
Versehene solle wissen, warum seinem Gesuche nicht willfahrt sei,
damit er darnach ermessen könne, ob er an eine höhere Instanz
gehen solle. Dieser Grund für das Interesse an den Ent-
schcidungSgründen falle bei Verfügungen des Staatsministeriiims
als der letzten Instanz, weg.

Abg. Becker : Er bedanre, daß dieser Gegenstand ge¬
rade am Schluß des Landtags zur Verhandlung komme und
müsse daran eine Entschuldigung knüpfen. Die vorliegende Be¬
schwerde sei an den Petitionsauöschnß gegangen, von diesem
gerade an dem Tage, als die Abgeordneten nach der vorigen
Sitzung auseinandergegangen, dem JustizanSschuß zugewiesen
und ihm am Abende jenes Tages erst zugegangcn. Unter
diesen Umständen sei die einzige Möglichkeit, die Eingabe über¬
haupt noch zu verhandeln, die gewesen, vor der heutigen Si¬
tzung die Sache im Justizausschuß zu berathen. Daher kein
Bericht, kein schriftlicher Antrag. Die Tragweite, die die
Angelegenheit durch die Ausführungen des Regierungskommissärs
erhalten, habe man allerdings vorher nicht erwarten können.
Wie der Abg. Dannenberg  lasse er jene Theorie diesen
Augenblick dahingestellt und trete aus den engeren Boden einer
vom Staatsministerinm als Instanz in Administrativ-Justiz-
Sachen abzugebenden Entscheidung zurück. Von diesem ans

aber müsse er dem Ministerpräsidenten entgegnen, daß man
eS dann gerade mit dem Staatsminislerium, das „unter dem
Großherzoge die oberste Leitung der Regierung wahrnimmt",
nicht zu thnn habe, sondern mit dem Staatsministerinm, dem
das Gesetz Entscheidungen in Verwaltungssachcn zugewiesen habe.
Bei solchen Entscheidungen in ders. g. Administrativjnstiz, die lei¬
der mehr als wünschenswcrth den Gerichten entzogen sei, komme
es ans die schärfste juristische Auslegung, auf den Sinn des
Gesetzes, nicht bloß auf Zweckmäßigkeit im einzelnen Falle an.
Und bei solchen Entscheidungen in letzter Instanz sollten keine
EntscheidnngSgründe erforderlich sein? Es wäre unerklärlich,
wenn daü Slaatögrnndgesetz diese nicht habe mitbefassen wollen;
ja selbst wenn es nicht daran gedacht habe, scheine ihm die
Nothwendigkeit der Entscheidnngsgrünveso selbstverständlich,
daß er geneigt sei, anzunehmen, das Staatsministerinm dürfe
auch ohne staatsgrnndgesetzliche Nothwendigkeit keine Entschei-
dungögründc weigern. Eine abschlägige Entscheidung ohne
Gründe sei im höchsten Grade verletzend; mau solle sich nur
in die Lage eines von dem vollen Begründetst!» der von ihm
gestellten Bitte Ueberzeugten versetzen, so werde man zngeben,
daß es kaum etwas Verletzenderes geben könne, als eine un-
motivirte abschlägige Resolution zu erhalten und auf die Bitte
um Angabe der Gründe dahin beschiedeu zu werden, „Ent-
scheidnngsgründe würden nicht gegeben."

Wo die Stellung des Staatsministeriums nach dem Ge¬
setze die einer Recursinstanz sei, da falle dasselbe unter Art.
47 §. 2 des Staatsgrnndgesetzes und aus diesem Gründe solle
man den Anöschnßantrag annehmen, die übrigen in die Erör¬
terung gezogene» Fragen aber zur Zeit dahingestellt sein lassen.

Abg. Ahlhorn : Er beantrage namentliche Abstimmung;
dies sei seines Erachtens der wichtigste Beschluß, den der Land¬
tag in dieser Diät zu fassen habe, denn hier handele es sich
nicht um einige Tausend Thaler, sondern um ein gutes Recht
der Staatsbürger.

Reg.-Comm. Bucholtz : Er habe eine erläuternde Be¬
merkung zu machen, die immerhin der Dertheidiger des Aus-
schnßantragS in ihrem Sinne benutzen könnten. Dieselben
hätten sich auf einzelne Fälle berufen, in denen das Staats¬
ministerium im Gesetze speziell als Recursinstanz hingestellt sei
und für diese besonders die Eigenschaft desselben als Verwal¬
tungsbehörde vindizirt. Der Abg. Dannenberg  habe be¬
sonders betont, daß das Staatsministerium nach dem Schul¬
gesetz in höchster Instanz über die Grenzregulirungen zwischen
den Schulachten zu entscheiden habe: Diese Begründung könne
er demselben erleichtern, denn nach dem Gesetz von 1857, bctr.
die Umgestaltung verschiedener Verwaltungsbehörden, könne
man sich ganz allgemein gegen Verfügungen der „Verwaltungs¬
behörden" beschwerend an das Staatsministerium wenden.
Es bedürfe also der Berufung auf ein, spezielles Gesetz hierfür
nicht, Recnrs-Jnstanz sei das Staatsministerium in allen Sa¬
chen, in denen die Verwaltungsbehörden competent wären.
Die Frage sei aber die (und darauf seien die Vorredner nicht
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eingegangen), daß zur Zeit eine Einheit vorhanden sei zwischen
dem Großherzoge und dem Staatöminisierinm; diese werde
durch die Gesetze, welche das Staatsministerium als Recnrs-
instan; hinstellten, nicht geändert. Die Gesetze, ans die man
sich bernse, enthielten überall nichts Neues; schon vor 1848
habe man sich in allen Verwaltmigssachen beschwerend an das
Landesherrliche Cabinet, d. h. an den Großherzog, wenden
und dessen Entscheidung als die der höchsten Instanz einholen
können.

Abg. Ahlhorn : Mit Beschwerden sich an das StaatS-
ministcrinm wenden, das habe man allerdings schon vor 1848
gekannt; früher habe man aber für einen abschlägigen Bescheid
die Angabe der Gründe nicht verlangen können— dies sei
es aber gerade, um was es sich hier handele.

Reg.-Comm. Bucholtz : Das Recht, um dessen Um¬
fang eS sich hier handele, werde von dem Vorredner mit Un¬
recht als ein Grundrecht der Verfassung  betrachtet. Die
Bestimmung, daß die Verwaltungsbehörden bei abschlägigen
Verfügungen Entscheidungsgründeanzugeben hätten, sei nicht
etwas Neues der Derfassnngönrknnde; dieser Grundsatz habe
in unserem Lande faktisch schon früher gegolten und sei in ei¬
ner mit Höchster Genehmigung erlassenen RegierungSbckannt-
machnng, die er im Angenbticke nicht zitiren könne, vor Er¬
laß des Staatsgrnndgesctzes ausdrücklich anerkannt.

Abg. Becker : Die Gegengründe des Regiernngs-
CommissärS rednzirten sich darauf, daß die gegenwärtige Ver¬
fassung des StaatsministeriumS sich mit der Verpflichtung,
Entscheidungsgründe anzugeben, nicht reime. Wenn die gegen¬
wärtige Verfassung nicht passe, um die gesetzliche Verpflichtung
zu erfüllen, so müsse sic geändert werden. Er bleibe dabei,
daß in den Fällen, wo das Staatsministcrinm Recnrs-Jnstanz
sei, dasselbe verpflichtet sei, Entschewungsgründc zu geben wie
jede andere Verwaltungsbehörde. Wo ein Gesetz dem Staats-
ministerinm die letzte Entscheidung in einer zwischen Parteien
streitigen Sache gebe, da habe nach abgegebener Entscheidung
selbst Seine Königliche Hoheit der Großherzog nicht die Be-
fugniß, auf nochmalige Vorstellung anders zu entscheiden.

Minister v. Rössing : Der vorliegende Gegenstand
scheine kaum geeignet, zum Schlüsse des Landtags debattirt
zu werden, da die Sache behufs gründlicher Behandlung einer
eingehenden Vorbereitung bedürfe. Das Verhältniß des StaatS-
ministerinms zu dem Großherzoge harmonire mit der schon
vorhin von ihm zitirten Bestimmung des Staatsgrnndgesctzes.
Das Staatsministerium sei deshalb keine gewöhnliche Ver¬
waltungsbehörde, weil ihm die selbstständige Stellung, der
abgesonderte Geschäftskreis fehle; es sei deshalb nach jener
staatsgrundgesetzlichen Definition keine Behörde, weil der Groß¬
herzog nicht Mitglied einer Behörde sein könne.

Abg. Dannenberg : Der Großherzog sei gewiß nicht
Mitglied  einer Behörde; er herrsche  über die Behörde,
die unter ihm regiere. Diese Behörde, das Staatsministerinm,
sei wie dem Großherzoge so auch dem Lande verantwortlich.

Man müsse doch wissen, ob die Entscheidungen nach Vernunft
oder Willkühr getroffen würden und ob ein Verantwortlichkeits¬
fall vorliege. Es solle in dem betreffenden Artikel des Staats-
grundgesetzeS dem Volke Garantie gegeben werden, daß eine
vernünftige Verwaltung und in den Entscheidungen keine Will¬
kühr geübt werde. Um dies beurtheilen zn können, müßten
die Gründe angegeben werden; ohne solche lasse sich bei Ad¬
ministrativjustizsachen gar nicht erkennen, daß ordentliche Justiz
geübt sei und keine türkische.

Abg. Selckmann II. : Man müsse unterscheiden; wo
das' Staatsministerium nach Art. 12 des Staatsgrundgesetzes
unter dem Großherzoge die oberste Leitung der Regierung
wahrnehme, da könne der Art. 47 des Staatsgrnndgesetzes
keine Anwendung leiden. Hier entziehe sich die Entscheidung
der Kritik nach anzngebenden Gründen. In dieser Hinsicht
sei er mit den vom Regiernngstische vertheidigten Grundsätzen
einverstanden. Wo aber ein anderer Fall Vorlage, wie hier,
wo das Staatsministerinm als Recursinstanz entscheide, oa
übe eS keinen Akt der Regierung, sondern einen Akt der Ver-

! Wallung und falle unter die Verwaltungsbehörden nach Arl. 47.
Wenn die gegenwärtige Organisation mit dieser Bestimmung
der Verfassung nicht harmonire, dann stimme er dem Abg.
Becker bei, vaß für diese Punkte eine andere Organisation
eingesührt werden müsse. Jedenfalls sei die Organisation des
SiaatSministeriumS ein Jnternum, daß nach Außen nicht her¬
vortrete und auch keine praktischen Folgen haben könne. Im
vorliegenden Falle unterliege es keinem Zweifel, daß das
StaaiSministerium nach der obigen Unterscheidung als Ver¬
waltungsbehörde thätig gewesen sei, also für seinen abschlägi¬
gen Bescheid Entscheidungsgründe angeben müsse. Er sei da¬
her für den Ansschnßantrag, indem er seine formellen Beden¬
ken, denen der.Berichterstatter Erwähnung gethan, fallen lasse.

Auf Anfragen des Vorsitzenden ist der Landtag damit einver¬
standen, daß der Abg. Dannenberg  in dieser Sache znm
dritten Male das Wort erhält.

Abg. Dannenberg : Er habe in Beziehung auf
die Aeußernng des Ministerpräsidentenund des Vor¬
redners nm'S Wort gebeten, daß der Großherzog in
den Entscheidungen des Staatsministeniums thätig sei,
von diesem aber nicht Gründe für seine Entschließungen ver¬
langt werden könnten. Vom Großherzoge, der ohne Verant¬
wortlichkeit sei, könnten allerdings keine Entscheidungsgründe
verlangt werden, aber das Ministerium, das ihm beiräthlich
zur Seite stehe, sei verantwortlich dafür, daß es ihm seinen
und welchen Rath ertheill. Er glaube daher, daß der Art. 47
des Staatsgrnndgesetzes auch auf das Staatsministerium
schlechthin Anwendung finde, hebe aber nochmals hervor,
daß diese Frage auf ein so weites Feld führe, daß bei der
gegenwärtigen Lage der Verhandlung eine definitive Feststellung

! nicht möglich, auch für die Entscheidung der gegenwärtig vor-
! liegenden Frage nicht erforderlich sei, da der Landtag mit An-
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nähme des Ausschußantrags auf dem festen Boden des Schul¬
gesetzes bleibe.

Minister v . Rössing : Er könne nicht glauben, daß
der Landtag nicht zugänglich sein sollte für eine Theorie, die
so vollständig mit der Verfassung harmonire; obgleich die
Auffassung der Staatsregierung vom Ministertische schon wie¬
derholt angedeutet sei, wolle er daher noch einmal dieselbe
einfach darlegen; vielleicht sei er nicht richtig verstanden Dem
Staatsministerium sei durch Gesetz die Thätigkeit einer Recurs-
Jnstanz in Verwaltungssachen beigelegt; nun frage er:
„was ist das Staatsministerium?" und finde im Art. 12 tz. 2
des Staatsgrundgesetzes die Antwort: „das Staatsministerium
nimmt unter dem Großherzoge die oberste Leitung der Regie¬
rung wahr." Das Staatsministeriumalso, welches in den
Gesetzen als Recurs- Instanz vorkomme, sei eine Anzahl von
Personen, welche unter dem Großherzoge die oberste Leitung
der Regierung wahrnehmen. Weil der Großherzog selbst mit¬
wirke, sei es demnach keine Behörde im gewöhnlichen Sinne
des Wortes; denn für eine solche sei, wie bereits hervorgeho¬
ben, das charakteristische Merkmal, daß ein bestimmter, abge¬
grenzter Theil der Regierungsgeschäfte, vom Inhaber der
höchsten Gewalt losgetrennt, ihr zu selbständiger Ausübung
übertragen sei. Er habe dies nochmals hervorheben wollen,
wenn er auch im Augenblick dem Anscheine nach darauf ver¬
zichten müsse, dieser Auffassung beim Landtage Eingang zu
verschaffen.

Abg. Selkmann II- : Wenn von einem Mißverständ-
niß die Rede gewesen sei, so glaube er zur Beseitigung desselben
die Verschiedenheit der Ansichten, welche in der Debatte her¬
vorgetreten sei, dahin bestimmen zu können: der Ministerprä¬
sident finde durch Art. 12 Z. 2 des Staatsgrundgesetzes die
Stellung des Staatsministeriumsallein und vollständig be¬
stimmt. Was das Staatsministerium in Gemäßheit des Art. 12
verfüge, dafür sei es auch seiner Ansicht nach keine Entschei-
duugsgründe schuldig; dies schließe aber nicht aus, daß dem
Staatsministerium nicht noch andere Funktionen durch das
Gesetz übertragen würden. Für diese anderen Obliegenheiten
sei das Staatsministerium nicht nach Art. 12 zu beurtheilen;
es falle vielmehr nach der Natur jener Funktionen unter den
Begriff einer Verwaltungsbehörde und somit unter Art. 47.

Minister v . Rössing : Der Unterschied der Auffassun¬
gen sei von dem Vorredner sehr richtig demarkirt; er wieder¬
hole aber, daß er die Ansicht desselben, so weit sie mit der
von ihm verteidigten Auffassung in Widerspruch trete, sachlich
nicht für begründet halte. In jener, im Art. 12 bestimmten
Einheit mit dem Großherzoge wirke das Staatsministerium
immer und unter allen Umständen— mit alleiniger Ausnahme

der Entscheidung laufender Sachen von untergeordneter Be¬
deutung, für deren Erledigung dasselbe vom Großherzoge ein
allgemeines Mandat erhalten habe.

Abg. Hullmann : Der Ministerpräsident führe sämmt-
liche Befugnisse des Staatsministeriums auf Art. 12 des
Staatsgrundgesetzes zurück; hier liege aber ein Fall vor, wo
das Staatsministerium auf Gruud eines bestimmten Gesetzes
eine andere Thätigkeit entfaltet habe. Art. 12 spreche von der
obersten Leitung der Regierung, in dieser gebe es keinen Jn-
stanzenzug, hierin stehe nur dem Staatsministerium— in
Verbindung mit dem Großherzoge, unter dem es wirke— die
Entscheidung zu. Art. 12 spreche also von dem Staatsmini¬
sterium als Staatsregierung.  Daneben sei das Staats¬
ministerium aber nach den Bestimmungen der Gesetze oberste
Recursbehörde, selbst für die niedrigsten Landesangelegenheiten.
Von dieser Thätigkeit sei in Art. 12 nicht die Rede, in ihr
fungire das Staatsministerium als oberste Verwaltungs¬
behörde:  ein solcher Fall liege hier nach den Bestimmungen
des Schulgesetzes vor.

Schluß der Debatte.
Abg. Lentz als Berichterstatter: Er empfehle die An¬

nahme des Ausschußantrages und zwar in dem beschränkten
Sinne, welcher von den Abgg. Becker und Dannenberg
bezeichnet sei, in seiner Bedeutung für den vorliegenden Fall.
Im Allgemeinen reservire er seine Ansicht.

Der Ausschußantrag wird sodann in namentlicher Ab¬
stimmung einstimmig angenommen; es fehlen beim Namens¬
aufruf die Abgg. Suhren und Driver.

Präsident Becker übernimmt wieder den Vorsitz.
Vorsitzender : Hiemit sei die heutige Tagesordnung

und damit die Geschäfte des Landtags überhaupt erledigt.
Minister v. Rössing : Für diesen Fall sei er von

Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzoge beauftragt, den
Landtag zu schließen. Er brauche auf die Thätigkeit desselben
keinen Rückblick zu werfen, da dieselbe noch Allen gegenwärtig
sei. Im Allgemeinen könne auf dieselbe mit Befriedigung zu-
rückgeseheu werden und hoffe er, daß die in der kurzen Diät
erledigten Geschäfte zur allgemeinen, vollen Befriedigung und
zum Segen des Landes gereichen würden. Im Namen Seiner
Königlichen Hoheit des Großherzogs habe er den Landtag zu
begrüßen und erkläre denselben hiermit für geschlossen.

Der Vorsitzende bringt auf Seine Königliche Hoheit den
Großherzog ein Lebehoch aus, in das die Versammlung drei
Mal kräftig einstimmt.

Schluß der Sitzung: 3 Uhr Nachmittags.
Der Berichterstatter

Ramsauer.

VGSSS «- »
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zweiten Versammlung des XIV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

A uszug.
Erste geheime Sitzung.

Oldenburg , den 3. April 1865 . Vormittags 11^ Uhr.

- — — . .

Tagesordnung : — — — — — — — — — — — — — - —
3) Bericht, betreffend Verlängerung des Birkenfelder- Preußischen Zoll- Vertrages.

Borsitzender: Präsident  Becker.
Am Ministertisch: Minister von Berg,  RegierungS-

Commissaire: Bucholtz und Rnhstrat.

III . Der mit der Vorlage der Staatsrcgierung sachlich
übereinstimmende Ausschußantrag Nr. 1. ans Genehmigung
der Verlängerung und Modifikation des Vertrages zwischen
Birkenfeld und Preußen, die Zoll - und Handelsverhältnisse
betreffend, wird ohne Debatte angenommen; desgl. der An¬
trag Nr. 2.

Der Antrag Nr. 3. des Ausschusses, die Staatsregierung
zu ersuchen, bezw. zu ermächtigen, die Verhandlungen dem¬
nächst zu veröffentlichen, wird gleichfalls angenommen.

Schluß der Sitzung Mittags 12 Uhr:

Der Berichterstatter
Nanlscmer.
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Auszug.
Erste geheime Sitzung.

Oldenburg , den 3. April 1865 . Bormittags 11^ Uhr.

- —_ —-

Tagesordnung : — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — —
4) Bericht, betreffend den Abschluß eines Zoll- und Handelsvertrages zwischen dem Zollverein und

Oesterreich.

Vorsitzender: Präsident Becker.

Am Ministertisch: Minister von Berg,  Regierungs-
Commiffaire: Bucholtz und Ruhstrat.

IV. Die Ausschußanträge in dem Berichte, betreffend
Handels- und Zollvertrag zwischen dem Zollverein und Oester¬
reich, werden ohne Debatte angenommen, sowohl der Antrag
auf Zustimmung zu dem Vertrage, der sachlich mit dem Anträge

der Staatsregierung übereinstimmt, als auch der Antrag, die
Veröffentlichung der Verhandlungen betreffend.

Schluß der Sitzung Mittags 12 Uhr'

Der Berichterstatter

Ramsarrer.
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